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r
Ch,arteita9 markiert ein historisches Datum in der Geschichte der CDU 

N1 Jah s" Es ist der erste Parteitag der CDU als Regierungspartei seit 
r? bevtai? 1968, Seit diesem Berliner Parteitag haben wir die Statur der Par- 
ele9krt und dies konnte jeder, der in diesen zwei Tagen dabei war, als 

als kriti » als Gastdelegierter, als Gast aus dem Ausland, als Besucher, 
?'e$e ftS°her wegbegleiter aus dem Journalismus feststellen. 
ÜberWait'an2 zo9 Bundeskanzler Helmut Kohl in seiner Schlußrede als mit 
QUrm '"Sender Mehrheit wiedergewählter Parteivorsitzender auf dem 31. 
Ob in    

Parteitag der CDU. Er sagte weiter: 
lhren prPp0sition oder Regierung, wir sind die Christlich Demokratische Union, die aus 
feiernni?pien heraus lebt und arbeitet. Hier war nicht Übermut der Macht zu spüren, 

r die ner War vor allem der Wille zur Verantwortung, der Wille zur Pflicht zu spüren. 
rtUch die JSkussion verfolgt hat, die engagierten Beiträge über viele Stunden hinweg, 
Jerkonnt

kontr"oversen Beiträge zum Thema Kampf gegen die Jugendarbeitslosigkeit, 
^sspf das förml'ch mit Händen greifen. Und dafür bin ich dankbar; denn das ist die 

Nr Ark -9 9'aubwürdiqer Politik und die Voraussetzung für ein gutes Ergebnis un- Ki     Arh •••    y|dUÜWuraiger KOIITIK unu uie vuiciuoociiuuy .u. w... ^^^^ i_.a^...- -.. 
D|erne mit . in der Zukunft. Dieser Parteitag hat gezeigt, daß wir streitig über Sachpro- 
%strier   nander diskutieren, daß wir aber in allen Grundfragen, ohne daß wir es de- 

U und rn' ein'9 sind- Und die Rede von Franz Josef Strauß nat auch 9ezeW< daß 

?en. kan eini9 sind- Und wenn wir das nicnt nur nier' sondem immer draußen sa- 
Koa|itaUch gar kein Zweifel aufkommen. Wir sagen ja zu der von uns mitbegründe- 

"°n der Mitte, das heißt auch ein Ja zu einer fairen Partnerschaft. Wir sagen 
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auch ja zu einem notwendigen Kompromiß, und das ist auch ein Stück innerp 
gelebter Demokratie. jjr 
Wir haben die Wahlen zur Parteiführung gemeinsam durchgeführt. Ich darf mic ^ 
len sehr herzlich für das Vertrauen bedanken, das Sie mir persönlich erwiesen ^ 
Ich habe ganz einfach die Bitte an Sie alle, an jeden einzelnen von Ihnen, daß Si ^ 
der Führung der Partei und auch mir persönlich in der kommenden Zeit, in einer $ 
rigen Zeit, helfen und daß wir diese schwierige Wegstrecke gemeinsam gen.en'^,l! 

sicher, daß wir aus dieser inneren Kraft der Union heraus fähig sind, — nicht übe 
und nicht auf dem Wege von Patentlösungen —, die Probleme zu lösen. ^ 

Wir werden in diesem Jahr und im nächsten Jahr in einer besonderen Verantworty- 
den Frieden und die Freiheit unseres Landes stehen. Wir werden dabei eine de ^ 
sehen Bewährungsproben der modernen Demokratie in Deutschland durch* vj6|e 
haben. Es mag sein, daß wir Tage, Stunden und Wochen erleben werden, in deJ nf)ocJ 
glauben, daß uns der Zeitgeist wie ein Sturm ins Gesicht weht. Wir werden das0 ^ rf. 
bestehen, wenn wir uns selbst treu bleiben und wenn wir daran denken, wie ^ 
dem, was wir in diesen Jahren für die Zukunft von Frieden und Freiheit unseres 
durchstehen müssen, vor der Geschichte bestehen. ^rt' 
Wir haben die großen Probleme im Innern unseres Landes: Wiederbelebung    .{ 
schaft, Bekämpfung der Arbeitslosigkeit, insbesondere die Jugendarbeitslosig       ß 

Wir tragen eine besondere Verantwortung für den freien Teil unseres Vaterlan     ^ 
unsere Bundesrepublik Deutschland. Und in diese Verantwortung ist auch das ^ 
eingenommen, was unsere Mitbürger im anderen Teil Deutschlands sehen, d'e ^ ^r 
Tag über Rundfunk und über Fernsehen, über vielerlei persönliche Bindungen     ge- 
wandten und Bekannten sehr genau hinschauen: Was tun sie drüben in der'°   ^ 
publik Deutschland? Und es ist viel Hoffnung auch in Leipzig, in Dresden, in   .^' 
und anderswo in diese neue Bundesregierung, von der CDU/CSU und FDP 9et^tgifl $ 
vestiert. Es wird viel Hoffnung darauf gesetzt, daß wir nicht nur vom langen * hjed«f 
Geschichte sprechen, sondern daß wir ihn ganz praktisch leben: klar und enxs (0

r 

in den Grundsätzen, nicht nachgiebig aus Opportunismus des Tages heraus, a    zj(i°' 
bei und klug, wenn es darum geht, für die Menschen in Deutschland etwas her*  ^d* 
len, sie einander näherzubringen. Denn Einheit der Nation heißt immer auch M|1 

der Menschen in der gleichen Nation. ytff 

In diesem Sinne wollen wir unsere Arbeit nach diesem Parteitag wieder aufnehn1   ggf« 
wollen zu unseren Mitbürgern hinausgehen, wir wollen werben, wir wollen föj ^n'11 

Politik überzeugen. Wir wollen es vor allem in den nächsten Monaten bei den W    pjr 
Bremen und Hessen tun. Ich wünsche mir, daß unsere hessischen und bremisc"1 

teifreunde nie einen Mangel an Rednern im Wahlkampf haben werden. j(1d 

Ich wünsche mir, daß alle jene, denen es um die Zukunft der Union geht, berLn. ^ 
dort zusätzlich mit anzupacken, um unser gemeinsam gesetztes Ziel zu erreic 
sage das auch im Hinblick auf die Europawahl im Juni des nächsten Jahres. ^ 
Wie jeder sieht: An Aufgaben, an Pflichten mangelt es uns nicht. Es kommt n.ujJttjt. 
an, daß sich jeder von uns ganz persönlich herausgefordert sieht und seine Pf|ic     $ 
In diesem Sinne möchte ich den 31. Bundesparteitag der Christlich Demokr*' ^ 
Union Deutschlands schließen: mit einem Gruß an unsere Landsleute drüben J^jt 
ren Teil Deutschlands, mit dem Lied der Deutschen: „Einigkeit und Recht und r 
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S?lmutKohl: 
uie Zukunft gestalten - 
qen Frieden sichern 
?te*ftrif.. 
Höhen     ner Parteitag ist ein 
Un«era *   in der Geschichte 
Sa9te 1    rtei- Bernhard Vogel 
Jahreu

SSChon:Esistietzt15 

le^ter ü Seit wir uns zum 

In Bern     ' auf dem Parteitag 
sahen ?.a,s Regierungspartei 
^e9ier    ute sind wir wieder 
stärkSt   9spartei und die 

Po|itisr^Und dje Prägendste 
Publik r?e Kraft der Bundesre- 
Soic; üe"tschland. Daß dies 
\ \il. erdanken wir sehr vie- 

,r*er wieder ihre Zustim- 

«ler       en wir unseren 
S !•*?' die uns bei den Wah- 
W. 

ty 
gen \A,anken es all jenen, die widri- 

c 2Ur CDU J!ern und Winden zum Trotz 

? War Un  
Deutschlands gesagt haben. 

?i 9e Unri^6 gemeinsame, unsere ge- 
en ^iel Qpf .konsequente Arbeit, die uns 
v. der M^K Ührt hat- die uns das Vertrau- 
r fast 4   rger zurückgewann. 

e?*^ dav° Jahren ~~  Bernhard Worms 
e^So u.:_ .   ~~ wurde hier im Juni 1945 k ̂tiSc 

Wie ln Berlin die Christlich Demo- . ll»che ii •  L,CM,n aie Uhristncn uemo- 
KV6 ^nnerni0n Deutschlands gegründet. 

a9nis u    
Und Frauen, die damals dieses 

ernahmen, eine neue Partei zu 

mung zum Ausdruck brachten, 
verdanken wir den vielen Hun- 
derttausenden unserer Mitglie- 
der, die unter manchmal sehr 
schwierigen Bedingungen an 
den Arbeitsplätzen, in den Bü- 
ros, in den Diskussionsständen 
an Universitäten und in Schulen 
und an vielen anderen Plätzen 
unverdrossen für unsere 
Ideale, für unsere Ideen ge- 
kämpft haben und eingetreten 
sind. Wir verdanken es auch 
den vielen Freunden, die in die- 
sen 13 Jahren ihren Dienst 
hauptamtlich getan haben. 

gründen nach den bitteren Erfahrungen 
der Nazizeit, der Verfolgung, der äußeren, 
und der inneren Emigration, des Erlebnis- 
ses eines schrecklichen Krieges draußen 
an den Fronten und zu Hause in den aus- 
gebombten Städten — diese Männer und 
Frauen glaubten an die Zukunft, und sie 
machten sich daran, diese Zukunft mit ei- 
ner neuen, jungen Republik zu gestalten. 
Heute versammeln wir uns einmal mehr 
hier im altehrwürdigen Köln, und wir wol- 
len Kraft sammeln im Blick auf die Ge- 
schichte, im Blick auf die Gegenwart und 
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vorausblickend in die Zukunft, um in einer 
schwierigen und bewegten Zeit das Haus 
der Bundesrepublik Deutschland, unser 
Haus, wetterfest zu machen. 
Gerade weil wir auch aus der Geschichte 
leben, bin ich ganz sicher. Aus der glei- 
chen Kraft, aus den gleichen Idealen, die 
damals ganz selbstverständlich erfolg- 
reich waren, werden wir es auch diesmal 
schaffen. 
Hinter uns liegt ein großer Wahlsieg. Wir 
dürfen stolz auf diesen Wahlsieg sein, und 
— warum soll man das nicht einmal auf ei- 
nem Parteitag sagen — wir dürfen auch 
stolz auf unsere Partei sein, stolz nicht auf 
errungene Macht, sondern auf das erwor- 
bene Vertrauen. Vor gerade zehn Jahren 
nach meiner Wahl zum Parteivorsitzenden 
habe ich gesagt: „Wir in der CDU können 
niemanden mit Pfründen locken." Es war 
der Glaube an unsere Idee und der Ein- 
satz unserer Mitglieder, der die CDU lang- 
sam, aber stetig wieder nach vorn ge- 
bracht hat bis zu unserem großen Sieg im 
März dieses Jahres. 

Es ist auch wahr, und es gehört auch 
ins Bild dieser Jahre, daß wir Rück- 
schläge erlitten haben und daß es bit- 
tere und auch schwere Stunden gab, 
aber, das hat uns nicht entmutigt. Wir 
haben das gemeinsam mit Solidarität 
überwunden und ertragen. Selbstmit- 
leid in der Niederlage war uns fremd. 
Weil das so war, finde ich, sollten wir 
jetzt  einfach  sagen:   Im  Augenblick 
des Erfolges gibt es bei uns nicht das 
Gefühl des Übermuts. Arroganz der 
Macht wird nie ein Kennzeichen der 
Christlich     Demokratischen     Union 
Deutschlands sein. 

Ich bin optimistisch, weil ich weiß und weil 
es jeder sehen kann, welche Kraft und 
welche Moral in dieser Partei stecken und 
wie gut wir uns auch auf unsere Aufgaben 
vorbereitet haben. 
Ich erinnere an die Diskussionen um die 
Programme auf allen Ebenen in der Partei, 

mit der wir die Grundlagen unse?satzPrö 

erarbeitet haben. Unser G.run e rnor3' 
gramm formuliert Leitlinien für ei u $v 
lisch begründete und natürlich a „d* 
derne, progressive, zukünftiges re[i 
Politik. Es gibt der CDU klare *°|jchf 
die uns von anderen Parteien deu ^ 
terscheiden. Ich will es klar sa*Lch»ls 

uns liegt viel daran, daß die CDU * jif 
Regierungspartei ihr ganz e'9euäit. 
ganz unverwechselbares Profil t> f 

Es war gut, daß wir in den J*hre 

Opposition einen langen Atem 
»bli* 

nur nach Bonn starrten, daß 
sind. Und es war richtig, daß ^J^ 
und daß wir uns selbst treu 9*lr„|tf 

nur nacn öonn siarnen, «*-~   . ^ fi 
re Position in den Bundesland ^ 
Landtagswahl zu Landtags** $ 
stigt haben, so daß wir n«^ 0l)n 
stärkste politische Kraft in xtffi- 
desländern sind und bleiben w 

Und es war gut und es war richtig ^^\ 
das habe ich vor zehn Jahren bei    . •, 
Wahl zum Parteivorsitzenden geS jn $ 
daß wir antraten, um die Mehrhe'^^ 
Rathäusern wieder zu gewinnen,     [/ 
beharrlich um Vertrauen geworbe      $• 
und daß wir dort, wo Bürger Staat   ^ $ 
meinschaft am nächsten erleben-     "*' 
Kommunalpolitik,   uns   durchges      $ 
ben. Das war die Voraussetzung 
Erfolg in Bonn. *$' 
Und es war vernünftig und gut, da  ^' 
duldig über viele Jahre die proör   ß/ 
sehen Grundlagen unserer Parte'       po|' 
haben. Und, liebe Freunde, es w   ( ^ 
wendig, daß wir noch vor der        /^' 
dem vollen Risiko Ende Septets d"8 

fang Oktober des vergangenen Ja 
Wende eingeleitet haben. ^ 

Wir haben den Bürgern die; 7*^ 
gesagt, und wir haben damn I   ^ 
notwendige   Legitimation   e   ^0s' 
um Entscheidungen auch d0^$eVe 

schwer zu tragen sind, durc • 
zu können. 



-J^NDESPARTEITAG 

UiD 20/21 • 27. Mai 1983 - Seite 7 

Rede Helmut Kohl 

trauen r\   eutscn|ands hat heute das Ver- 
drei sta   * Mehrheit der Bürger auf allen 

andern     hen Ebenen: im Bund- in den 

Das b    und in den Gemeinden. 

nicht aü'eiSt' daß wir die Wahl am 6- Marz 

Weil  H-ein deswegen gewonnen haben, 
Weiß   r'e Sozialdemokraten,   was   jeder 
Wir ^a, e9'erungsunfähig  geworden  sind. 
6n bei i?n S'e 9ewonnen- weil das Vertrau- 
?utraue 

ns war, weil unsere Mitbürger uns 
^ndec !•• die Zukunftsprbbleme unseres 
Die B 

Sen zu können. 
^ntScri

Undesta9swahl war eine bewußte 
Politik 5ldun9 für die Union und für die 
wonnen ""Mitte"Wir haben diese Wahl ge~ 
9rarrim ' Wei1 wir mit dem besseren Pro- 
bei dies

ari9etreten sind- und wir konnten 
9er d 

er Wahl die Mehrheit unserer Bür- 
9rar^m T überzeugen, daß dieses Pro- 
Wirrj     Von allen in der Partei getragen 

Mlt der fli» Veranr   ubernahme der Regierungs- 
Deut"   0rtun9 für die Bundesrepublik 

'ands • ,and  ist  dle  CDU  Deutsch" 
schi   'n e'n neues Stadium ihrer Ge- 

Wir Sjhte eingetreten. 
flacht nd

K 
wieder   Regierungspartei.   Die 

Sche'dun • die uns durch die Wahlent_ 
dat auf ->   übertragen wurde, ist ein Man- 
Wir dun*[l 

Wöhrien? Uns nicht an diese Macht ge~ 
°derp rt

w,r dürfen sie nicht als Privat- 
er1 SohT6'065'12 behandeln. Und wir dür- 

en*ol|en. 
^he* ..0n 9ar nicht auf dieser Macht aus- 
unSer ~ 
Pub'ik rVUVeran' das Volk der Bundesre- 
^rn pr^

eutschland, hat uns die Macht 
WortUna Von mehr Arbeit, mehr Verant- 
traut. Q Und mehr Pflichterfüllung anver- 
n'cht pf eswe9en haben wir auch heute 
Auf9ahIUnde 2U erteilen, sondern Arbeit, 

Dj   
en- Pflichten. 

nUr g0,itische Verantwortung wird uns 
Wir   H-     ge überlassen bleiben, wie 
iiberj e Unlon' ,öh|9 slnd zu elner 

eugenden   und   glaubwürdigen 

Politik. Deshalb muß unsere Partei 
auch in Zukunft offenbleiben für neue 
Fragen und Anfragen, sensibel sein 
für neue Probleme, nicht zuletzt jun- 
ger Leute, und fähig zu wirklich krea- 
tiven Lösungen. 

Die Sozialdemokraten sind als Regie- 
rungspartei gescheitert, weil sie dieser 
Aufgabe nicht gewachsen waren. Sie ha- 
ben die Finanzen und die Wirtschaft über- 
fordert. Sie haben das System sozialer Si- 
cherung überlastet. Sie ließen Zweifel ent- 
stehen und wachsen an unserer Bündnis- 
treue, und sie haben das Land in eine tiefe 
Orientierungskrise geführt. Je schwieriger 
die Probleme wurden, die sie mit ihrer 
wirtschaftsfeindlichen und utopischen Po- 
litik selbst auslösten, desto schneller be- 
gaben sich große, weite Teile der SPD auf 
die Flucht — auf die Flucht zurück zum 
Sozialismus des 19. Jahrhunderts. 
Die Flügelkämpfe haben diese Partei bis 
zum heutigen Tag gespalten, und die lin- 
ken Exponenten führen Tag für Tag stär- 
ker das Wort. Manche predigen jetzt 
schon den Generalstreik. 
Immer mehr Bevormundung des Bürgers, 
mehr Staat, mehr Ideologie, mehr Klas- 
senkampf — das sind Positionen, mit de- 
nen sich wachsende Teile der SPD heute 
identifizieren. 

Damit hat sich die deutsche Sozialde- 
mokratie jedenfalls in unseren Tagen 
aus der politischen Verantwortung 
verabschiedet. Das heißt aber für uns: 
Um so größer ist die Verantwortung 
der Union. 

Die Hoffnung, das Vertrauen und die Zu- 
versicht einer breiten Mehrheit unserer 
Mitbürger konzentrieren sich auf unsere 
Politik der Mitte. 
Die Union ist Regierungspartei. Aber sie 
ist nicht die Regierung. So, wie die Macht- 
verhältnisse im Bundestag sind, kann un- 
sere Regierungsarbeit nur erfolgreich sein 
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als Gemeinschaftswerk mit unserem Ko- 
alitionspartner. 

Das bedeutet: Unsere Entscheidungs- 
und Handlungsfähigkeit hängt auch davon 
ab, daß wir uns mit unserem Partner, der 
FDP, fair einigen. Dazu sind wir selbstver- 
ständlich bereit. Die letzten sieben Mona- 
te seit dem 1. Oktober des vergangenen 
Jahres, seit dem Beginn der neuen Koali- 
tion, sind ja ein Zeugnis dafür, daß man in 
fairer Partnerschaft gute Arbeit miteinan- 
der leisten kann. Und so soll es auch blei- 
ben. 

Unsere Freunde in der Union, die Mit- 
glieder, die Wähler von CDU und CSU, 
die Wähler von Flensburg bis Rosen- 
heim haben uns zu einem glänzenden 
Wahlsieg getragen. Sie hätten über- 
haupt kein Verständnis dafür, wenn 
wir jetzt in kleinlichem Streit um Be- 
griffe und Positionen dieses Vertrau- 
en verspielen würden. 

Ich sagte vorhin, daß mir sehr am eigen- 
ständigen,  unverwechselbaren  Profil un- 
serer Partei gelegen ist. Deshalb kann es 
auch keine Einigung zum Preis der Selbst- 
verleugnung geben.  Aber diese  Grenze 
muß natürlich von allen respektiert wer- 
den. 

Wir haben von den Wählern das Mandat 
für die Partnerschaft in einer Koalition der 
Mitte erhalten. Trotz der Probleme, die 
selbständige Partner miteinander auszu- 
tragen haben, darf nach unserem Ver- 
ständnis Partnerschaft nicht in eigensüch- 
tige Nörgelei ausarten. Sie darf nicht zu 
Schaukämpfen persönlicher Profilierungs- 
versuche mißbraucht werden, die zudem 
vor allem von den eigenen Leuten nicht 
mitgetragen werden. 
Das gilt für alle: für die CDU, für die CSU 
und für die FDP. 

Und noch etwas, die Bundesregie- 
rung der Bundesrepublik Deutschland 
hat ihren Sitz in Bonn. Und ich denke, 
das weiß jeder in der Union — um es 

einfach auszudrücken —: Wr ' isch« 
die Kirche im Dorf und das P°"%il( 
Entscheidungszentrum  der Be.P $ 
in Bonn. Wer etwas anderes w»' j(||fl 

soll es sagen, und wir werde" 
antworten. w 

Es ist und bleibt die große Leistung 
Union, die Leistung von CDU und 
daß es ihr gelang, nach dem Zusam ^ 
bruch  1945 einen neuen Anfang '"^ 
Parteiengeschichte zu setzen. Sie h     „ 
drei großen geistigen Grundström"   (j. 
unserer Zeit, die christlich-soziale,     ^t 
berale und die konservative Idee, ve   sät- 
und damit auch konfessionelle Ge^e

rfI69' 
ze überwunden. Diese Leistung ^ar  und 
lieh, weil sich in der Union Männer   s. 
Frauen zusammenfanden, die entsj 
sen waren, aus geschichtlicher una   jp. 
sönlicher Lebenserfahrung einen Qe 

samen Neubeginn zu wagen. ^ 
Ich finde, es ist wert, gerade hier in     r 

an den Lebensweg der Gründer un epi- 
Union zu erinnern, und ich will einigJLnrad 
ge nennen: Persönlichkeiten wie K    ^ 
Adenauer und Karl Arnold, wie JoS Mjipert 
ler und Adam Stegerwald, Werner n K^ 
und Peter Altmeier, Andreas Hermes<   u 
Hermann Ehlers, Helene Weber und J 
Kaiser, Robert Lehr und Ernst Lemm  • 

Hier wird sehr deutlich, was zum Erb®ra|i- 
serer Partei gehört: eben auch die m    g 

sehe Legitimation, die aus Grundsatz     i 
und persönlichem Opfer im WidöjjLjh' 
gegen  den  Nationalsozialismus erw 
sen ist. -<e 

Mir ist es wichtig — und ich &'**% 
leidenschaftlich und herzlich o» ^ 
das nach draußen, in die Pa^e' ^ 
an die Jüngeren, weiterzugehe f, 
auf diese Wurzeln der CDU im V»^. 
stand gegen den SS-Staat immer 
der hinzuweisen. , 

Sie sind für uns verpflichtendes ^rbe^ 
Anspruch. Sie sind für uns auch Verp 
tung   gegen   die   parteiische  Verei 
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^Un9 der n jetzt w     beschichte, wie wir sie gerade 
aus A n,le?er in mancherlei Kommentaren 
ergreifi des 50- Jahrestages der Macht- 
Pflicht t

9 durch Hitler erlebten. ln dieser 

Srbe u
S!.ehen wir- weil wir uns an diesem 

Sen mi? Vorbild immer dann messen las- 
erliege Ssen- wenn wir der Versuchung zu 
^atisrrT drohen' es uns mit bloßem Prag- 
sung a

Us einfacher oder durch Anpas- 
chen   n den Zeitgeist bequemer zu ma- 

recJe n°h pflichten und von Verpflichtung 
steckt ich die Anfrage, die darin 

Seit 2eh9anz Persönlich auf. Ich bin jetzt 
lieh rje 

Jahren Vorsitzender der Christ- 
1. okt ^kratischen Union und seit dem 
^n2|e° ,er des letzten Jahres Bundes- 
in Sejn • lch nehme beide Ämter — jedes 

-m Rang und in seinem Auftrag 
Iermaß( 

als pai d|esem Parteitag zur Wiederwahl 
ich mich        n wichti9- und deshalb stelle 
als o      diesem Parteitan 7iir Wiederwahl 

arte'Vorsitzender. 

re?m2nd hat stärker und unmittelba- 
tat 

erfar«ren, wie wichtig die Solidari- 
*un 

Ver*rauen und die Unterstüt- 
ze^ der Parte' für diejenigen sind, 
tern"1 Unserem Namen in Staatsäm- 
Des.  9roße   Verantwortung   tragen. 

^nse ,le9t m,r mehr denn 'e daran' 
t'schh Partel 9eistl9 ,ebendi9> Poli" 
mite- ndlun9sfah|g und lm Umgang 
rjanv?ander solidarisch zu wissen. 
Wiii • h

das auch in Zukunft so bleibt, 
leht     meinen bescheidenen Beitrag 
«•ten 

"eh 

Um iu" und bl«e dafür bei der Wahl 
Um|hr Vertrat wen. 
Will chen pr 

mich heute mit drei grundsätzli- 
v0rsit2 

agen befassen, die mich als Partei- 
cher   ®nden und als Bundeskanzler glei- 
te e 

stark bewegen. 
*iaie G

Ste F|,age: Wie können wir die so- 

cen derrechtigkeit und die Zukunftschan" 
^nSchr-IUngen Generation angesichts der 
che unHn

f
kün9en' die uns die wirtschaftli- 

Se auf , finanzielle Lage notwendigerwei- 
rer|egt, sichern? 

Die zweite Frage: Welche Möglichkeiten 
haben wir, um der Industriegesellschaft in 
einer Zeit raschen wirtschaftlich-technolo- 
gischen Wandels ein menschliches Ge- 
sicht zu bewahren? 

Die dritte Frage ist — ich brauche es 
nicht zu begründen — die alles entschei- 
dende Frage. Es ist die Frage nach der 
moralischen Legitimation und nach den 
Chancen einer Politik zur Sicherung von 
Frieden und Freiheit in einer Welt voller 
gefährlicher Waffen. 
Ich spreche bewußt viele andere wichtige, 
notwendige Fragen der Außen- und Si- 
cherheitspolitik und der Innenpolitik jetzt 
nicht an. Ihnen allen liegt meine Regie- 
rungserklärung vom 4. Mai vor. Es ist 
nicht meine Absicht, dieses Programm 
heute noch einmal vorzutragen, aber 
selbstverständlich steht auch dieses Pro- 
gramm auf diesem Parteitag mit zur Dis- 
kussion. 

Die Frage, die wir uns stellen müssen, 
heißt: Sind wir fähig, die Zeichen der 
Zeit zu begreifen? Stellen wir uns der 
Herausforderung!   Wir   müssen   uns 
prüfen, ob wir dazu die notwendige 
Kraft, auch die moralische Kraft, ha- 
ben. 

Die  erste  dieser  Herausforderungen  ist 
die   soziale   Gerechtigkeit   in   einer  Zeit 
knapper Kassen. Für viele auch bei uns 
gibt es da eine ganz einfache Formel, bei- 
nahe ein Patentrezept. Sie lautet: Wir ha- 
ben über unsere Verhältnisse gelebt, jetzt 
muß gespart,  jetzt  müssen  überzogene 
Ansprüche zurückgefahren werden. Aber, 
diese Formel ist ebenso zu einfach wie 
das   dumme  Wort  vom   „Kaputtsparen". 
Denn das Sparen, die Kürzungen, die Op- 
fer, die wir abverlangen und bringen müs- 
sen, sind Mittel, nicht Selbstzwec' i- 
rer Politik. 

Auch in der Zeit knapper Kassen 
bleibt es unsere Pflicht, auf eine ge- 
rechte Sozialordnung  hinzuarbeiten. 
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Sozialpolitik heißt für uns nicht, daß 
wir in Zukunft im Rückwärtsgang fah- 
ren. Ich will es personalisieren: Nor- 
bert Blüm und Gerhard Stoltenberg 
brauchen beide — jeder für seine 
Pflicht — unsere volle Unterstützung. 

Seit Monaten erreichen mich viele Briefe, 
Entschließungen und Beschlüsse aus der 
Partei. Sie alle haben den gleichen Tenor. 
Jeder sagt, wir müssen sparen, und sieht 
das ein, aber jeder beruft sich auf die Un- 
antastbarkeit seines speziellen Besitz- 
standes, und die meisten haben auch gute 
Gründe, wenn sie das so sagen. Das alles 
ist doch nur menschlich. Aber ich habe 
die große Sorge, daß wir in eine Lage 
kommen, in der der soziale Friede davon 
abhängig werden könnte, daß die Besitz- 
stände mächtiger Gruppen, die drohen, 
die Druck ausüben, die streiken können, 
unangetastet bleiben; daß notwendige 
Kürzungen nur bei den schwächer organi- 
sierten Gruppen durchsetzbar sind und 
daß alle diejenigen auch weiterhin auf die 
Erfüllung ihrer berechtigten Forderungen 
warten müssen, die nur kleine Gruppen — 
vielleicht nur Gruppen am Rande — dar- 
stellen, auch schon bisher draußen vor 
der Tür standen. Das kann nicht unsere 
Politik sein! 

Die Opfer, die notwendig sind, müs- 
sen  sozial  gerecht  verteilt  werden. 
Sie   dürfen   nicht  einseitig   auf   den 
Schultern der Schwächeren  abgela- 
den werden. Alle müssen ihren Bei- 
trag leisten. Aber wichtig ist vor al- 
lem, daß unsere Mitbürger erkennen, 
daß diese Opfer vom Staat nicht ein- 
fach bloß einkassiert, sondern zur Si- 
cherung der Zukunft verwendet wer- 
den. Das ist die Voraussetzung ver- 
nünftiger Sparpolitik! 

Darum geht es doch jetzt zuerst und vor 
allem. Wir müssen das innere Gleichge- 
wicht unserer Sozial- und Wirtschaftsord- 
nung wiederherstellen, den Ausgleich zwi- 
schen Anspruch und Leistung, zwischen 

Ausgaben und Einnahmen, zwis chen 
es. 

Ge- 

genwart  und Zukunft. Jetzt 9'11 .^a*1 

vvie^' Grundlagen der Sozialen Marktwirt^( 

zu erneuern.  Leistung  muß sich^ ^ 
lohnen.   Private. Initiative braucht  ^ 

Freiraum.  Eigenverantwortung da    , ge- 
länger durch staatliche Betreuung u ^ 
vormundung verdrängt werden. D 
muß seine Grenzen erkennen. Jfl. 
Wir wissen es — und wir müssen es ^ 
serem Lande wieder stärker verbre' njr 

Die Soziale Marktwirtschaft ist nie ^ 
die erfolgreichste Wirtschaftsordnu yy 
ist auch den Menschen gemäß- s nictit 
dert den  Bürger, aber sie verfüg    ung 
über ihn. Sie ist wie keine andere O      $. 
geeignet, Gleichgewicht der Chane ^ 
gentum,   Wohlstand   und   sozialen 
schritt zu verwirklichen. ^ 
Ich bin davon überzeugt — nicht nü r0ße 
die Umfragen das beweisen —: ^e ^' 
Mehrheit unserer Mitbürger ist zu n ^ ^ 
digen Opfern bereit. Diese Opfer sin ^. 
wendig   zur   Wiederbelebung   c'er

rierA
r' 

schaff, zum Stopp und zum Abbau      »s. 
beitslosigkeit, zur Sicherung der.\.en ^ 
platze, zur Sanierung der öffentlich 
nanzen, zur Sicherung der Renten-   ^ 

An der sozialen Entwicklung ^e
üPpcn 

ten Jahre haben nicht alle Gr. gid1 

gleichen Anteil gehabt. Wahreno ^ 
mächtige   Gruppen   soziale       .^, 
stände  erkämpften,  wurden *seft 
wie die Familien, ins soziale A    ^ 
gestellt.  Hinzu  kommt, daß ^ y 
Schuldenpolitik der vergangene      JJ 

re Wohltaten auf Kosten der Z"  ja|. 
verteilt wurden. Das hat den *   tjfl. 
Staat überfordert und den Gfn  rlJn9 
nenvertrag   der   sozialen   Sien   ^ 
gefährdet. Deshalb müssen «" ^ 
jetzt verstärkt um den Ausgle'^ $ 
sehen den Gruppen und um      y 
cherung der Solidarität zwische 
Generationen bemühen. #" 

Zwei Beispiele sollen verdeutliche • ^ 
es sich dabei um eine sehr aktue 



UiD 20/21 • 27. Mai 1983 • Seite 11 

S^NDESPARTEITAG Rede Helmut Kohl 

Urn 
Mein e6 S6hr konkrete Aufgabe handelt, 
dieses ptes BeisP'el ist das Hauptthema 
de EntvTarteita9s: die besorgniserregen- 
bßi»„. Wlck'ung im Bereich der Juaendar- 

-—' wiiue Mrrjeii. wir aiie binu ui« 
ß das ein unhaltbarer Zustand ist, 

Müssen lede Anstren9un9 unternehmen 
deshalb Um dieses Problem zu lösen. 
partejt Stellen wir uns auch hier auf dem 
Ich, w 

9 diesem Themar 
daß d

eiß natürlich, wie jeder von Ihnen, 
Pamjijp6 Arbeitslosigkeit einen 40jährigen 
PsyCn 

l?Vater mit Kindern materiell und 
nen ^-J,Sch härter treffen kann als ei- 
der, £ulahn9en, der noch zu Hause bei 
nung ?J Ie°t- Trotzdem bin ich der Mei- 
steiienm Wir Zur Überwindung des Lehr- 
zeit undn9els' der Jugendarbeitslosig- 
si9keit aUCh der wachsenden Arbeitslo- 
9an2 b>V°n Hocnschulabsolventen eine 
rT,üssenS0ndere   Anstrerigung   machen 

ke[.V'e,e junge Leute ist Arbeitslosig- 
keit ."Jute die erste Erfahrung beim 

Öaar '" dle Welt deS Erwachsenen- 
den • ,Üh1, nicht 9ebraucht zu wer" 
tiefö 'k aus9eschlossen zu sein, hat 
Krei Wirkungen weit über den 
auS

IS der unmittelbar Betroffenen hin- 
dle'w    mussen aufpassen, daß hier 
tion  •   tslcnt einer ganzen Genera- 

Die v   
nlcnt negativ vorgeprägt wird. 

jeder,6?eb,iche Suche nach Arbeit ist für 

lebnis ptroffenen ein deprimierendes Er- 
abern'p    em Jungen Menschen kann sie 
So|idarirE,ndruck vermitteln, als setze die 
Wenn e     

der GeseHschaft erst dann ein, 
gefUnd

,ner seinen Platz in der Arbeitswelt 
Wenne

erlhat' wenn er versichert ist und 
bare *  

Beitra9e zahlt, ja wenn er einklag- 
in ein eC     itel erworben hat. Solidarität 
^ehr 6r   menschlichen   Gesellschaft   ist 
fWhLmuß mehr sein als Einlösung von 

CaKnSPrÜChen- 9Un9en  Wollen wir besondere Anstren- 
2ur Überwindung der Jugendar- 

beitslosigkeit   unternehmen.   Wir   wollen 
und können der jungen Generation damit 
zeigen, daß sie unserer Solidarität auch 
dann sicher ist, wenn sie nicht eingeklagt 
und wenn sie nicht mit Druckmitteln er- 
zwungen werden kann. Wenn es dann ei- 
nes Tages in einer möglicherweise noch 
schwierigeren Zeit als heute um die Siche- 
rung unserer Rente geht, wird es wichtig 
sein, daß wir in unserer Zeit unser Beispiel 
gegeben haben, daß wir deutlich gemacht 
haben: Auf unsere Solidarität ist Verlaß. 
Mein zweites Beispiel betrifft die Politik für 
die Familien und für die Frauen. Wir haben 
uns ganz selbstverständlich schon seit je- 
her für die materielle Gleichstellung der 
nicht berufstätigen mit der berufstätigen 
Mutter eingesetzt. Die Wahl zwischen Fa- 
milie und Beruf ist die persönliche Ent- 
scheidung jeder Frau. Das ist der Grund- 
satz unserer Politik, und wir respektieren 
diese Entscheidung. 

Niemand von uns will der Frau eine 
Hausfrauenidylle oder eine bestimmte 
Rolle zudiktieren. Aber wie weit sind 
wir eigentlich in der Bundesrepublik 
heruntergekommen, daß man, wenn 
man   über   dieses   Thema   spricht, 
das voranstellen muß, weil man sonst 
verdächtigt wird, man habe etwas ge- 
gen die berufstätige Frau? Aber es 
geht auch nicht an, daß Frauen diffa- 
miert und  sozial  benachteiligt wer- 
den, wenn sie sich für ihre Familie, für 
ihre Kinder entschieden haben. 

Deshalb werden wir die Zusagen, die wir 
nicht erst heute, sondern bereits in unse- 
rem Grundsatzprogramm und dann in un- 
serem Wahlprogramm zur Familienpolitik 
gegeben haben, einlösen, sobald wir dazu 
finanziell, von der Haushaltslage her, in 
der Lage sind. Ich sage ganz offen, daß 
ich zu jenen gehöre — ich möchte sagen: 
zu jener großen Mehrheit in der Partei —, 
denen es ganz besonders leid tut, daß wir 
im Augenblick auf Grund der wirtschaftli- 
chen    und   finanziellen    Gegebenheiten 
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nicht mehr tun können, als wir jetzt tun. Im 
Gegenteil: Wir müssen auch auf diesem 
Feld Einsparungen vornehmen. Aber ich 
sage klar und deutlich auf diesem Partei- 
tag: Sobald wir die Dinge einigermaßen in 
Ordnung haben, sobald wir wieder Mittel 
zur Verfügung haben, müssen sie zuerst 
und vor allem auf diesem Gebiet einge- 
setzt werden. 
Das ist nicht nur eine Frage der materiel- 
len Gegebenheiten, und das hat nicht nur 
etwas mit sozialer Gerechtigkeit zu tun, 
obwohl auch das zutrifft. Wir können mit 
diesem Schritt zur Familie hin einen ent- 
scheidenen Beitrag zur Schaffung eines 
Klimas der Mitmenschlichkeit und Gebor- 
genheit in unserem Lande leisten. Dieser 
Wunsch ist heute doch hochaktuell. Er 
wird uns nachdrücklich von jungen Leuten 
vorgetragen, die sich über die Kälte und 
die Anonymität unserer Gesellschaft be- 
klagen. 

Man kann es ganz knapp fassen: Wir 
brauchen eine Renaissance der Fami- 
lie. Sie allein wird dem unseligen 
Trend zur bürokratisch organisierten 
Betreuung, zur Mitmenschlichkeit 
nach Dienststundenmentalität entge- 
genwirken. 

Unter den Reformexperimenten der SPD 
hat besonders die Familie gelitten. Für 
uns ist die Familie keine „Sozialisations- 
agentur" der Gesellschaft, sondern der 
wichtigste, der entscheidende Ort 
menschlicher Geborgenheit. 
Das soziale, das menschliche Klima in un- 
serem Land muß uns genauso wichtig 
sein wie Luftreinhaltung und natürliche 
Umwelt. Wir sind zu Recht in großer Sorge 
über Waldsterben, sauren Regen und ähn- 
liche Herausforderungen. Aber was in den 
Herzen der Menschen an Empfindsamkeit, 
Bindungsfähigkeit und menschlicher Wär- 
me in einer bürokratisierten und anony- 
men Umwelt verlorengeht, ist ein genauso 
großer Verlust. 

Wir kämen der Wahrheit ein &°^e, 
Stück näher, wenn manche bf^\(ti- 
Suche nach der heilen Welt "fe- 
rner nur in den Kategorien von * ^ 
stern und übermorgen dächten- ^ 
und heute gilt es wahrzunehmen. 5 

die Familie für die Qualität un jjt 
Zusammenlebens entscheiden ^ 
und bleibt. Alle bisher bekannte „ 
ternativen Lebensgemeinsen ^ 
sind nur ein schwacher und ' cr. 
meisten letztlich unbefriedigend e\- 
satz für die Familie. Deshalb tS Q{es' 
ne ausgesprochen moderne, Pr ^ j(i 
sive Politik, wenn wir die Fern' ^ 
ihrer Aufgabe und in ihrem we 
bestätigen und dafür kämpf«0- 

habe icf 
In meiner Regierungserklärung """jgge- 
gesagt, daß wir eine moderne Indus     ht Ges 

daß 
vvif 

und «*>• 

Seilschaft mit menschlichem 
schaffen wollen. Ich habe gesagt 
auf wirtschaftliches Wachstum u"."nnen 
derne Technik nicht verzichten W ^, 
Wir wollen und wir müssen uns a ati°' 
desrepublik Deutschland dem inte

Mode^ 
nalen Wettbewerb stellen und die M fer 
nisierung wie den Strukturwandel u ni- 
Wirtschaft fördern, ja, sogar bescn 

Qen- riffe^ Ich weiß sehr gut, daß diese Begn"   gen 
Forderungen Reizworte sind für lde° , 
und Demagogen in dieser Zeit. AD pfe- 
lassen Sie uns auch das offen aUS

serer 

chen — sie lösen auch bei vielen uri ffl 

Wähler nicht nur Hoffnungen, s° ^ 
auch Besorgnisse und nicht selten 
Ängste aus. „ 
Wenn von Technik die Rede ist, de   i(< 

•viele an Rationalisierung und EleK cert'' 
an Roboter und vollautomatisierte       j, 
gungsstraßen. Da entsteht die Sorge 
um den eigenen Arbeitsplatz. . \e 

Beim Stichwort Wachstum denken 
an noch mehr Straßen, Flugplätze, K   ^ 
Kraftwerke, und da entsteht die Sorg 
die Umwelt. 
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Wande|
e wie Wettbewerb und Struktur- 

*Us jn 
sen bei manchem die Furcht 

Zitier 6lner Weit ständigen Wandels und 
rtiit2lJk 

neuer Anforderungen nicht mehr 
der En°t

mmen' verdrängt zu werden, von 
2iemiich

Wicklun9 überholt zu werden, in 
^Ser. •, JUn9en Jahren schon zum alten 

w
n.2u geraten. 

bler
Slnd kritischer geworden, sensi- 

Uncj a"°h für dje R'siken der Technik. 
*ufra

Wlr haben gelerrtt, genauer nach- 
bri* en' wohin uns der Fortschritt 
^n9en könnte. 

au?
din9s — und auch das ist wahr, 

schi Hdas so,lten wir draußen ent- 
sike vertreten — werden die Ri- 
v'eifa Hnd Ge,anren des Fortschritts 
net c- nocnstilisiert und überzeich- 
Hut" E,ne Technik wie die friedliche 
heit   .? de»" Kernkraft wird als Sicher- 
weitfnSiko verteufel*' obwohl sie um- 
r»en 

reundlich ist und sich durch ei- 
Zei^i.     en Sicherheitsstandard aus- 
dehnet. 

'n v'elen H 
Völlig unhUtSChen Schulstuben sind das 

das hier annte Erkenntnisse. Ich sage 
V°n vj .' We'l viele deutsche Schulstuben 
9ierUna

en CDU/CSU-geführten Landesre- 
9ehön T mit betreut werden. Auch das 
Wir vy Unserer Selbsterkenntnis. 
"rechn'itSen docn- daß die Leistungen der 

HS** 
Ur>d  der Wissenschaften  unbe- 

sind: 

dUrch d c n und Krankheiten konnten 
6rheblich twicklun9 der Wissenschaft in 
Dle Men Umfan9 überwunden werden. 
fähriich 

Schen sind von schwerer und ge- 
^ohstoff

r Arbeit entlastet worden. Neue 
sch|0ss ~ Und Energiequellen wurden er- 
tert. y en- Unsere Freizeit wurde erwei- 
^0rt1rnün6Je Verkehrsverhältnisse, unsere 
V6rbessertati0nsmöglichkeiten wurden 
err,sthaft K lch kenne niemanden, der 
ni$se J   ereit wäre, auf diese Erkennt- 
V6r2ichte   Wissenscnaft und Technik zu 

n- Das wäre ja auch eine zutiefst 

menschenfeindliche Haltung. Aber alle 
diese Leistungen werden heutzutage wie 
selbstverständlich angenommen und kon- 
sumiert, jedoch sehr zu Unrecht geringge- 
achtet. 
Ich bin, wie jeder weiß, kein Fortschrittsfa- 
natiker, und für mich ist der Fortschritt 
auch in der angewandten Forschung kein 
Wert an sich. Aber, zur führenden Regie- 
rungspartei gehört, daß wir offensiv drau- 
ßen wieder deutlich machen, daß die Fort- 
schritts- und Technikfeindlichkeit, die jetzt 
Mode geworden ist, die in manchen Intel- 
lektuellen- und Pseudointellektuellenzir- 
keln verbreitet wird, ausgesprochen pro- 
vinziell und schädlich ist. 

Wir sind ein rohstoffarmes Land, wir 
sind ein in hohem Maße exportabhän- 
giges Land. Nur, wenn wir die techno- 
logische  Herausforderung   begreifen 
und annehmen, haben wir überhaupt 
eine   Chance,   international   wettbe- 
werbsfähig zu bleiben. Nur so können 
wir Wohlstand und soziale Sicherheit 
auch für die Zukunft sichern. Und dar- 
um  geht  es  doch:  Wir wollen  den 
technischen Fortschritt so einsetzen, 
daß er uns nützt und nicht schadet. 
Wir müssen seine Risiken unter Kon- 
trolle halten und sicherstellen,  daß 
wir die Technik beherrschen und nicht 
sie uns. 

Richtig ist — und auch das gehört zur Bi- 
lanz politischer Arbeit einer großen Partei 
—, daß auch wir in der Vergangenheit Ri- 
siken der Technik nicht immer richtig ein- 
geschätzt haben. Wir haben häufig in er- 
ster Linie ihre wirtschaftlichen Vorteile ge- 
sehen und negative Folgen für Menschen 
und Umwelt manches Mal zu leicht in Kauf 
genommen. Aber wir haben dazugelemt. 
Ich halte es für falsch, daß jetzt manche 
die Technik als Sündenbock für alles Un- 
behagen in der Gesellschaft abstempeln. 
Das ist billig, das ist vordergründig, und 
das soll ablenken von den Fehlern einer 
Politik der Gesellschaftsveränderung. 
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Die Reformexperimente der SPD und 
der Machbarkeitswahn von Sozialin- 
genieuren haben die Lebensqualität 
in unserem Lande wesentlich stärker 
beeinträchtigt als der gesamte wirt- 
schaftlich-technische     Wandel     der 
letzten Jahrzehnte. 

Ist es nicht merkwürdig: Ausgerechnet je- 
ne, die die Kälte der modernen techni- 
schen  Zivilisation   besonders  heftig   an- 
prangern, sind zugleich die schärfsten Kri- 
tiker der althergebrachten Wertordnung? 
Mit   Begriffen   wie   Treue   und   Heimat, 
Pflichterfüllung und Vaterland,  menschli- 
cher Wärme und Familie treiben sie ihren 
Spott.  Die neue Gesellschaft, der neue 
Mensch, die die Linken in der SPD einst 
schaffen wollten, sind Utopie geblieben. 
Aber ihr Umpflügen oder, wie ein anderer 
sagte, ihr Tiefpflügen in unserer Gesell- 
schaft hat doch diese Orientierungskrise 
mit ausgelöst, die zu einer tiefen geistig- 
moralischen Verunsicherung vieler Men- 
schen geführt hat. Und diese Verunsiche- 
rung war und ist auch heute noch von 
manchen ganz offen beabsichtigt. 

Die von solchen Leuten für die Politik 
geforderte Wertneutralität versandet 
in der Wirklichkeit des Materiellen. 
Max Horkheimer, ein guter Zeuge, 
einst Mitbegründer der Frankfurter 
Schule, hat diese Einsicht in den 
knappen Satz gefaßt: „Politik ohne 
Bezug zur Transzendenz wird zum 
Geschäft." Deshalb — und lassen Sie 
sich von keinem Spott vom Wege ab- 
bringen — ist die Erneuerung der 
geistig-moralischen Grundlagen der 
Politik so wichtig. Mit bloßer Geschäf- 
tigkeit, mit neuen Programmen, Ge- 
setzen, staatlichen Maßnahmen allein 
werden wir ganz gewiß die Herausfor- 
derungen nicht bestehen. 

Unsere Politik der Erneuerung wird nur er- 
folgreich sein, wenn es uns gelingt, in den 
geistig-moralischen Grundfragen unserer 
Zeit wieder festen  Boden zu gewinnen. 

Hermann Lübbe hat recht, wenn ^# 
daß es gerade in einer Zeit rasen ^ 
schaftlichen und technologischen gg. 
dels mehr denn je darauf ankorn 'jli0- 
meinsame Werte, Tugenden und ^ 
nen zu bewahren. Wir brauchen '^p 
brauchen sie ganz persönlich im P nfjn- 
wie im öffentlichen Leben — zur 

dung und zur Orientierung. {(1is. 
Umweltschutz und Friedensbeke^ ^ 
das Engagement für die Dritte w .jnCjef- 
das Eintreten für die Rechte v°nJ^rt^0'1 

heiten, dies alles ist wichtig und ^ 
aber es ist kein Ersatz für die a )jcnef 
schichtlicher Tradition und aus chri ^ 
Glaubenslehre überlieferten W^/giaU' 
Entpflichtung der Menschen in e{0L^ 
benslosen Welt, der Verlust von u cn« 
an Gott, ist mehr als alles andere U 
von Einsamkeit und Angst. ^ 
Die mit moralischen Argumenten      ^ 
telte Kritik an der technischen Z|V"^eise 
lenkt in einer höchst gefährlichen     ,gr, 
die Lebenseinstellung einer wach 
Zahl von Menschen auf Irrwege- ^ 

Von   der   heute  viel   beschW0 ^ 
nachindustriellen   Gesellschan   w|r 
wir weit entfernt   Rirhtid ist. Ö    jeH wir weit entfernt. Richtig bei 
im tertiären Sektor, d.h. "^^ 
Dienstleistungen, noch großc ^ 
tumschancen haben. Dennocr^ y 
die Dienstleistungsgesellsch*' e|l 
erst recht eine postmaterielle .^ Vi- 
schaff sind vorerst nichts als> e .^ e* 
sion. Zur Industriegesellscha" 9 

also keine Alternative. . 
ht. s 

Und  wer den  Menschen vormac ^ 
könnten besser leben und zugleic      ^ 
ger arbeiten, sie könnten der tecj1    „fid 
sehen Herausforderung ausweichend 
dennoch den gewohnten Lebensst    ^r 
und ihre soziale Sicherheit bewahre ^ 
besseren Umweltschutz versprich .   $ 
nicht sagt, woher er die Energie ü   ^ 
Geld dafür nehmen will, der zei9L ^v 

nach vorne, sondern nach rückwa 
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^ärts i° 
en n'cht zurück, wir wollen vor- 

Aber     
eine bessere Zukunft. 

SattU
e°h das ist wahr: Es 9ibt keine Al~ eSgjbt    

2ur  Industriegesellschaft,  aber 
schaft w    nativen in der Industriegesell- 

'aub du7hr nicht blind ist- und wer nicht 
her

i b?v.,°^s Land geht, der kann sie se- 

Vr rt davon- 
uHd Urr?^S?härftes Bewußtsein für Natur 
^uf9abe e ~~ eine zutie4st konservative 
a'e Erfoi,m besten Sinne des Wortes -, 
tUftreinh9u des Umweltschutzes bei der 
bei der | 9' im Gewässerschutz und 
daf(jr. | r~armbekämpfung sind Beispiele 
SCneidenri bin fest ufc,erzeugt: Der ent- 
r? Qerie Und wichti9e Auftrag an unse- 
°koioni0

ratl0n ist die Versöhnung von 
Wir jj Und Ökonomie. 
rTlenschi?rLen dem Fortschritt wieder 
hern gib Maß geben- Auf vielen Fe'- 
?as- Was 

6S ermutigende Beispiele dafür. 
K erri vcT" V°n de|Jtschen Kommunalpo- 
,bei der <?n Vielen Bürgern mitgetragen — 
N gen anierun9 von Städten und Dör- 
c 'spiel ;nwarti9  geleistet wird,  ist  ein 

altUno nder Sensibilität für die 
6S ist ein Heschicht'icher Denkmäler, und 
Seren in   Wecr,sel, ein Wandel zum Bes- 

h     u^erem Denken. 
6r Allek 

V6rb "Sbau von Sozialstationen, die 
h, dieArung der Nachbarschaftshil- 
Schui kenr v°rn Gigantismus im 
tiven im Dd Kra"kenhausbau, Alterna- 
Von will» eich der Architektur, weg 
bar»ten *"S'los und seelenlosen Tra- 
psen ten: Das all«s gehört zu 
könnte ®rfreu,icnen Zeichen — ich 
NeUKß yie,e weitere nennen — einer 

Ja*u 'nnung. 

?haft vil? aUCh die wachsende Bereit- 
& 9a9em*Ie[ 'unger Leute zum sozialen 

h sjedler *••fÜr die Dritte Welt' für die 

I?n stadt • die Ausländer in der eige- 
nen sehlm eigenen Dorf, für behinderte 

^stisrh"' 2u diesem Bi,d- das uns 
cn stimmen  darf,  gehört auch 

die Wiederentdeckung des Wertes der Er- 
ziehung in Schule und Familie. Sie zeigt 
doch die Hinwendung zu mehr menschli- 
cher Qualität. 
Um es klar zu sagen: Das alles verleitet 
mich nicht dazu, dem Fortschrittspessi- 
mismus eine Fortschrittseuphorie entge- 
genzusetzen. Wir sollten nüchtern blei- 
ben. Aber wir sollten uns von niemandem 
einreden lassen, die Bedingung für mehr 
Menschlichkeit, für eine lebenswerte Zu- 
kunft sei die Abkehr von Wachstum, Fort- 
schritt und Technik. 

Alle unsere Bemühungen um die Ge- 
staltung einer lebenswerten Zukunft 
wären umsonst, wenn es uns nicht 
gelänge, den Frieden und unsere Frei- 
heit zu erhalten. In einer Welt voller 
Konflikte und Waffen sind der Frieden 
und die Freiheit unseres Landes die 
wichtigsten Voraussetzungen für un- 
ser persönliches Glück. 

Friede ist mehr als die bloße Abwesenheit 
von Krieg. Friede bleibt ein Anspruch, der 
immer neu eingelöst werden muß. Er be- 
ruht auf dem gerechten Ausgleich von In- 
teressen. Der Friede wird nur sicherer in 
einem Prozeß abnehmender Gewalt und 
zunehmender   Gerechtigkeit.   Wenn   die 
Friedensdenkschrift   der   EKD   und   das 
Wort  der  Deutschen   Bischofskonferenz 
zum Frieden so nachdrücklich einer „Wie- 
dergewinnung der politischen Dimension 
in den heutigen Weltkonflikten" das Wort 
reden, so entspricht dies ganz genau un- 
seren politischen Vorstellungen. 
Friede darf nicht in der Waffendiskussion 
ersticken. Friede ist und bleibt, wie wir es 
verstehen, eine Sache umfassender Welt- 
verantwortung.     Darum     gehören     der 
Schutz der Grundrechte, die Verpflichtung 
auf die  Menschenrechte,  das  Bemühen 
um   gerechtere  internationale  Beziehun- 
gen und die Respektierung rechtlich ver- 
einbarter Regelungen zu den fundamenta- 
len Forderungen unseres politischen Pro- 
gramms. 
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Wir vertrauen auf die friedensstiften- 
de Kraft des Rechts. Geistige, politi- 
sche, moralische Nachgiebigkeit ge- 
genüber   Rechtsbrüchen    und   jede 
Schwächung des Rechtsbewußtseins 
bestärken die Macht des Bösen und 
gefährden   den   provisorischen   Frie- 
den. 

Solange die Macht des Bösen in und um 
uns nicht überwunden ist, verlangt eine 
verantwortliche Friedenspolitik auch nach 
entsprechenden Sicherungen für Frieden 
und Freiheit nach innen und außen. Unver- 
zichtbare Voraussetzung für den inneren 
Frieden sind aber wirtschaftliche Wieder- 
gesundung, Konsolidierung des Haushalts 
und das Bemühen um soziale Gerechtig- 
keit. 
Wir haben — denken Sie u.a. an den Pro- 
grammparteitag in Ludwigshafen — in den 
letzten Jahren auf vielen Parteitagen im- 
mer wieder versucht, die direkte Wechsel- 
wirkung von Innen- und Außenpolitik in 
das öffentliche Bewußtsein zu heben, weil 
wir wissen, daß der innere Frieden unsere 
Friedenspolitik auch nach außen fördert, 
weil wirtschaftlicher Aufschwung in der 
Bundesrepublik Deutschland Antrieb für 
die wirtschaftliche Erholung anderer Staa- 
ten sein kann und weil eine Regierung in 
der Bundesrepublik Deutschland mit einer 
sicheren parlamentarischen Mehrheit und 
mit einer klaren politischen Linie ein stabi- 
ler Faktor in Europa, im Bündnis und auch 
im Gespräch mit dem Osten ist. 

Ich kann heute, gerade auch nach die- 
sen sieben Monaten nach unserer Re- 
gierungsübernahme, mit großer Ge- 
nugtuung feststellen: Unsere Freunde 
und Verbündeten bauen auf uns, weil 
wir verläßlich sind und weil wir bere- 
chenbare Partner sind. Und unsere 
Nachbarn im Osten sprechen mit uns, 
und das ist gut so. Sie wissen, woran 
sie mit uns sind, und — was vielleicht 
auch wichtig ist — sie wissen, daß sie 
lange mit uns rechnen müssen. 

rtSP3 

Das ist unsere Chance als RegierU•chefl 
tei: Als stabiler Faktor der europa' ^ 
und internationalen Politik können       |5 

deutschen Interessen besser vertre    ^ 
jene, die zwar immer über sie re    jgips 
aber durch ihre Politik des ständig^'    p. 

chwa<* 
mit e< 

nach innen und nach außen seh* 
Deshalb lassen Sie mich das 

er' 
• rflli^ 

Satz abtun — ist es ein für mich^^U/ 
überflüssiger Streit,  ob eine 
FDP-Regierung in der Außenpolitik    ht. 
nuität verfolgt oder eine Wende 

Unsere   Außenpolitik    ist 

vollz|e' 
klar 

0* 
stimmt; die Prioritäten sind ** *e 
Sie folgen übrigens ganz klar oe cpö 
meinsamen Wahlprogramm v0 |eSefl 
und CSU; jeder kann es nac^ $ 
Das war auch die Grundlage ^ 
Regierungserklärungen, die ' ^d 
13. Oktober vergangenen Jar""*' ^ 
am 4. Mai dieses Jahres abs%üpd' 
habe. Sie sind die verbindliche ^t 
läge unserer Politik, und dabei 
es" ••fltß'1 

Wir haben zwei entscheidende prior
nSe^ 

— es sind Prioritäten, die durch ^ 
Partei  mit der Zustimmung  des     ^ 
schon in den 50er Jahren unter der 

rung Konrad Adenauers gesetzt W <j. 
Erste Priorität haben die enge r ^ 
schaff — sie ist das entscheidende tep 
stück der Allianz - mit den Verein^ 
Staaten von Amerika und das Atlan

m $ 
Bündnis. Wir haben alles getan, u pas 
gegenseitige Vertrauen zu vertiefen- ^. 
Ergebnis ist eine überzeugende ^, 
schlossenheit des Westens in den 
fragen der Sicherheitspolitik. ,.^r 
Diese Übereinstimmung reicht wei ^ 
das Bündnis hinaus. Ich erinnere a ^ 
Rede von Präsident Mitterrand v°r $ 
Deutschen Bundestag, und ich er'jsChe 

an die Ausführungen, die der spa epi 
Ministerpräsident Gonzalez in ^ » in 
Beisein   zum   NATO-DoppelbeschlJJ ^ 
Bonn gemacht hat; all dies ist in dein n. 
ten   Wochen   und   Monaten   gesen 
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rantje Jj! Sch|ossenheit ist die beste Ga- 
in EUro^

r den Frieden und die Sicherheit 
teien h,   Wenn ich die politischen Par- 

ifi Euro!, hte- so stelle ich fest' daß es 

Kraft gjk? heute nur noch eine politische 
dereuro  -'e Sich in den zentralen Fra9en 
das ist ri

PaiSchen Sicherheit völlig isoliert: 
aie deutsche Sozialdemokratie. 

9S Vor* 
ainer-L 

rauensverhältnis mit unseren 
Wich*'• scnen Freunden ist ein 
den 9eS po,Jtisches Kapitel; wir wer- 
daß ®? Pflegen. Pflegen heißt nicht, 
was ^,r 2U allem ja und amen sagen, 

m Washington gedacht oder ge- s«»gt wlrd» sondern wir werden das 
kutie pru,en und miteinander dis- 
schau60, Fr®undschaft heißt Partner- 
übere-' he,ßt m,teinander und nicht 
ein 'n*nder reden. Sie ist niemals 
Verhi !!eh,svernältnis, sondern eine 
ner, 'ndun9 aus den großen Traditio- 
ditj0"nserer Völker, auch aus den Tra- 
die >.e.n — lcn sage das bewußt —, 

*w'sch< 

Ich 

Und liehen den Vereinigten Staaten 
Jahre   c-SChland  lm  Laufe von 3°° in djjl.   nwanderung von Deutschen 
sind       reln'gten Staaten entstanden 
freue daß dieUe m'Ch' ,hnen sagen zu können, 

Su,tatior?e9enseitlge lnformation und Kon" 
War Wie n0Ch nie so haufi9 und so en9 
Weiß, wa ln den letzten Monaten - ich 
Das hat 

s icn sage, wenn ich „nie" sage. 
SicntsH aucn seinen guten Grund ange- 
b6antw er ex'stentiellen Fragen, die wir zu 
eirie i»»a ?n haben. Die Besorgnisse über 

ar,twn ex|stentiellen Fragen, die wir zu 
eine mg fn naben- Die Besorgnisse über 
°st-Wee? deutsche  Sonderrolle  im 
Überwund ltnis sind  Gott sei  Dank 
isteinv      - Was wir gewonnen haben, 
S°r9en erständn's für unsere besonderen 

p     "n geteilten Vaterland. 
den 

ndschaft muß auf Vertrauen grün- 
% w- er Sich 9e9enseitig verdäch- 
dere^"rd nicnt die Interessen des an- 
ner ? Unterstützen. Wir haben mit ei- 
Sie 5°'lchen Politik Schluß gemacht. 

at uns selbst am meisten Scha- 

Rede Helmut Kohl 

den zugefügt. Jetzt ist unsere Posi- 
tion im Bündnis und in Europa stärker 
geworden. Die Sowjetunion weiß, daß 
unsere Freundschaft zu den USA, die 
Partnerschaft in der Atlantischen Al- 
lianz nicht in Zweifel gezogen, nicht 
erschüttert werden können. Die so- 
wjetische   Führung  spricht  mit  uns, 
weil sie davon  ausgeht,  daß unser 
Wort   in   Washington   wie   auch   im 
Bündnis und in Europa Gewicht hat. 

Ich   komme   zu   der   zweiten   wichtigen 
Grundlage unserer Politik nach dem Krieg, 
zur Einigung Europas. Die Einigung Euro- 
pas hat gleiche Priorität wie die Atlanti- 
sche Allianz. Das entspricht der Tradition 
unserer Partei. Wir haben uns immer als 
die  klassische  Europapartei verstanden. 
Deswegen ist es klar, daß viele in Europa 
ihre Hoffnungen auf uns richten. Ich sage 
dies, weil ich weiß, daß es modern oder 
schick geworden ist, über Europa achsel- 
zuckend hinwegzugehen und zu fragen: 
Was  kann da  noch  Gutes zu  erwarten 
sein? Wir werden während der Wochen, 
die uns in der Präsidentschaft noch blei- 
ben, und im Europäischen Rat zäh und 
entschieden darum ringen, daß wir weiter- 
kommen, auch wenn es nur kleine Weg- 
strecken sind. Ich lasse nie einen Zweifel 
darüber,  daß wir  die  Einigung  Europas 
wollen, daß wir intensiv um Lösungen rin- 
gen und daß wir nicht resignieren dürfen. 
Wir wissen: Was bisher erreicht wurde, ist 
nicht befriedigend, nicht ausreichend. Wer 
aber mehr will, wer nicht warten kann, wer 
drängt, der muß auch sagen, was er für ei- 
nen Preis bezahlen will, welche Opfer er 
zu bringen bereit ist. 
Ich will ein Beispiel aus den letzten Tagen 
herausgreifen. Die Europäische Kommis- 
sion hat vorgeschlagen, den Mehrwert- 
steueranteil zur Finanzierung der Gemein- 
schaft von bisher 1 Prozent auf 1,4 Pro- 
zent anzuheben. Wenn wir diesen Vor- 
schlag akzeptieren würden, müßten wir 
pro Jahr 4 Milliarden DM mehr für Europa 
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zahlen. Gleichzeitig sparen wir in bitteren 
Auseinandersetzungen — es kann gar 
nicht anders sein — für den nationalen 
Haushalt des Jahres 1984 6,5 Milliarden 
DM ein. Sie wissen, daß wir den Vorschlag 
aus Brüssel so nicht akzeptieren können 
und werden. An diesem Beispiel wird aber 
doch jedermann klar, vor welchen Proble- 
men wir stehen. 
Fairerweise muß aber auch die andere 
Seite angesprochen werden, nämlich die 
Vorteile, die wir gewonnen haben. Über 48 
Prozent der Ausfuhren gingen 1982 in 
Länder der Gemeinschaft. Das sind 13 
Prozent unseres gesamten Bruttosozial- 
produkts. 

Es gibt noch einen Grund, weshalb 
vor allem wir Europa brauchen. Wir 
sind ein geteiltes Land. Wer in die Ge- 
schichte schaut und wer sich Sensibi- 
lität für die Möglichkeiten von morgen 
bewahrt hat, der weiß: Die Einheit des 
deutschen Vaterlands ist in der grö- 
ßeren europäischen Heimat in Zu- 
kunft denkbar. 

Am 17. Juni des nächsten Jahres werden 
wir erneut an die Wahlurnen gehen, um 
das 2. Europäische Parlament zu wählen. 
Wir müssen den Bürgern dann Rechen- 
schaft über das geben, was wir für Europa 
geleistet haben. Der Bürger muß wissen, 
daß wir noch einen langen und beschwer- 
lichen Weg vor uns haben. Unsere Bürger 
müssen spüren, daß wir uns als Christli- 
che Demokraten mit dieser Idee identifi- 
zieren, daß wir unsere Kraft, daß wir unse- 
re Phantasie einsetzen, um das Ziel zu er- 
reichen. Wir müssen den Bürger, der 
skeptisch ist, fragen: Wie sieht denn deine 
Alternative aus? Wollen wir wieder zurück 
zu trennenden Grenzen und dem Protek- 
tionismus und all dem, was die Schatten- 
seite der Nationalstaaten war? 
Das sind Schwerpunkte unserer Außenpo- 
litik. Ich habe sie in dem Satz zusammen- 
gefaßt: „Fundamente unserer Außenpolitik 

bleiben das Atlantische Bündnis 
Europäische Gemeinschaft." n5e- 
Auf diesen Fundamenten bauen ff p- 
re Politik auch mit den Staaten o pia- 
schauer Paktes auf, eine Politik ^- 
logs, des Ausgleichs und der ^üS^es^ 
arbeit. Unsere Einbindung in den ^ 
bleibt das entscheidende Pol,?J.s wer^ 
derlager für unsere Ostpolitik. Wir ^fi- 
keine Politik mit unseren östlichen^ 
barn betreiben, die zu Lasten ^ 
Freundschaft in der Allianz, die aUT $ 
des Zusammenhalts des 0un

deniHü' 
geht. Das unterscheidet uns von ^r 
sionären   Entspannungspolitikern 
SPD- d 

Aber noch etwas unterscheid ^ 
von der SPD. Wir werden °ie ^ 
stungen im Ost-West-Verh*11^'^ 
werden unsere Besorgnisse r go- 
zweiseitigen Beziehungen rnj* ^ 
wjetunion, mit der DDR, mit P°   .-^ 
Hör   TchArKAflnuiol/oi       17111    *" .   ilfl" der Tschechoslowakei, mit H"'" ^5 
beim Namen nennen. Wir wem gtr 

nicht damit abfinden, daß Ma"itt'eniP 

cheldraht und Schießbefehl m> 6\es 
Deutschland bestehen und m jcn/ 
am Ende noch als normal beZ , 
Das wird nicht unsere Politik s 

Wir werden dies aber nüchtern tun
n^V 

hig und ohne Schaum vor dem M ^ 
werden uns nicht scheuen, imme| ^<f 
darauf zu dringen, daß die Bela /• 
abgebaut werden, daß Spannung, f 
mindert werden, daß die Mens ^^t 
Deutschland zueinanderkommen- $ 
Nachbarn im Osten müssen vviss -|jcne 
politische Beziehungen, wirtscn ^r 
Zusammenarbeit, Wissenschaftler1' ^ 
sehe Kooperation, kultureller AU ^ß 
um so leichter, um so umfassende ^\ 
lieh sind, je rascher Fortschritte e ^ 
werden    — Fortschritte,   die  ^ {^ 
Menschlichkeit und weniger Konfro  ^ 
führen. Das gilt vor allem für das r 
der Familienzusammenführung- 
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e'nen friedrUns Um einen vernünftigen, um 

tUs9'eich, .en- um einen menschlichen 
B ünden    mit    unseren    ausländischen 

ncJesrp' mit den Gastarbeitern in der 
,ns aberPUbllk Deutschland. Wir sorgen 

ncjsleutaUCh Um das Scnicksal unserer 
hach Sibir

e' die durch die Geschichte 
°der and nach Rumänien' nach Polen 

d'e in 'hr aitSWohin gekommen sind und 
Sin rjr-      es Vaterland zurück wollen. 
Spu. ^.tes unterscheidet uns von der 
tUrü(*k6hWerden wjeder zu einer Politik 
h Ssendren' d'e den beiderseitigen ln- 
f-6it 2Wisch'ent' die zu mehr Ausgewogen- 
en. Uns Leistung und Gegenleistung 

chbarn
er Angebot an unsere östlichen 

d6'Je und ~~ auch an Moskau - ist, eine 
H8r Ö62ieh U°h bessere, stabilere Qualität 

GeSnrUn9en zu erreichen. Wir wollen 
Ur,d verti^«he auf allen  Ebenen führen 

r bestlh1, beharrl|ch und ohne Illusion 
^Üch hende Gegensätze, und, wenn 
n?Bi9keit ?? mit einer gewissen Regel- 
i! kann i! fu9e aber hinzu: Diese Poli- 
k?nn nicht e Einbannstraße sein. Sie 
h tto qeff-kmit Scneuklappen nach dem 
rrecht K• werden: Was scheren uns 
i6n Teilen HSen und Spannungen in ande- 
'n poien

n der Welt? Was schert uns, was 
?niehf> n lm fernen Afghanistan ge- 

es*rn rC'6 Welt ist unteilbar, auch unter 

die   Part       k b,eibt in dle A,llanz' in 

kann ^n®rschaft  eingebettet.   Man 
Unsere c

e,n,ach sa9en: Wlr verraten 
unsere p   unde  "'<**• Wir verraten 
Uns seihUndsät2e nlcht Wlr werden 

Qruncjs-.bst tr©u bleiben: unseren 
ren 2ie? ' unseren Idealen, unse- 
diesern Wir wlssen> daß wlr auf 

niancrim i^69 mi* Rückschlägen, 
^0%ton e mit sta9natlon rechnen 
Woniy'/ K wer«*en uns aber nicht zu 
AnPass ten verleiten und nlcnt zur 

uireCri*
Un9, n'cht zur Gewöhnun9 an 

«lies wJ Und Unmenschlichkeit. Denn 
e eir> gefährlicher Weg. 

Aber wir werden uns auch nicht entmuti- 
gen lassen und nicht aufgeben. Denn dies 
wäre ein zu bequemer Weg. 
Am 4. Juli werde ich zu Gesprächen nach 
Moskau reisen. Es wird die erste Begeg- 
nung sein zwischen den neuen politischen 
Führungen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und der Sowjetunion. 
Beide Seiten wissen, daß sie möglicher- 
weise auf sehr lange Zeit miteinander zu 
tun haben werden. Und die Reise findet zu 
einem Zeitpunkt statt, an dem die Ver- 
handlungen in Genf in ein entscheidendes 
Stadium getreten sein können. 
Ich werde in Moskau nicht als Vermittler 
und nicht als Dolmetscher auftreten. Ich 
werde die Gespräche in enger Abstim- 
mung mit unseren Freunden führen, als 
ein Mitglied des westlichen Bündnisses. 
Ich habe dort keine Verhandlungen zu füh- 
ren, aber ich werde alle nur denkbaren 
Anstrengungen unternehmen, um zu einer 
einvernehmlichen Lösung in Genf beizu- 
tragen. 

Die Sowjetunion weiß, wo wir stehen. 
Sie kann auch keine Zweifel darüber 
haben, welche Politik wir verfolgen, 
im Bündnis, in Europa und gegenüber 
unseren Nachbarn. Sie kann und wird 
— das ist sowjetische, das ist russi- 
sche Tradition — unsere Politik reali- 
stisch einschätzen. Sie wird dabei ih- 
re   Interessen   nüchtern   gegenüber 
den unseren zu prüfen haben. 

Ich bin sicher: Wir haben eine gute Chan- 
ce, daß diese Gespräche zum gegenseiti- 
gen Verständnis beitragen. Wir werden in 
wichtigen Fragen hart streiten, aber beide 
Seiten müssen wissen, daß vernünftige, 
konstruktive   Beziehungen   im   Interesse 
beider Völker liegen. 
Am Ende eines solchen Besuches können 
keine spektakulären Ergebnisse stehen. 
Aber, wenn es uns gelingt, neue Wege zur 
Zusammenarbeit zu erschließen, wäre 
dies, so finde ich, ein guter Anfang. 
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Wir brauchen bessere politische Bezie- 
hungen, um vor allem Fortschritte in der 
Abrüstung und der Rüstungskontrolle zu 
erreichen. Es ist heute die gemeinsame 
Überzeugung aller vernünftig denkenden 
Menschen, daß der Krieg kein Mittel der 
Politik sein kann. Es ist daher Ziel aller Si- 
cherheitspolitik, mit allen zu Gebote ste- 
henden Mitteln die Möglichkeit einer politi- 
schen Erpressung oder gar einer kriegeri- 
schen Auseinandersetzung auszuschlie- 
ßen. 

Dies ist in den letzten 30 Jahren er- 
reicht worden durch ein annäherndes 
Gleichgewicht der Kräfte. Der Aufbau 
militärischer   Macht   im   westlichen 
Bündnis steht, so verstanden, immer 
im Dienst der Friedenssicherung. Die- 
se Macht hat ihr Ziel erreicht, wenn 
sie nie eingesetzt werden muß. Des- 
wegen gilt der Satz, daß unsere Bun- 
deswehr eine Friedensarmee ist und 
unsere Soldaten  Friedensdienst  lei- 
sten. 

Wenn die Kirchen in aller Welt darauf ver- 
weisen, daß der Rüstung mit immer mehr 
Waffen Grenzen gesetzt werden müssen 
und daß die Frist dazu nicht unbegrenzt 
sei, so ist das wohl kaum jemandem be- 
wußter als uns, den Deutschen, in einem 
geteilten Land. 

50 Millionen Tote hat der Zweite Weltkrieg 
gekostet. Dazu kamen das Leiden und 
das Elend von Millionen Überlebenden. 
Bernhard Worms hat Ihnen ein Bild aus je- 
nen Tagen vom Juni 1945 in die Mappen 
gegeben, in denen der Gründungsaufruf 
der Christlich Demokratischen Union ent- 
halten ist. Dieses Bild spricht eine bered- 
tere Sprache als das, was wir viele Jahr- 
zehnte später dazu sagen können. 
Auch heute ist die Welt von Kriegen, von 
Flüchtlingsströmen, von Hunger und Not, 
von wirtschaftlichen Krisen und Arbeitslo- 
sigkeit gekennzeichnet. Wer will da nicht 
Frieden, wer will nicht Freiheit, wer will 
nicht Brot? 

Aber Friedensgesinnung a|lein m friß' 
nicht. Es reicht nicht das Wort zu ^ 
den, es reicht auch nicht der w' t jpd 
Frieden. Die Tat ist gefordert, in ,.en W^ 
West, in Nord und Süd! Und so w^ # 
handeln als Christliche Demokrat^; 
gibt für uns keinen Grund zu Pe 

mus. Noch nie war die Chance 
wie heute, Rüstungen abzubauen 
grenzen, zu kontrollieren. 

509 • zu öe 

for- 
Wer aber einseitig Vorleistung jch 
dert, wer Überrüstung und U"*^ 
gewicht in Kauf nehmen will. ^^ 
Gegenspieler   die   falschen        t 
übermittelt, wer Abrüstung aU'     $ 

tworf 
üf 

nen Seite anbietet, ohne Antw n d«r 

der anderen Seite zu verlang«' ' „d 
macht jede Chance für Abrüstung 
Rüstungskontrolle zunichte. 

Für uns bleibt völlig unverzichtbar!, 
müssen selbst frei darüber bes ^ 
was unserem, was dem deutschen ^jr 
heitsinteresse dient. Der Weg. ^ 
jetzt einschlagen, wird — und je ^1 
uns spürt dies — auch das s 

kommender Generationen bestimm ^, 
Der Westen hat der Sowjetunion da ^ 
fassendste Angebot für Abrüstung j6 

Rüstungskontrolle unterbreitet, da her- 
gegeben hat. Wir müssen jetzt a ^ 
handlungsebenen intensiv für L°' j^rid' 
nutzen. Wir wollen auch neue v p 
lungsmöglichkeiten schaffen, e ngifl 
Rahmen einer Konferenz für Abrus 
Europa. ygr- 
Wir wollen ein umfassendes Netz v $ 
handlungen schaffen, weil wir wisS

wjr \Vis' 
ein langer Weg vor uns liegt, weil      ,(ich 
sen, daß Zwischenlösungen unverm 
sein werden, und weil wir wisse 
auch Rückschläge möglich bleiben- 

W 
Aber ich will es so einfach *° .gSgf 
ren: Wenn eine Masche reiß* 'n un- 
gefährlichen Zeit, darf nicht da  ^ 
ze Netz reißen. Und wenn ein 
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rerSuIChtslos erscheint, muß ein ande- 

|n dje      9 weiterführen. 
es  *^ Fragen der Sicherheitspolitik ist 
sch|0ss 

aßlich- daß wir im Bündnis ge- 
•e Sor 6n bleiben- Um so größer ist unse- 
Überein6*- daß wir im ei9enen Land die 

tische g in der Sicherheitspolitik 
Partei n .den großen demokratischen 
chin rJ1 nicht mehr finden, daß sie brü- 

>ch sL den ist-   - 
°PPosir das ln aller Ruhe: Wir haben als 

entschp°n die Regierung Schmidt in den 
beirr, NATden Fra9en- nicht zuletzt 

Weil wir 
T°-Doppelbeschluß, unterstützt, 

seres . Ur d'e nationalen Interessen un- 
sere hga

t
ndes ein9etreten sind. Ich appel- 

ar> die • a'S Kanzler der Bundesrepublik 
nationa,Jet2i9e Opposition, ebenfalls aus 
tyjr      

ern Interesse ihre Pflicht zu tun. 

hinaus 
rd6n Uns über alle Parteigrenzen 

rem y .^ eine breite Mehrheit in unse- 
ren prj *

e bemühen. Wir wollen den inne- 
Wir wjs     n' um den äußeren zu sichern. 

durch A6"' daß der Friede neute nicnt nur 

aucridu KÜStung bedroht ist, sondern 
ten Weit 0nflikte in Regionen der Drit- 
senaus ' dle sehr rasch in weltweite Kri- 
^ürfen n ^önnen. Auch wir Deutschen 
ern*ieheUnS  dieser  Verantwortung   nicht 

NeT 2c!el lst die Unabhängigkeit und 
Mitt ® Labilität dieser Länder, ob in 
ka j'\?

der Lateinamerika, ob in Afri- 

*erd 0sten oder in As,en- wir 

dafü en. Ur|s überall  leidenschaftlich 
abQe 

einse*zen, daß fremde Truppen 
aus H°9en werden> aus Afghanistan, 
KarnK

em Libanon, aus Angola, aus 
sen« u cha und aus anderen Kri- 

Wjr 
en9eb.eten der Welt. 

die si°K,en auch solchen Staaten helfen, 
freien J*T politischer Abhängigkeit be- 
chance °"®n- Wir werden dabei keine 
den Bab acht verschütten. Es wer- 
ter nichtCeakte notwendig sein, die wir 

nT mit lautstarken Worten und öf- 

fentlichen Forderungen begleiten, son- 
dern mit ruhigen Taten unterstützen wol- 
len. 
Es muß uns dabei legitimerweise immer 
auch um unser eigenes Interesse gehen. 
Aber das Wohl des Partners gehört dazu. 
Wir wollen Zusammenarbeit zum Nutzen 
für beide Seiten. 
Unser Land, diese Bundesregierung, wir, 
die Christlich Demokratische Union 
Deutschlands, stehen vor großen Heraus- 
forderungen. Wer sich nichts vormacht, 
weiß, daß wir schwierigen, vielleicht 
schweren Zeiten entgegensehen. Ich bin 
fest überzeugt, daß wir die Probleme ge- 
meinsam meistern können, denn wir sind 
der Aufgabe gewachsen, und wir werden 
es auch gemeinsam schaffen. 

Unser Volk hat schon einmal — am 
Tiefpunkt seiner Geschichte im Jahr 
1945 — seine großen Kräfte mobili- 
siert  und   eine  Aufbauleistung  voll- 
bracht, die ihm die Bewunderung sei- 
ner Freunde und den Respekt seiner 
Gegner eingebracht hat. Jetzt müs- 
sen wir uns erneut zu einer großen 
gemeinsamen   Anstrengung   zusam- 
menschließen. 

Die Mehrheit unseres Landes, die Mehr- 
heit der politischen Mitte will mit uns den 
Aufschwung schaffen. Sie will Investitio- 
nen in die Zukunft, damit die Wirtschaft 
wieder in Ordnung kommt und alle, die ar- 
beiten wollen, auch arbeiten können. 
Sie will weniger Staat, damit sich die Initia- 
tive und Leistung des einzelnen wieder 
freier entfalten können, sie will Solidarität 
mit den Schwachen, vor allem auch mit 
der   nachwachsenden   Generation,   aber 
nicht die Umverteilung von einer Tasche in 
die andere. Unsere Mitbürger wollen eine 
moderne Gesellschaft mit menschlichem 
Gesicht, und sie wollen, daß wir unsere 
Freiheit verteidigen und den Frieden be- 
wahren. Diese Politik hat das Vertrauen 
unserer Bürger. Sie stärkt unsere Kraft, 
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die Bundesrepublik Deutschland in eine 
gute Zukunft zu führen. 

Dabei wissen wir als christliche De- 
mokraten: Bei all unserem Tun stehen 
wir in der Verantwortung vor Gott und 
für jene, die nach uns kommen. Kei- 
ner von uns kennt das Ziel der Ge- 
schichte. Es sind nicht nur Taten, es 
sind auch Gebete, die Geschichte be- 
wegen. 

Vor dem ersten Bundesparteitag der CDU 
in Goslar 1950 benannte Konrad Adenauer 
sein Thema „Deutschlands Stellung und 
Aufgabe in der Welt". Wer sich die wirt- 
schaftliche, die soziale und die geistig- 
moralische Verfassung unseres Landes in 
jener Zeit vergegenwärtigt, der weiß, wie- 
viel Mut, wieviel geschichtliche Perspekti- 
ve zur Wahl dieses Themas damals gehör- 
te. Heute, so habe ich jedenfalls den Ein- 
druck, fehlt es manchen an diesem ge- 
schichtlichen Weitblick. Fixiert auf die ge- 
wiß bedeutenden Probleme der Zeit und 

um das 
die Sorge des Tages, die Sorge - 
Materielle, schieben sie nur allzuleicn ^ 
seite, was mit blanker Geschäftig^' 
Papieren nicht zu lösen ist. 
Erinnern wir uns in dieser Stunde an

e\ 
Auftrag der Geschichte, an die pr^a

hten 
unseres Grundgesetzes. Sie verPp ^it 
uns, die Einheit Deutschlands in ^ « 
zu vollenden. Wir wissen, aus eigener  ^ 
können   wir   n^iitcrho   r\or\   7ustan°     . 

'We- nige'g 

können  wir Deutsche  den Zust 
Teilung nicht ändern, aber wir könn 
erträglicher machen und auch we 
fährlich. 

.    T>ili"^ 
Überwinden  können wir die  '   jnCr 
Deutschlands nur im Rahmen 
dauerhaften Friedensordnung 'n & ^e. 
pa.  So  lange  müssen  wir das 
wußtsein   der   Einheit   Deutschl^, 
und der gemeinsamen deutsche" 
tur und Geschichte wachhalten-   jst 

ist unser historischer Auftrag. ^..set 
unsere patriotische Pflicht, und d' 
Pflicht wollen wir uns stellen. 
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deiner Geißler: Wir wollen 
dieses Jahrzehnt mit unserer 
Politischen Arbeit prägen 
Ich 
^achÖChte eine Vorbemerkung 
$aal    •" Dieser Raum» dieser 
Erei erinnert uns an ein großes 
kam9?,S wänrend des Wan|- 
9enHPiIS' näml'ch an den Ju- 
^ol    ngreß der Christlich De- 
<wf,Schen Unj0n- Wir hatten 
^ mais 4ooo bis 5000 Teilneh- 
Übe gartet. Gekommen sind 
aUs 

10°00 junge Menschen 
Wir h 6r Um9ebun9 von Ko,n- natten damals einige 

V\fxx haben die Wahl auch deswegen 
das ^ ew°nner<, weil es uns gelungen ist, 
ler >,, rtrauen der Mehrheit der Erstwähl- 

er hab 
gewin nen. 

Bericht6n in der letzten Woche über den 

9encjD    der   Enquete-Kommission    „Ju- 
Parlarn°teSt 'm demokratischen Staat" im 
uerno.ent debattiert. Wir als Christliche 
MenScuaten fuhlen uns auch für junge 
ren be 

6n verar>twortlich, die zu resignie- 
Weii sj

9lnnen' die deswegen resignieren, 
chen J| keine Aussicht für ihren berufli- 
Wir f•• 

69, für inren Lebensweg sehen. 
Seibsth.!®n  uns  auch  verantwortlich  für 
für Minn      Uppen'  fur  kleine  GruPPen- 
gen    aerhe'ten. Aber ich glaube, wir tra- 
ßere v

naus°. wenn nicht sogar eine grö- 
verant wortung für die  Hunderttau- 

Schwierigkeiten und Auseinan- 
dersetzungen mit den Medien, 
weil wir der Auffassung waren, 
daß ein solches Ereignis mehr 
Nachrichtenwert hätte als z. B. 
ein Interview, das vier Tage 
vorher mit dem Vorsitzenden 
der Null-Bock-Partei gemacht 
worden war, die nach ihren ei- 
genen Angaben über neun Mit- 
glieder verfügte. Ich will darauf 
jetzt nicht zurückkommen. 

senden, ja Millionen junger Menschen, die 
in der Pfadfinderschaft, in der Deutschen 
Sportjugend bis hin zum Jugendrotkreuz 
und   zur  Jugendfeuerwehr   positiv   ihren 
Beitrag leisten für die Gemeinschaft. 
Und ich würde hier eigentlich gern die 
Empfehlung weitergeben, daß die öffent- 
lich-rechtlichen Medien über das Engage- 
ment dieser jungen Menschen in der Zu- 
kunft etwas mehr berichten, als dies in der 
Vergangenheit der Fall gewesen ist, weil 
sie dies nämlich verdienen. 

Wir führen diesen Bundesparteitag in Köln 
durch, der Stadt Konrad Adenauers. Kon- 
rad Adenauer hatte, vor allem in seinen 
letzten Jahren, öfters die Sorge geäußert, 
die CDU würde in der Opposition zerfal- 
len. 
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Das können Sie in den verschiedenen Bio- 
graphien, die es gibt, nachlesen. Aber ich 
glaube, wir können heute auf diesem Par- 
teitag feststellen: Wir, die Christlich De- 
mokratische Union, haben uns in den letz- 
ten 13 Jahren seines Erbes würdig erwie- 
sen. 

Ich bin froh, daß wir dies gerade hier in 
Köln sagen können. 

Es war ein langer Weg seit 1969. Wir ha- 
ben diesen Weg draußen in einer Ausstel- 
lung dokumentiert. Der Weg der CDU in 
der Opposition, an dessen Anfang weite 
Teile der deutschen Publizistik uns den 
baldigen Zerfall vorausgesagt hatten. Es 
war ein steiniger Weg mit Streit, Niederla- 
gen, aber auch ein Weg der Arbeit, mit 
neuen Ideen, mit einer neuen Sprache, mit 
einer immer besseren Organisation, ein 
Weg der geistigen und der politischen Er- 
neuerung. 

Wir alle haben daran mitgewirkt, alle 
Parteimitglieder, die hauptamtlichen 
Mitarbeiter, ihnen gilt unser Dank. Un- 
ser Dank gilt aber auch denen, die in 
schwierigen Zeiten der Opposition 
die politische Verantwortung in der 
Führung der Partei wahrgenommen 
haben. Ich nenne zunächst meine Vor- 
gänger im Amt: Bruno Heck, Konrad 
Kraske, Kurt Biedenkopf. 

Aber wir nennen hier auch dankbar und 
voller Anerkennung unsere Parteivorsit- 
zenden seit 1969: Kurt Georg Kiesinger, 
Rainer Barzel und natürlich Helmut Kohl. 
Nun hat es ja im Vorfeld des Parteitages in 
der Presse so Vorbemerkungen gegeben 
— manche haben das auch abschätzig 
gemeint —, es werde ein Jubelparteitag 
werden. Ich finde, wir sollten diese Leute 
nicht enttäuschen. Wir und mit uns die 
überwiegende Mehrheit der Mitbürger in 
der Bundesrepublik Deutschland, wir sind 
froh, daß die alte Ära beendet ist, und wir 

freuen uns, daß Helmut Kohl Bundes * 
ler der Riinde<?rp.nuhlik Deutschland " ler der Bundesrepublik Deutsc 

W*"n 

Aber ich glaube, es ist gut, uns. ^ 
wir jetzt in die Zukunft schau«"» ^ 
zu überlegen, wie denn ei9entl'Cijnd« 
ser Wahlsieg zustande kam. 'CJ un$ 
die Tugenden und Leistungen, «' fli 

an die Regierung gebracht e, 
müssen wir auch in der Regie'u ^ 
wahren. Denn wir wollen ja n,<! Jan- 
vier Jahre an der Regierung D ^- 
sondern wir wollen mindestens . 
ses ganze Jahrzehnt mit unsere v 
tischen Arbeit prägen. 

Also was war es? 

Erstens. Die CDU hat einen erfolgre' ^ 
Kanzlerwahlkampf   geführt,   für  un. der 
Helmut Kohl. Unser Wahlkampf ^ ' 0 
Person  und  in  der Sache glaubt ^ 
Das war ein entscheidendes Eleme 
den Wahlsieg. 

Zweitens. Wir haben den WahlkamP ^ 
der politischen Mitte unseres Volkes ! 

unge 0 
wonnen. Das kam ja nicht von uny"'<jer 
Die Grundlage für das Wahlprogran^ ^ 
Mitte wurde in den 13 langen Janr^uam' 
Opposition gelegt. Erinnern wir uns- ^ 
burger Parteitag 1973: Mitbestirn^; 
Vermögensbildung, berufliche . $v 
Mannheim: Neue Soziale Frage, G,el ^ 
rechtigung der Frau, Partnerrente. .. 
wigshafen: das Grundsatzpro^^: 
dann der Jugendparteitag in ^^e^ 
„Frieden durch Abrüstung", »\, paS 
schaffen mit immer weniger Waffen _ 0. 
waren und sind Elemente dieser • -   n 

der Mitte.  Meine sehr verehrten *>^ ^ 0& 
nur und Herren, liebe Parteifreunde, '""^ifl 

dieser Politik der Mitte werden wir.aU en 
der Zukunft erfolgreich regieren kön 

Was waren denn die sichtbaren Mar     . 
ne — daran müssen wir uns auch en 
— auf dem Weg ins Kanzleramt? 
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der  Bundeskanzler 
genannt —: Wir haben die 

UnSer 
eit Qewonnen in den Kommunen, in 

spie, on Großstädten. Ich nenne als Bei- 
KieS| in°?1rnel in Stuttgart, unseren Freund 
ter v\ia,i München und jetzt vor allem Wal- 

w ^ann in Frankfurt. 

ne
9

r
ter Naumann hat Frankfurt aus ei- 

Kris 
Schweren kommunalpolitischen 

Pr * herausgeführf? Vor ihm war 
tUn 

Urt e«ne Stadt der Ausschrei- 
^clteLn, der Fjlzokratie und der Herr- 
in f" der Sozialdemokraten. Heute 
fUrt 

rf°Wurt anders. Heute ist Frank- 
gew

e,n kommunalpolitisches Symbol 
Wjed°rden- Und wenn es mit Hessen 
Wait6r aufwarts gehen soll, dann muß 
ste.

er.Wa"mann im September Mini- 
yn      präs"dent in Hessen werden! 

irri o fincle, unsere Chancen in Hessen 
,ch^mber sind gut. 

Parte^
nne.hier Alfred Dregger. Er hat als 

Christ|j 
s,t2ender in langen Jahren die 

sten p Demokratische Union zur stärk- 
parteitg

rtei gemacht, und ich finde, der 

4rbeit 
9 SOllte ihm für diese großarti9e 

Und cjj °Ch einmal ausdrücklich den Dank 
W(Jr,Sc,? Erkennung aussprechen. Wir 
9en für

en ihm alle Glück und Gottes Se- 
?6ndftr .Seine Arbeit als Fraktionsvorsit- 
*U de 

der CDU/CSU. 

^2ler ^arksteinen auf dem Weg ins 
Und dj amt 9enören auch unsere Länder 
Öa^en w^r°ßen Wahlsiege in Bay«5•, in 
ifti saa |  rtternberg,   in   Rheinland-Pfalz, 

nen
r'and'  in  Schleswig-Holstein.  Wir 
nier unsere Ministerpräsidenten. 

schi iT Und dies ist für die Partel9e" 
tig e der vergangenen Jahre wich- 

ein "^ fÜr die Po,ltlk der Mltte war e® 
die e"tscneidender Durchbruch, daß 
Stam 

U in sozialdemokratischen 
Jak. mlandern, in denen über zwei 

zehnte die Sozialdemokraten die 

nen 

Macht  ausgeübt  hatten,  die  Regie- 
rung gewinnen konnte, in Niedersach- 
sen mit Ernst Albrecht und in Berlin 
mit Richard von Weizsäcker. Das war 
ein entscheidender Durchbruch. 

Wenn wir hier unsere Geschichte in kur- 
zen Strichen schreiben, dann sollten wir 
aber nicht allein an die Erfolge denken. 
Sieg und Niederlage sind oft nahe beiein- 
ander. Unsere uneingeschränkte Anerken- 
nung und unser Dank gelten dem Mann, 
der seine Person in den Dienst der Sache 
gestellt hat, auch in wenig aussichtsrei- 
cher Lage: Walther Leisler Kiep in Ham- 
burg. 
Ich möchte ihm, ich glaube, auch in Ihrem 
Namen, dafür danken, daß er sich auch für 
die kommenden zwei Jahre wieder für die 
Aufgabe des Schatzmeisters zur Verfü- 
gung stellt. 
Nun war unser Wahlkampf bis zum 6. März 
vor allem auch ein Wahlkampf der Wahr- 
haftigkeit. Wir haben das oft genug ge- 
sagt. Wir haben in der Diskussion draußen 
noch nicht alles hinter uns. Wir haben den 
Sparhaushalt 1984 noch in der Diskussion 
mit unseren Mitbürgern zu vertreten. 

Deswegen bitte ich Sie alle, wir soll- 
ten unsere Freunde in den Orts- und 
Kreisverbänden immer wieder darauf 
hinweisen und ihnen sagen, daß wir 
vor der Wahl gesagt haben, daß wir 
diese Opfer verlangen müssen. Das 
ist nichts Neues. Wir haben vor der 
Wahl gesagt, was wir nach der Wahl 
machen werden. Darin unterscheiden 
wir uns ja gerade von den Sozialde- 
mokraten.  Die Wahrhaftigkeit ist  in 
dieser    Auseinandersetzung     unser 
wichtigstes Kapital. 

Aber mit dieser Wahrhaftigkeit können wir 
nur dann gut fahren und können wir nur 
bestehen, wenn die Menschen davon 
überzeugt sind, daß es in diesem Land ge- 
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recht zugeht. Ich erinnere uns an das 
Wort des heiligen Augustinus, der gesagt 
hat: „Ohne Gerechtigkeit, was wäre der 
Staat anderes als eine große Räuberban- 
de!" Auch in der Zukunft müssen wir Op- 
fer bringen, aber sie müssen von allen ge- 
tragen werden. Deswegen bestehen wir 
darauf, daß in den kommenden Haushalts- 
beratungen des Deutschen Bundestages 
das realisiert wird, was der Bundeskanzler 
in Auftrag gegeben hat, daß nämlich auch 
Kürzungen bei den Subventionen vorge- 
nommen werden. 

Dies ist eine wichtige Entscheidung. 

Noch ein zweiter Punkt. Seit dem 
Mannheimer Parteitag 1975 haben wir 
die Einführung eines Erziehungsgel- 
des für alle Mütter gefordert. Wir hat- 
ten in der Opposition dafür keine 
Mehrheit. Jetzt an der Regierung ha- 
ben wir die Ausdehnung des Mutter- 
schaftsgeldes für alle Mütter be- 
schlossen. Wir sagen ganz deutlich, 
auch angesichts der noch laufenden 
Diskussion, hier handelt es sich um 
einen Kernpunkt unserer Politik. Von 
dieser politischen Entscheidung, die 
das Kabinett getroffen hat, wird die 
Union nicht abgehen. 

Ich glaube, daß wir auch sagen sollten, 
daß wir in der Familienpolitik — der Bun- 
deskanzler hat dazu heute morgen Wichti- 
ges gesagt — in der Zukunft davon aus- 
gehen, daß das realisiert wird, was unter 
der Überschrift „Familiensplitting" ange- 
kündigt worden ist. Wir müssen darauf be- 
stehen, daß die Bürger, die Kinder haben, 
in der Zukunft weniger Steuern zahlen 
müssen als diejenigen, die keine Kinder 
haben. 
Das ist ein Akt steuerpolitischer Gerech- 
tigkeit. Wenn ich einmal die Diskussion 
der letzten Tage und Wochen zu diesem 
Thema verfolge, dann weiß ich ganz ge- 

nau, daß es eine Fülle von Bedenke^, 
Wo man hinguckt und mit wem man ^. 
bei den sogenannten Fachleuten e' ^\ 
denken nach dem anderen. Wir sin 
den Sachverstand der Beamten an9 ^ 
sen, aber ich habe manchmal den ten 
druck, daß eine Reihe unserer ßea ge- 
weniger Staatsdiener, sondern ene 

denkenträger ist. 

Ich finde also, meine sehr ver* ^ 
Damen und Herren, wir habe*1 

klare politische Entscheidung*1^ 
troffen und Vorgaben gegeben- nj, 
ich bin der Auffassung, daß dl ^- 
gen, die in den Ministerien ,h[f 8«r 
antwortung haben, jetzt nicht ^'Ein- 
finden sollen, um etwas zu * {an- 
dern, sondern daß sie ihren G JLig- 
strengen sollen, daß sie ihre ^r, 
keiten einsetzen sollen, um **** ^jt 
wirklichen zu helfen, was die Me ^ 
des deutschen Volkes politiscn 

unserer Wahl beschlossen hat. 

Meine lieben Parteifreunde, nur *e ^ 
Wahlkämpfe waren so politisch W'e gS 

Wahlkampf 1983. Kein Wunder, d*' de, 
auch ein emotionaler Wahlkampf w .e- 
oft mit einem leidenschaftlichen £n9 oCfi 
ment. Die Sozialdemokraten hatten 
einmal wie 1972 versucht, alle linken je- 
sentiments gegen die Union zu mot>' ^, 
ren: „Ellenbogengesellschaft", *UrTlV

rSie 
lung von unten nach oben" usw.. at5 {0- 
sind diesmal auf eine andere Union Qe ^ 
ßen. Von einer Schweigespirale war g 
mehr die Rede. Ich habe deshalb An . 
Januar die Sozialdemokraten hart ans^ 
fen müssen; die Partei hat mich da^cK' 
terstützt, und ich bedanke mich ausd 
lieh dafür, daß diese Unterstützung m 

lieh war. ^ 
Ich danke allen Mitgliedern, die sie 
viel Opfern auch an Zeit und Geld fu    h 

sere Sache geschlagen haben, aber 
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buna hntation'   Organisation   und   Wer- 
st'rnmt in  diesem Wahlkampf ge- 
re p .'. Dle Bundesgeschäftsstelle, unse- 
re ,.ltlSche Arbeit, die Organisation und 

Korrir Anse.0rnrnun'kation genießen ein hohes 
'• Ich  möchte  hier  unter vielen 

e'nmal nennen, was der „Spie- gel 
PreJnd

e.r Sonst nicht gerade überläuft an 

'etzte keiten fur die Union- in der vor" 
Qe^.^oche über unsere Parteiarbeit 
*eschr'eben hat: 

2u
e CDU-Bundesgeschäftsstelle, die 

Kanzi 
stelle 

Konrad Adenauers Zeiten noch als -«nraa Adenauers Zeiten noch als 

ste»2lerWahlverein und PaPlerverteil" 
'Je galt, ist zur politischen Schalt- 

nis h le der Union 9eworden' tech" 
°n und logistisch auf dem neue- 

re Ste* Stand. 
6sWeno 

rern N
aen möchte ich, sicher auch in lh- 

Bunri*    en- meinen Mitarbeitern in der äuncip en- meinen Mitarbeitern in der 
\ner, Geschäftsstelle den Dank und die 
st6||Ve

ennun9 aussprechen. Ich nenne hier 
schuft rtf

retend für alle unseren Bundesge- 

Jn. Nun 
tSfÜhrer Peter Radunski. 

sagt u!!!^r Parte'tag - das ist schon ge- 
Chara^0rden — hat seinen besonderen 
Jahre 

dadurch, daß wir ihn seit vielen 
rUna-

n wjeder zum ersten Mal als Regie- 
ySPartei durr.hfnhron 

Ein 

Rede Heiner Geißler 

e Politische Partei ist nicht die Re- 
J erung und hat auch nicht das Man- 
* Wie die Parlamente. Die CDU muß 

UM hat Helmut Kohl heute mor9en 

ParttriChen —' auch als Re9ierun9S- 
Wah     lhre ej9enständi9e Rolle  be" ahren- Sie ist also nicht ein ständi- 
J r Jubelverein  für   die   Regierung. 
y. er — und das sagen wir in aller 

arheit und Deutlichkeit — sie ist 

Bek reCht nlcht eine lnstltution zur 

ekämpfung der eigenen Regierung. 

Dje
Uas ist sie nicht. 

nicht P° hat uns vor9eführt' wie man es 

dachen soll. Unsere wichtigste Auf- 

gabe besteht darin, die Arbeit des Bun- 
deskanzlers und die Arbeit der Regierung 
zu unterstützen. Ich meine, mancher von 
uns hat sich, wenn er so die letzten Wo- 
chen und Monate Revue passieren läßt 
und sich an das erinnert, was sich ab und 
zu in der Presse abgespielt hat, gedacht: 
Das darf doch einfach nicht wahr sein. 
Nun sind wir gerade an der Regierung, 
und nun geht es schon wieder hin und 
her. 
Helmut Schmidt hat vor nicht allzulanger 
Zeit von seiner Partei, der SPD, gesagt: 
Sie ist ein verrotteter Sauhaufen. Und er 
wußte, wovon er redete. 

Aber wir, die CDU, und das deutsche 
Volk haben im Gegensatz dazu nun 
endlich einen Bundeskanzler, der sich 
in Übereinstimmung mit der gesam- 
ten Union von Kiel bis Berchtesgaden 
und    in    Übereinstimmung    mit   der 
Mehrheit des deutschen Volkes befin- 
det. Und das soll doch wohl in der Zu- 
kunft so bleiben. 

Vielleicht kann der eine oder andere mal 
auf die Idee kommen, daß es, auch wenn 
wir an der Regierung sind, nicht ganz aus- 
geschlossen sein sollte, vielleicht ab und 
zu die eigenen Leute, d. h. auch die eige- 
ne Regierung, zu loben und dafür den po- 
litischen Gegner anzugreifen. Ich glaube, 
daß dies eigentlich das richtigere Rezept 
wäre. Mehr will ich zu diesem Thema nicht 
sagen. 
Jedenfalls ist die Koalition auch keine Kut- 
sche, aus der man nach Belieben ein- und 
aussteigen kann. 

Wir haben den Auftrag, und den wol- 
len wir erfüllen, nämlich dieses Jahr- 
zehnt mit unserer Politik zu prägen. 
Es ist klar, daß die Partei eine Aufga- 
be hat, die über den Inhalt einer Re- 
gierungserklärung und auch einer Ko- 
alitionsvereinbarung  hinausgeht. Ich 
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habe an anderer Stelle schon gesagt: 
Wir werden deswegen, weil wir an der 
Regierung sind, nicht unseren Geist 
aufgeben. 

Der Weg ins Kanzleramt war auch begrün- 
det durch die Faszination der Ideen des 
Grundsatzprogramms und durch die Erar- 
beitung moderner Lösungen auf unseren 
wissenschaftlichen Kongressen und die 
darauf folgenden Beschlüsse der Partei. 

Wir wollen kein imperatives Mandat. 
Aber — und das ist schon auf dem 
Ludwigshafener Parteitag im Zusam- 
menhang mit dem Grundsatzpro- 
gramm gesagt worden — ein Bundes- 
parteitag der CDU geht auch davon 
aus, daß wir unsere Beschlüsse nicht 
nur für die Festtage, sondern auch für 
den politischen Alltag fassen und daß 
wir erwarten, daß, soweit dies mög- 
lich ist, diese Beschlüsse von der Re- 
gierung und der Bundestagsfraktion 
umgesetzt werden. Was die Partei 
denkt und was sie diskutiert, muß 
auch Handlungsmaxime für die Regie- 
rung und für die Fraktion sein. 

Ich möchte einen anderen Gedanken hier 
anführen. Wir haben — wie in den vergan- 
genen 13 Jahren — auch als Regierungs- 
partei die Aufgabe, Perspektiven für die 
Zukunft zu entwickeln. Wir dürfen die ge- 
sellschaftlichen Entwicklungen und die 
geistigen Strömungen nicht verpassen. 
Wir dürfen sie nicht verschlafen. Eine le- 
bendige Partei muß das Gespräch suchen 
und muß zuhören können. 

Macht ist verführerisch. Der Sozialwissen- 
schaftler Karl W. Deutsch hat einmal kri- 
tisch bemerkt, Macht sei die Fähigkeit, 
nicht mehr hinhören zu müssen, weil man 
ja das Sagen hat. 

Bleiben wir also eine offene, dialogfä- 
hige Partei. Die Arroganz der Macht 

wäre der erste Schritt auf dem 
die Opposition. ^ 

Eine lebendige Partei muß mit alle     j(r 

sehen guten Willens gemeinsame    f 
nen suchen und ein Beispiel für ^ )aU. 
ben, wofür wir stehen und woran wir g» 

rau- ben: für unsere Grundwerte. Wir ha 
einige Beispiele. Ich greife eines • ^5. 
Es gibt nicht nur den Versuch v°n ^ 
verbänden und Kreisverbänden de     ^t 
lebendigen, unmittelbaren Kont.atb(jrOer 

den Familien ausländischer M' preUn- 
oder mit unseren amerikanischen ^ 
den, die als Soldaten hier bei un 5 

Pflicht tun, und mit denen, die a -^MO* 
sind, zu finden; sondern ich fürnre       afl. 
allem unsere Basisaktionen Dritte 

itei H3" 
durch die wir konkrete Hilfe 9elelS ^nde 

ben, wobei die einzelnen Kreisve (, 
10000, 20000, 30000, 40000 DM

|d ent- 
Aktionen gesammelt und dieses ee^e(# 
Wicklungshilfeorganisationen zur .$$ 
gung gestellt haben: für einen *?en jneffi 
in Ruanda, für Einrichtungen in ep 
Krankenhaus in Nepal, um einen ö ^. 
in der Sahelzone zu bohren. Das ' $ 
krete Solidarität. Und wir sollten i(i 
Konkretisierung unserer Ideale 
der Zukunft weiterführen. ie|e 
Ich   nenne   hier  stellvertretend >ü _.t a(i- 
zwei Landesverbände, weil sie 
gefangen und weil sie eine gute Aro*' j^jt 

dam*1 

Arbe* 
leistet   haben:   Baden-Württemberg ^ 
Lothar   Späth   und   Rheinland-P>a 

Bernhard Vogel. 
• h De"1"' Schließlich muß die Christian *• ^ 

kratische Union als Regierung-^ $ 
auch jene Themen aufgreife"' . s\e 
Menschen konkret bewegen. » #e 
muß Perspektiven entwickeln^ ^< 
über die Haushaltsjahre und 
gislaturperioden hinausreichen. 

Dabei geht es um drei große AU'9^ ^i 
Wir müssen zum einen mit Mut 
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Arbeit i    neue We9e beschreiten, um die 
sen N

slos'gkeit zu bekämpfen. Wir müs- 
der §        und Umwelt retten, indem wir 
giSch 

2lalen Marktwirtschaft einen ökolo- 
Wir    

n Rahmen geben. 
keit u

e
n

r?en morgen über die Arbeitslosig- 
überu     lm Zusammenhang damit auch 
Wach ?sere Position zum wirtschaftlichen 
serer 11     im Verhältnis zur Erhaltung un- 
Ich m      elt sPrechen.* 
cheris

Ö^hte mich heute bei diesem Re- 
Thern

C aftsbericht  aber  noch   mit  dem 
korrirri aUseinandersetzen, das uns in den 
sonde^nden Wochen  und  Monaten  be- 
nicht r,S bescnaftiQen wird und das sicher 
die f^e 

Ur Zu e'ner Bewährungsprobe für 
Her gr

9ßrun9 wird, sondern bereits zu ei- 
9an2e°p,       Herausforderung für unsere 
nämijch 

artei geworden ist. Wir müssen 
Atjsejn   d'e 9eist|ge und die moralische 
Wir,nen

andersetzung um den Frieden ge- 

^eine \\ow 
Verwirr   

ben  Parteifreunde,  hier ist die 

Rede Heiner Geißler 

9r0ße r^ng der Geister groß. Es ist eine 
i-ärirt n^irriinn  riar riaietor in  nncprpm 

<•auch 

^aS   Wir 
2u      wir   in   aies« 
BP«9, brauchen, ist die Klarheit der 

irrung der Geister in unserem 
in anderen europäischen Län- 

in   dieser  Auseinanderset- 
-•«uchen, ist die Klarheit d 

Nicht die K,arheit der Gedanken- 
sagt rj 'e Taten bewegen die Menschen, 
übercl

er Pnilosoph, sondern die Worte 
dem u'g Taten. Kurt Biedenkopf hat es auf 

Porten 9er Parteitag 1973 in anderen 
Mior, ausgedrückt. Er hat gesagt: Revo- 
nicht m Und Bewegungen werden heute 
Te|eq|!;

ehr dadurch in Gang gesetzt, daß 
Werden mter und Bahnhöfe besetzt 
fß bpo \Sondem dadurch, daß die Begrif- 

or*6*8"- |0giSc.   angesichts eines weltweiten ideo- 
V°n bin0 BÜrgerkrieges in derTat _ da~ 
flach de ICh  uberzeugt   —   das  Gesetz, 

m s'ch entscheidet, wer in dieser 

Auseinandersetzung gewinnt. Diese Aus- 
einandersetzung um Frieden und Verteidi- 
gung, die im Herbst möglicherweise in ih- 
re heiße Phase kommen wird, darf uns 
nicht unvorbereitet treffen. 
Meines Erachtens ist die Verwirrung der 
Geister vor allem darauf zurückzuführen, 
daß die alte Bundesregierung die geistige 
Führung in der Verteidigungspolitik verlo- 

ren hatte. 
Die Sozialdemokraten haben den Verteidi- 
gungsgedanken nicht mehr erklärt. 

Heute  beherrschen   Emotionen  das 
Feld.    Sogenannte    Friedensfreunde 
schleudern den Bürgern die Frage ins 
Gesicht: Wollt ihr im Atompilz verglü- 
hen? Wer will denn auf eine solche 
Frage mit Ja antworten? Sie schleu- 
dern die Frage heraus: Haben wir das 
Recht, unsere ganze Welt aufs Spiel 
zu setzen? Wer wollte denn eigentlich 
auf eine solche Frage mit Ja erwi- 
dern? 

Der entscheidende Fehler in dieser Dis- 
kussion besteht doch darin, daß sich die 
Auseinandersetzung in der sogenannten 
Friedensbewegung auf die Frage nach der 
Zahl der Raketen und der Sprengköpfe 
konzentriert. Aber diese Frage steht doch 
nicht an erster Stelle! Die erste Frage lau- 
tet: Ist unser Staatswesen, ist unsere Ge- 
sellschaftsordnung    überhaupt    verteidi- 
genswert? Wenn sie nicht verteidigens- 
wert ist, brauchen wir auch keine Waffen, 
um sie zu verteidigen. 

Die zweite Frage ist: Werden wir denn von 
jemandem bedroht? Wenn wir von nie- 
mandem bedroht werden, brauchen wir 
auch keine Waffen. Erst wenn wir diese 
beiden Fragen beantwortet haben, kön- 
nen wir zu der dritten Frage vorstoßen: 
Mit welchen Waffen und mit wie vielen 
Waffen haben wir uns zu verteidigen? 
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Ist unser Gemeinwesen verteidigenswert? 
Es ist im Grunde genommen schon ein 
starkes Stück, daß man sich mit dieser 
Frage auseinandersetzen muß, aber wir 
müssen es tun, weil diese Frage in der Tat 
gestellt wird. 

Sind wir denn besser, weil wir besser und 
schneller produzieren können? Sind wir 
allein deswegen besser, weil wir ein grö- 
ßeres Bruttosozialprodukt haben? Kommt 
es nur auf die Zahl der Raketen an? Die 
Wahrheit ist doch eine andere; das haben 
wir in Hamburg deutlich gesagt, und ich 
möchte es wiederholen: Die Spannungen 
zwischen Ost und West haben ihre Ursa- 
chen doch nicht in der Tatsache, daß die 
eine Seite mehr Raketen hat. Darauf muß 
man eine militärtechnische Antwort ge- 
ben. Die Spannungen zwischen Ost und 
West sind vielmehr in der Unvereinbarkeit 
von Freiheit und Diktatur begründet. Dies 
ist der eigentliche Grund! 

Wir wollen frei sein und frei bleiben. Dies 
ist der Sinn unserer Verteidigungspolitik. 

Sagen wir es in der Auseinanderset- 
zung mit unseren jungen Mitbürgern: 
In den kommunistischen Staaten wer- 
den z. B. Wehrdienstverweigerer ent- 
weder ins Gefängnis oder in Straf- 
kompanien gesteckt, oder sie landen 
in psychiatrischen Anstalten oder in 
Arbeitslagern. Wir schützen die Ge- 
wissensfreiheit, und gerade dies be- 
gründet den hohen Rang unserer Ver- 
fassung und macht diese Staatsord- 
nung erst eigentlich verteidigenswert. 
Dies ist das, was wir sagen müssen! 

Dank und Anerkennung schulden wir den 
jungen Menschen, die in den Krankenhäu- 
sern und in den Pflegeheimen zivilen 
Dienst leisten, aber der Dienst in der Bun- 
deswehr ist der eigentliche Dienst am 
Frieden. Ohne NATO und ohne Bundes- 

zu 

wehr gäbe es keine Gewissensfre 
auch keinen zivilen Ersatzdienst. 

Jetzt möchte ich noch einen Satz - nj. 
Vereinigten Staaten und zu den am ^ ^ 
sehen Soldaten sagen. Wir wissen {. 
das müssen wir in dieser Auseinan ^. 
zung diesen anderen Gruppierung e(1. 
nf»ru"ih(=»r   «anpn     ne*rac\e>    im   ZUS       „,A $£ 

0un 0f 

hang mit der Wehrdienstverweige^ $ 
Gewissensgründen —: Die Am 
stehen hier zusammen mit der 
wehr, damit diese Gewissensfre' ^ 
schützt wird, und die sowjetischen gfl 

pen stehen in der DDR und in ?ort die' 
Ländern Osteuropas, damit eben o ,g(l 

se Gewissensfreiheit unterdrückt 

kann' , n her*'«*' Dies muß in der Diskussion ne> 
hoben werden. 

bedro 
Wir ve'' Auf die Frage „Werden wir 

müssen wir eine Antwort geben. w^re(fl 
kennen nicht — so haben wir in uP ^, 
Hamburger Beschluß 1981 ausgeh ^ 
daß auch die Völker der Sowjetun^ ^. 
Osteuropas ein Sicherheitsinteress <j 
ben und daß sie nicht zuletzt auf « 
der Erfahrung des Zweiten Weltkrieg \^ 
dem sie Millionen von Todesopfer ^ 
gen mußten, in Sicherheit und Frie'$ <i 
ben wollen. Aber geht es denn d ^ 
Die sowjetische Führung — njJ. pfllr 
Menschen, nicht die Völker, aber die ^ 
rung — weiß doch viel besser als vie \^ 
in unserem eigenen Land über r 5 

und Verteidigung sprechen, daß v° aüs- 
keine Bedrohung und keine Gefa|J .^fi. 
geht. Die sowjetische Führung weiß ^p 
daß die NATO keinen Angriffskrieg TU ^n 
kann, weder von den Verträgeh her 
von der Bewaffnung her noch von °e p 
gistik her. 42000 modernen PanZ%0.W 
Warschauer Pakt stehen im NAJ ^ 
reich 13000 Panzer gegenüber; die 
als ein Beispiel. 
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Die Sow 
eit ,st doch eine ganz andere. 

W'eder !etiscne Führung — ich spreche 
aber Vo'°

ht Von den Völkern Osteuropas, 
fÜhlt sich der sowJetiscnen Führung — 
°der v " docn nicht von der Bundeswehr 
WjetjSch 

der. NAT0 bedroht. Nein, die so- 
an^ererTi

e Führung fühlt sich von etwas 
V°n  der ont- sie fuhlt sich bedroht 
schaftSo .Exister,z freiheitlicher Gesell- 
MenSch 

rdnungen, von der Existenz freier 
uas jst "J! am Rande ihres Imperiums. 
sche pjJ le Bedrohung, die die sowjeti- 

ÖeSWeUng SpÜrt- 
Wahrh

9.en rüstet die Sowjetunion in 

•önd * nlcht gegen unsere Waffen, 
Die ^Ju 9e9en unser freies Denken. 
dient . errustung der Sowjetunion 
•WlltS 1 Wirk,ichkelt dem Ziel, durch 
sches

nsche Übermacht ein politi- 
cal DruckP°tential zu gewinnen, 
Staat

e an inr Imperium angrenzenden 
breitu

en 2U neutral*«sieren und die Aus- 
2u ii*?8 des Gedankens der Freiheit 

ahe' bra 

•nden. 
sion naChaUCht die SowJetunion Repres- 
d^st de 

lnnen und Expansion — zumin- 
stote|es 

n Androhung — nach außen. Ari- 
Vanne 

Sagt: Niemand macht sich zum 
sch(jt2e ' Um s'ch nur vor der Kälte zu 
rerSßits j t

Lenin hat einmal 9esa9t: Unse_ 
denn er      

ein Krieg legitim und gerecht, 
BefrejUn

Wlrd fur den Sozialismus, für die 
Ö6fre'Unn Unserer Völker geführt, für die 
9eoiSje 

9 Unserer Völker von der Bour- 

LS ware _ . 
Von k ICh möcnte nier einen Gedan- 

9r°ßer D dinal Höffner aufgreifen - ein 
wenn di 

lenst für den Frieden in der Welt, 
fentlich,   SowJetische Führung der Weltöf- 
d*ß dies

eitnein fur al|emal erklären würde, 
gilt.      e Devise Lenins heute nicht mehr 

In ^|oh 
on jh

snan,s*an könnte die Sowjetuni- 
beu,ft

re Frledensliebe durch die Tat 
«eisen. 

In diesem Zusammenhang möchte ich 
noch auf ein anderes Argument eingehen, 
weil es ja immer mehr Menschen gibt, die 
auch einwenden: Was wollt ihr denn ei- 
gentlich, der Westen hat seine Ideologie, 
der Osten hat seine Ideologie. — Was ist 
denn eigentlich die Antwort darauf, wo 
liegt denn der essentielle Unterschied zwi- 
schen Ost und West? Eines der gefähr- 
lichsten Argumente, die in diesem Zusam- 
menhang von der anderen Seite — wenn 
ich sie einmal so nennen darf — ge- 
braucht werden, ist die ideologische, 
wertmäßige Gleichstellung des Westens 
mit dem kommunistischen Osten. Nennen 
wir die essentiellen Unterschiede. 

Bei uns gibt es keine Unterdrückung 
der Menschen im Innern und keine mi- 
litärische Expansion nach außen. 
Überall dort, wo wir Einfluß haben, wo 
wir Einfluß nehmen können auf der 
Welt, wirken wir darauf hin, aus Dikta- 
turen wieder Demokratien zu machen. 
In Portugal war das so, in Spanien ha- 
ben wir mitgeholfen, in Griechenland 
bei den Obristen war es so, und jetzt 
in der Türkei ist es so, während die 
Sowjetunion überall dort, wo sie Ein- 
fluß und Macht besitzt, die ersten An- 
sätze demokratischer und freiheitli- 
cher Entwicklung mit Panzern und mit 
Waffengewalt niederdrückt. Das ist 
der essentielle Unterschied. 

Weichen wir der Frage nach Lateinamerika 
nicht aus. Das ist in der Tat in erster Linie 
keine militärische Frage, sondern eine 
Frage der internationalen sozialen Ge- 
rechtigkeit. Wir müssen alles tun, um auch 
unsere Freunde davon zu überzeugen, 
daß es wichtig ist, mit unseren Ressour- 
cen einen Beitrag dazu zu leisten, daß 
dort mehr soziale Gerechtigkeit und mehr 
Verwirklichung der Menschenrechte mög- 
lich ist. Wir fordern aber auch die Soziali- 
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stische Internationale — unser Freund 
Mock hat vorhin über dieses Thema gere- 
det — und ihren Vorsitzenden Willy 
Brandt auf, wir verlangen von der Soziali- 
stischen Internationalen, daß sie in Latein- 
amerika nicht die von der Sowjetunion fi- 
nanzierten und von Kuba organisierten lin- 
ken Guerillaverbände unterstützt, sondern 
mit den Christlichen Demokraten in La- 
teinamerika, unseren Freunden, dafür ein- 
tritt, daß in diesen Ländern eine demokra- 
tische und gleichzeitig soziale Lösung ge- 
funden werden kann. 

Das ist die Forderung, die wir an die So- 
zialistische Internationale zu stellen ha- 
ben. 

Jetzt kommt die dritte Stufe, die dritte Fra- 
ge: unsere Verteidigungspolitik im Ver- 
hältnis zur Moral, zur Ethik, zur Bergpre- 
digt. Viele berufen sich bei der Ablehnung 
unserer Verteidigungspolitik auf die Berg- 
predigt. Wir begrüßen ausdrücklich — das 
hat der Bundeskanzler heute morgen ge- 
sagt; ich wiederhole es — das Wort der 
katholischen Bischöfe zum Frieden und 
auch das Friedenswort, die Dokumenta- 
tion der Evangelischen Kirchen Deutsch- 
lands (EKD). 

Die Bergpredigt — das sollte unbe- 
stritten sein — ist zunächst einmal ei- 
ne persönliche Herausforderung an 
jeden einzelnen. Wenn alle Völker, 
wenn alle Menschen, wenn alle Staa- 
ten auf der Welt nach den Regeln und 
den Postulaten der Bergpredigt leb- 
ten, brauchten wir in der Tat keine 
Waffen. Aber wir leben ja nicht in ei- 
ner solchen Welt, und es gibt viele, 
die sagen, das Evangelium hat uns ei- 
ne solche Welt auf dieser Erde noch 
nicht einmal verheißen. Wir müssen 
dafür arbeiten. Aber es ist auch eine 
christliche Existenz, eine reale Wahr- 
heit, daß das Böse existiert; nicht nur 

im   einzelnen   Menschen,   lin"iücb 
einzelnen  Menschen,  sondern 
zwischen Völkern und Staaten- 

Deswegen gehört es auch zur t     ^ 
des Gebotes der Nächstenliebe, un y- 
Gewalt von anderen Menschen fer 

ten. £fK,ä- 
Das haben wir in unserer Berime ^ 
rung so gesagt. Die Bischöfe habe ^. 
in ihrem Hirtenwort klare Aussag p. 
macht. Wir dürfen nicht blind sein 9^ 
über dem Unrecht und dem Bösen 

0* Welt. 
Der einzelne mag für sich au' 
verzichten,  der Staat  aber 
Pflicht — ich zitiere die Bise 

ha* 
hiÜ£ 

die Rechtsordnung im Innern e   ^ 
zu  schützen  wie  die  Existen 
Freiheit eines Volkes gegen 
sion und Erpressung von außen- 

St**' 
ser kann man die Aufgabe de  Rit- 
tes und auch die Ethik der Ab» 
kung nicht formulieren. r. 

Wer die Bergpredigt als schematis ^ 
zuwendendes Gesetz mißversteh. ^j 
beim Gegenteil dessen landen, wa ^ 
Christus gewollt hat. Im Hirten^^ 
darauf hingewiesen, daß in der B ^ 
digt das Wort steht: Leiste dem, "® r^ 
Böses antut, keinen Widerstand. A^ pt 
soll das heißen? Heißt das z. B- "' ^ 
frage ich viele in der Friedensbew ^ 
-, daß man als Christ die strukture ^ v 

staatliche, die diktatorische GeWa «zeP' 
teinamerikanischen Gewaltstaaten ^ 
tieren soll? Hätte sich ein Katholik "j^ 
ragua mit dem Gewaltsystem von *> ^ 
wehrlos   und   verteidigungslos   a      i(r 

müssen? Heißt das, daß man Unre^? ^ 
fach widerstandslos hinnehmen da an' 

darflf 
türlich nicht, vor allem nicht, wenn 
andere Verantwortung trägt. . ^ 
Die Bischöfe weisen zu Recht dara    .^ 
indem sie sagen: „In seinem nar 
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'^Chri Urn % M-Sti ~~ -Namen haben Christen 
v°n t\r 

Nacnstenliebe willen zugunsten 
rechteten

en' Schutzbedürftigen und Ent- 
ent9enors deren Unterdrückern wirksam 
ich „r 

** heute 

Wiecj 
erhole das, was der Parteivorsit- 

°rdn .Unc    ." 
morgen gesagt hat: Rechts- 

er Schw    Friedensordnung zum Schutz 
ScherTeChtChen' der Freiheit und der Men" 

der   B" Respekt vor jedem, der von 

kommt 8.pred,9t zum Pazjfismus 

daß    ' wlr sollten nicht verkennen, 
Sche u^ die Christlich Demokrati- 
Pa«ifis Wurze,n  im  christlichen 
jenen mUS hat" Wir müssen uns aber 
predj J"dersetzen, die aus der Berg- 
en pQ,.?Ur dfls herauslesen, was ih- 
Wjr 

M°"tisch in den Kram paßt. 

Worm *r?n es für unglaubwürdig, 
forder 

stermarschierer Abrüstung 
fen in

nJ(nd g'eichzeitig Geld für Waf- 
üriQia, 5  Sa|vador sammeln. Das ist 

Fwbwürdi9- 
^QkratkJ? ein M'tglied der Christlich De- 

gleich 
Aus 

en Union.  Er gehört zu  uns, 
w'r mit vielen seiner Thesen 

kUn9spo|S??en zur Außen" und Verteidi- 
gt si^ o n'cht einverstanden sind. Er 

chlen H Stern vor Ostermarschierern im 
de$ UnQeuS Friedens auch für den Schutz 
'St ^afür 0renen Lebens eingesetzt und 
9ePfiffe 

Von den Ostermarschierern aus- 
Würdi9, a

W°rden- lch halte es für unglaub- 
rTl0r>strier 9en Gewa|tanwendung zu de- 
nes LeD 

en Und Gewa,t gegen ungebore- 
Wie s     

n einfach hinzunehmen. 

D'e h^be
l w denn da mit der Wahrheit? 

9e- .Stnii' Wahrneit ist oft eine ganze Lü- 
ner _ . " Dir r'er geht 

uir vor, es kommt Krieg und kei- 
?e1oito       • Das ist auch ein Zitat von 

-H gar.       • ,,uci sie naDen onenDar nie 
en Brecht und damit auch nie die 

,ertoitg    " • uas ist auch ein Zitat von 
pa?ifu*ecnt- Von diesem Zitat leben vie- 

der» aal?en- At)er sie haben offenbar nie 

ganze Wahrheit kennengelernt: denn das 
volle Zitat lautet: „Stell' Dir vor, es kommt 
Krieg und keiner geht hin." Und weiter 
heißt es: „Es wird kämpfen für die Sache 
des Feindes, wer für seine eigene Sache 
nicht gekämpft hat." 

Diese Leute zitieren den halben 
Brecht, und sie leben die halbe Berg- 
predigt. Wer sich für Abrüstung und 
den Abbau von Gewalt in der Welt 
einsetzt, der darf eben auch nicht 
schweigen zu Mauer, Stacheldraht 
und Schießbefehl. Beides gehört zu- 
sammen. 

Die Bergpredigt hat natürlich auch für uns 
Konsequenzen. Wir können nicht glaub- 
würdig für Frieden und Abrüstung eintre- 
ten, ohne gleichzeitig die soziale Unge- 
rechtigkeit auf der ganzen Welt zu be- 
kämpfen und den Hunger in der Welt zu 
lindern. Gerechtigkeit erst schafft Frieden. 
Und wir dürfen uns nicht zufriedengeben 
mit der Tatsache, daß die Bundesrepublik 
Deutschland mehr Entwicklungshilfe lei- 
stet als der gesamte Ostblock zusammen. 

Ich glaube, es ist richtig, daß dieser Par- 
teitag, daß die Christlich Demokratische 
Union einmal den großen Werken der 
Nächstenliebe unserer Kirchen und ande- 
rer Organisationen den Dank ausspricht. 
Adveniat, Misereor, Brot für die Welt, dem 
Diakonischen Werk, der Caritas, dem 
Deutschen Roten Kreuz, ihnen allen ge- 
bührt unser Dank und unsere Anerken- 
nung. 

Wir möchten auch den für die Ent- 
wicklungshilfe zuständigen Minister 
ermutigen, auch in der Zukunft die 
Entwicklungshilfe nicht nur unter dem 
Gesichtspunkt des nationalen Inter- 
esses, sondern auch im Dienste der 
Gerechtigkeit in der ganzen Welt ein- 
zusetzen. 
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Die Bergpredigt verlangt von uns aller- 
dings, daß wir uns, in der Erkenntnis der 
Existenz des Unrechtes und des Bösen, 
selber freihalten vom Denken an Vergel- 
tung, daß wir Konflikte friedlich lösen, die 
Zusammenarbeit auch mit dem Gegner 
anstreben und zu Verhandlungen und zu 
Verträgen immer bereit sind. 

Ich behaupte auf dieser Basis und mit die- 
ser Erkenntnis, daß ein Christ aus voller 
Überzeugung und im Geist der Bergpre- 
digt ja sagen kann zu unserer Verteidi- 
gungspolitik, konkret auch zum NATO- 
Doppelbeschluß. Kein Krieg, weniger Waf- 
fen, mehr Gerechtigkeit, nach diesem Ge- 
setz sind wir Christlichen Demokraten an- 
getreten. 

CDU-Regierungen haben für die Bundes- 
republik Deutschland auf Gewalt und 
ABC-Waffen verzichtet. Der Westen hat 
immer wieder erste Schritte getan. Die 
Vereinigten Staaten haben Anfang der 
70er Jahre auf die allgemeine Wehrpflicht, 
später auf die Neutronenwaffe, auf den 
Langstreckenbomber B-1 verzichtet. — 
Die Reaktion der Sowjetunion ist bekannt: 
einseitige Aufrüstung statt Entspannung. 
Und selbst auf die über 300 SS-20-Rake- 
ten hat der Westen nicht sofort reagiert, 
sondern der Sowjetunion eine Besin- 
nungspause gegeben. Wir wollen keine 
Raketen, weder SS-20 noch Pershing 2; 
aber wir dürfen den Frieden nicht durch 
Schwäche unsicher machen. Weder ein- 
seitige Aufrüstung noch einseitige Abrü- 
stung sichern den Frieden. 

Ich möchte hier noch einen eindeuti- 
gen und klaren Satz sagen, weil das 
ab und zu so im Zwielicht gehalten 
wird: Wir Christlichen Demokraten 
wollen keine militärische Überlegen- 
heit. Wir wollen Gleichgewicht, wir 
wollen stark sein, aber wir wollen kei- 
ne   militärische   Überlegenheit.   Wir 

wollen Abrüstung durch y^j/ 
gen. Und deswegen tun wir a p es 
leisten unseren Beitrag daZU' 
einen Erfolg in Genf gibt. 

AU5' 
Das Kernproblem in der moralisch ^o- 
einandersetzung besteht darin, ° ^ 
ralisch erlaubt ist, Waffen, deren $• 
dung zweifelsfrei unsittlich un.ueCfir^' 
lisch wäre, zum Zwecke der ' mit1 

kung bereitzuhalten und mit inner\.jffs $ 
rem Einsatz für den Fall eines A"9 ^r 
drohen. Wir haben es hier in der •» tüp. 
ner moralischen Grenzsituation $ 
Wir haben sie auch in anderen SiW Rie- 
des menschlichen Lebens. Wie s jfdi* 
se Frage denn aus? Verzichten Wir pgr 
atomare Abschreckung, setzen ^ 
heit, Menschenrechte, Mensche ^ 
und selbst den Frieden aufs SDie

jof1eller 

es könnte sein, daß ein konven , 
Krieg dadurch wahrscheinlicher W<$ 
eine gewiß unmoralische ^-°n cyj$ 
Verzichten wir nicht auf Abscnr ^ 
müssen wir uns das Vorhanden^ ^ 
Waffen entgegenhalten lassen, d 
wendung mit Sicherheit unsittl'c ü(iS 
Das ist das Problem. Wir entschei ^ 
in voller Erkenntnis dieser m?rf ng d«r 

Grenzsituation und in der Abwäg ^ 
Werte und der moralischen ^°hsC\\$. 
wir entscheiden uns für die A $ 
kung, weil wir der Auffassung sl 'ffiiC 
gerade die Existenz dieser Waffe" ep. 
dert, daß sie zur Anwendung 9 
Das ist der eigentliche Grund. a 

Ich weiß und wir alle wissen: D>e ^ 
viele Menschen intellektuell und m ^ 
nur schwer erträglich. Aber um af# 
dens willen bleibt uns zur Zeit kein er 
re Wahl als diese Strategie, allerd"1^ 
bunden mit dem Willen zu einer um 
den Abrüstung. j^ 

Wir müssen, ob wir wollen o&#   yl 
mit der moralischen  Parado* 
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dies u6" Abschreckung leben. Aber 
sein. vJ-nn nicnt unser letztes Wort 
hocha   - dürfen uns nicht mit einer 

Statu 
Rüsteten Welt abfinden. 

Jjch JJJJ? JUo ist nur in dem Maße mora- 
ten Um9      ' in dem wir alle Kraft auf" 

D'esep      hnzu überwinden. 
aradoxif 

10 ll-'nil?serer Berliner Erklärung vom 
Wir in ~~xie verPf'ichtet uns so ha- 
ME 

aft nach beschlossen -, mit aller 
Sch6n pri 

einer durchsetzbaren politi- 
?e Kriea

edensordnung zu suchen,  die 

k   chreck    rhÜtUng   durch   militarische 
k*nn.       Un9 nach und nach ersetzen 

^e'n Kr' 
tl9ke't, we Weni9er Waffen, mehr Gerech- 
J0|'tische 

nn Wir so in diese geistige und 
?nnWerri Auseinandersetzung gehen, 
?nnWerHen Wir sie auch bestehen, und 

en Und rn wir auch in der Zukunft Frie- und 
Mo 

Freiheit 
9Kch# 

bewahren. 
r"*l,aei»MWe'8e werden wir einen un- 
WiSsen

n ^rbst bekommen. Jeder soll 
tafelt. K r sind zu Jedem Gespräch 
Wait > er wir werden vor keiner Ge- 
^echt , ckwejchen. Es gibt kein 
»n© Da i"1 Wlderstand gegen legiti- 
9«n.       amentarische    Entscheidun- 

nd wo 
!r'Ur,1Phie

d^Recht des Staates schweigt, 
i rden Haß Recht des Stärkeren. Wir 
w A99re niCht mit Haß beantworten 
J?"en k*L.?Sl0n nicht mit Feindschaft. Wir 

A99re*0 •niCht mit Haß beantworten 

; en kein Sl°n nicht mit Feindschaft. Wir 
[Is- 'eh h    Eskalat'on irgendeines Kon- 
h ^okrat?^ davon überzeugt, daß ratie 

unsere 
,estehen * auch d'ese Bewährungsprobe 
ahren, ni^.,rd' genauso wie in den 70er 
* a|s ein « als ein schwacher, aber im- 
slepreiheit lheitlicher Rechtsstaat. Wer 
A *Uch na KCh außen schützen will, muß 
Q resse H ,nnen schützen. Und an die 
?n9: tye 

er So9enar»nten Friedensbewe- 
s9ebot Frieden will, muß das Frie- 

auch im Innern praktizieren. 

Ich möchte zum Schluß noch einmal kurz 
innehalten auf diesem Parteitag und den 
Versuch unternehmen, mit Ihnen zusam- 
men mich zu besinnen und darüber nach- 
zudenken, welchen Beitrag die christliche 
Demokratie für unser Land leistet und lei- 
sten kann, und zwar über den Tag hinaus. 
— Die CDU hat 20 Jahre Regierung und 
13 Jahre Opposition hinter sich. Kurt-Ge- 
org Kiesinger hat vorhin zu mir so über 
den Stuhl hinweg gesagt, dies sei jetzt der 
29. Parteitag, an dem er teilnehme — eine 
lange Zeit. Und wir haben — davon bin ich 
überzeugt  —  auch noch  mehr als ein 
Jahrzehnt   Regierungsverantwortung   vor 
uns. Das ist eine längere Zeit als Metter- 
nich regiert hat, als Bismarck Kanzler war, 
länger als die Weimarer Republik und der 
Nationalsozialismus       zusammengenom- 
men währten, insgesamt die längste de- 
mokratische  Epoche  in  der Geschichte 
unseres  Landes.  Was  wird  in  der  Ge- 
schichte bleiben, und was soll die Ge- 
schichte einmal über uns sagen? Ich glau- 
be, die Union hat als große Volkspartei in 
einmaliger Weise zur Stabilität unserer De- 
mokratie beigetragen. Die Union hat als 
Partei   die   politische   Spaltung   unseres 
Landes in  Konfessionen und  in  soziale 
Gruppen überwunden. Sie hat den christli- 
chen Imperativ der Nächstenliebe mit den 
Erfordernissen   einer   modernen,   einer 
hochtechnisierten Industriegesellschaft in 
dem großen Entwurf der Sozialen Markt- 
wirtschaft verbunden. 

Mit Konrad Adenauer haben Christli- 
che Demokraten — zusammen mit 
unseren Freunden — eine westeuro- 
päische Friedensordnung geschaffen: 
Aussöhnung mit Frankreich, Freund- 
schaft mit den Vereinigten Staaten. 
Die Christlichen Demokraten haben 
den verhängnisvollen deutschen Son- 
derweg zwischen Ost und West been- 
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det und den freien Teil Deutschlands 
an die freiheitlich-demokratische Tra- 
dition des Westens gebunden und im 
westlichen Bündnis verankert. Das ist 
unsere geschichtliche Leistung, aber 
es ist auch unsere große politische 
Herausforderung. 
Das, was uns und unseren Vätern mit 
der Aussöhnung, mit der Kombination 
von wirtschaftlichem Wachstum und 
sozialer Gerechtigkeit gelungen ist, 
muß uns durch das Vereinbarmachen 
von wirtschaftlichem Wachstum und 
technischem Fortschritt mit der Erhal- 
tung   unserer   natürlichen,   sozialen 

und kulturellen Umwelt auch    ^ 
Zukunft gelingen. Die Sozia'«"j* 
Wirtschaft muß durch die ÖWJ " pps 
Marktwirtschaft ergänzt wert» ^ 
wird eine große Aufgabe sein. ^ 
uns steht. Wenn wir uns l"1"1'^ 
seren Grundwerten, an ftra<jöfl 

christlich-demokratischen Aun    die 
entieren,  dann haben wir «i    ui 
Chance, die kommenden &n^ß 
zu gestalten: für Freiheit, <*e 

keit und Solidarität. ,. $• 
Mit diesem Auftrag wollen wjr ^ 
mut Kohl an die Arbeit als 
rungspartei herangehen. 

Das Wortprotokoll des 31. Bundesparteitag65 

wird allen Delegierten ohne Anforderung zugeschickt. Andere Interess 

ten können das Wortprotokoll — Bestell-Nr. 3431 — 

zum Preis von 14,— DM 
inkl. Versandkosten, plus Mehrwertsteuer 

ifi' 

beim IS-Versandzentrum, Postfach 1328, 4804 Versmold, schriftlich 

stellen. Die Auslieferung erfolgt ab 20. Juni 1983. 

Xfir 

Die vorliegende 
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^fred Dregger: 
Wir tragen Verantwortung 
für das ganze Deutschland 
nich?Undestagsfraktion ist 
fieai 

mehr Opposition, sie ist 
teivöerVn9sfraktion. Der Par- 
Pra^

s,t2ende ist nicht mehr 
l=ür d-    Schef' er ist Kanzler. 
haben Bundestagsfraktion 
Auf ri. 

eute ich zu sprechen. 
aiesen Rollenwechsel, der 

ner°H haben unsere politischen Geg- 
nern U bei9etra9en- sie waren ver" 
hig £,    Und zunehmend regierungsunfä- 
keite J*r die Lage, die sich daraus entwik- 
hats|e 

ußte genutzt werden: Helmut Kohl 
nig6n 9er>utzt. Er hat die CDU zu einer ei- 
*tyjSc. aft gemacht. Er hat die Einheit 
SchWie

en CDu und CSU trotz mancher 
2um K Reiten gewahrt. Er hat den Weg 
Sr hat°

allti°nswechsel der FDP geebnet. 
über2e 

dle  Bundestagsfraktion zu  einer 
auf9ebU9enden Alternative zur Regierung 
rUngsw

aut- Ur>d er hat nach dem Regie- 
9utrnein°hSel ~~ entgegen dem Rat vieler 

^ vo der' aber ängstlicher Freunde 
Ur,d sip2Klti9e Neuwahlen herbeigeführt 
U|ese 

ant gewonnen. 
sit26nd

9roßartige Leistung des Parteivor- 
sit26n.

en Und langjährigen Fraktionsvor- 
jet2t a

en ist das Fundament, auf dem wir 
fraMion könr,en-  Die  Bundestags- 

n weiß, was sie Helmut Kohl ver- 

sieh in diesen Veränderungen 
andeutet, haben Sie, haben wir 
alle hingearbeitet. Aber ver- 
wirklicht und vollzogen hat ihn 
Helmut Kohl. Helmut Kohl hat 
uns aus der Opposition in die 
Regierungsverantwortung zu- 
rückgeführt. 

dankt. Sie wird ihn bei den kommenden 
schwierigen Aufgaben mit Nachdruck un- 
terstützen: nicht unkritisch, aber stets 
loyal und zuverlässig. Und wir werden es 
gern tun; Sie wissen es, lieber Helmut 
Kohl. 

Nach Helmut Kohl möchte ich auch seinen 
Vorgängern im Amt des Fraktionsvorsit- 
zenden danken: Karl Carstens, dem heuti- 
gen Bundespräsidenten, und Rainer Bar- 
zel, dem heutigen Bundestagspräsiden- 

ten. 
Um den Bogen bis zum Anfang der Union 
zu schlagen, möchte ich auch an die bei- 
den ersten Fraktionsvorsitzenden der Uni- 
on erinnern, an Heinrich von Brentano und 
an Heinrich Krone, der unseren Weg von 
seinem Bonner Haus aus noch immer mit 
Rat und Tat begleitet. 

Partei, Fraktion und Regierung — das ist 
das Dreigestirn, von dessen Zusammen- 
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wirken der Erfolg der nächsten Jahre ab- 
hängt. 

Wir, die Abgeordneten, haben in die 
parlamentarische Arbeit einzubrin- 
gen, was uns auszeichnen sollte: ge- 
sunder Menschenverstand, die Erfah- 
rungen unserer Berufswelt und ein 
Gespür für das, was in den Köpfen 
und in den Herzen der Menschen vor 
sich geht, nicht um dem unkritisch zu 
folgen. Wir haben die Meinungen und 
Stimmungen unserer Wähler nicht nur 
zu registrieren, sondern wir haben sie 
auch aufzunehmen, wir haben sie ge- 
gebenenfalls zu verändern; wir haben 
zu führen. 

Aber wir haben vor allem auf das hinzuwir- 
ken, wovon Bestand und Erfolg der Regie- 
rung abhängen, daß nämlich die Überein- 
stimmung zwischen Wählern und Gewähl- 
ten immer wieder erneuert wird. 

Vor uns, auch vor der Bundestagsfraktion, 
steht eine gewaltige Aufgabe. Bei ihrer Er- 
füllung werden wir auf große Widerstände 
stoßen. Wir müssen sie überwinden: klug 
und besonnen, zäh und biegsam zugleich, 
wie eine Stahlfeder gleichsam. Auch die 
Fraktion braucht in dieser Herausforde- 
rung die Unterstützung der Partei. Die 
Partei kann das nicht leisten, wenn sie auf 
diese Herausforderung nicht vorbereitet 
ist; sie muß auch intellektuell auf diese 
Aufgabe vorbereitet sein. 

Sie muß über die Grundprobleme der 
Staatsverschuldung, die durch hem- 
mungslose Schuldenpolitik begrenzte Kri- 
senbewältigungsfähigkeit des Staates, sie 
muß über die Möglichkeiten der Wirt- 
schaftspolitik und die Grenzen der Sozial- 
politik informiert sein. 

Was für die Wirtschafts-, Finanz- und So- 
zialpolitik gilt, gilt erst recht für die Frie- 
dens- und Sicherheitspolitik. Bis zum 
Herbst wird sich entscheiden, ob die Ab- 

rüstungsverhandlungen in Genf E gjtiof1 

ben. Je mehr die Verhandlungsp0 a. 
des Westens im Westen selbst unt f 

ben wird, um so zweifelhafter wird ^ 
Erfolg. In dieser Hinsicht hat die js, 
schwere Schuld auf sich geladen- t(j. 
von der gemeinsamen Position der 
chen Demokratien immer weiter g{. 
rückt, und sie hat dadurch in der S p 

union möglicherweise falsche Hoffn o(1 

geweckt. Wenn sich in der Sowj* s. 
der Eindruck verfestiaen sollte, ^° hen 

st< sionen nicht nötig zu haben, dann 
wir im Herbst vor der Alternative, un tupi- 
weder dem Machtanspruch der SoWJ js 

on zu unterwerfen, dadurch das B re 

zu zerstören und damit letztlich J*   hrCjen 
Freiheit und den Frieden zu g€!1 . ^n 
oder die Nachrüstung zu verwirf nfl 
um eine friedliche und freiheitliche ZL' | 
offenzuhalten. Ich meine, für uns K ^ 
nur der zweite Weg in Betracht. p*s^it 
aber voraus, daß wir auch auf die 
verbundene innenpolitische Ausein     .||t 
setzung vorbereitet und daß wir 9   zU 

sind, sie besonnen und entschloss 
führen. 

Nicht minder schwierig und o°   pj. 
sam ist die Kurskorrektur in der 

nd 
nanzpolitik. Helmut Kohl und seiK^ 
unser ausgezeichneter Fin«"* ^ 
ster, unser Freund Gerhard SW ^ 
berg, haben ein Konzept vofS j5t 
das in seiner Kühnheit verblüfft- jfi, 
unvermeidlich, daß dieses Kon»0 ^ 
rungsprogramm die beiden 9*$\\e 
Ausgabenblöcke, die unsere H»uS 0. 
in Bund, Ländern und Gemeinde^\u 
men, nämlich den Personalb» ^. 
und den Sozialbereich, besond»r 

treffen. 

Aber auch die Subventionen werden 
3uf 

den  Prüfstand  gestellt.  Angesichts\    . 
Krise in der Stahlindustrie, bei den 
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len 

Wird es 'n anderen Wirtschaftsbereichen 
subvem

Sehr schwer sein, die Summe der 
Aber ^ '°n®.n wesentlich zu verringern. 
hen. |ChS

h
MÖ9liche muß und wird gesche- 

ferw.      habe die Hanchältpr HPT Riinries- ta9sf 
Aktion Tiögli".^" 9ebeten, jeder Einsparungs- 

reich gerade   im   Subventionsbe- 
uas w^rt 9rößter Sorgfalt nachzugehen. 
der Bunrien Sie tun- Auf die Haushälter 

lern bei rtSta9sfraktiorV'st Verlaß- Vor al" 
Wir<j rj        Abschreibungsgesellschaften 
Wor(je   s  geschehen,   was   angekündigt 
redu?uJst: ihr Spielraum wird drastisch 

"ert werden. 
Wi 

auch r Subvent'onsberelch' eröffnet 
nen 

der Investitionsbereich keinen 
«Una nswerten Spielraum, um Kür- 
r6ic?en im Sozial- und Personalbe- 
lnVe „ vermeiden. Die öffentlichen 
rlitq onen slnd ohnehin viel zu ge- 
^er'•«nd der '"vestitionsbedarf auch 
ken geliehen Hand ist groß; den- 
bah 

e nur an die Deutsche Bundes- 
• die aus ihrer miserablen Lage ohn 

W. 
So, 

freu   9roße»"e Investitionen nicht be- 
feit ^rden kann. 

!kann as 

siaib 
Ur»d soll also im Personal- und 

HcheTi n-reich 9eschehen? Für den öffent- 
?0er jah'enst' dessen Kosten sich in den 
öffer,tijch

ren verdreifacht haben, wofür der 
6s dam Dienst selbst nichts kann- 9eht 
JUstj2r 71, in einer großen Bürokratie- und 
'°ckern *T* das bürokratische Netz zu 
'^mt u die Wirtschaft und das Leben 
ÖUnde 

nd das den Wiederaufstieg der 
^i6ge 

republ'k Deutschland nach dem 
^amais 

nrnöglich gemacht hätte, wenn es 

PraktischCh0n bestanden hatte- Das heißt 

^chts. Die öffentlichen Aufgaben, die 
^erWalt Und Verwa|tungsvorschriften, die 
die ^ah|in9S~ und Gerichtsinstanzen und 
We'$e v       Staatsdiener müssen schritt- 
9e$cr,jJ*rm'ndert werden. Nur wenn das 

'• kann das  Einkommensniveau 

des öffentlichen Dienstes gehalten wer- 
den. Dies zu tun, ist unser Wunsch. 
Jetzt aber muß auch der öffentliche Dienst 
zur Konsolidierung der öffentlichen Haus- 
halte beitragen. Für Beamte haben wir 
vorweg die Einkommenserhöhung ab 1. 
Juli 1983 auf 2% begrenzt. In Umkehrung 
der gewohnten Reihenfolge müssen sich 
daran nun die Tarifverhandlungen für die 
Angestellten und Arbeiter des öffentlichen 
Dienstes orientieren. Das verlangt ein ho- 
hes Maß an Einsicht bei den öffentlich Be- 
diensteten, bei ihren Gewerkschaften und 
Berufsverbänden. 

Angesichts der Massenarbeitslosig- 
keit, der persönlichen Sicherheit im 
öffentlichen Dienst und der öffentli- 
chen Finanznot, zu der die Auswei- 
tung der Personaletats erheblich bei- 
getragen hat, glauben wir aber, diese 
Einsicht erwarten zu können und zu 
müssen. Der konstruktiven Mitarbeit 
der Gewerkschaften sind dabei keine 
Grenzen gesetzt. Wenn die Gewerk- 
schaften z.B. strukturellen Verände- 
rungen zu Einsparungszwecken ganz 
oder teilweise gegenüber einer zeitli- 
chen Verschiebung den Vorzug geben 
sollten und bereit sind, solche Maß- 
nahmen mitzutragen, könnte ähnli- 
ches auch für die Beamten vorgese- 
hen werden. Entscheidend ist, daß 
das Sparziel erreicht wird. 

Wir werden im übrigen darauf achten, daß 
die Beamten ohne Streikrecht nicht 
schlechter behandelt werden als die Ar- 
beiter und Angestellten des öffentlichen 
Dienstes, die über das Streikrecht verfü- 
gen. Die Einkommensentwicklung muß ei- 
nigermaßen parallel verlaufen, wenn auch 
nicht notwendigerweise in jedem Einzelfall 
und auf Mark und Pfennig. 
Auch der Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnung steht vor einer gewaltigen 
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Aufgabe. Er muß die Rentenversicherung 
auf eine tragfähige Grundlage stellen. Sei- 
nen drei Grundsätzen — Beitragsbezo- 
genheit, d.h. Leistungsbezogenheit, eine 
gleichmäßige Anhebung der verfügbaren 
Einkommen für die Rentner und die aktiv 
Arbeitenden und ein verläßlicher Staatszu- 
schuß, der sich in Zukunft an den versi- 
cherungsfremden Ausgaben orientieren 
sollte — ist zuzustimmen. 

Norbert Blüm will nichts unversucht las- 
sen, um eine zweite Verschiebung der 
Rentenanpassung zu vermeiden. Dabei 
verdient er unser aller Unterstützung. 

Das setzt aber voraus, daß alle Betei- 
ligten den vorgegebenen finanziellen 
Rahmen akzeptieren. Das gilt auch für 
die soziale Kranken- und für die Ar- 
beitslosenversicherung, die ebenfalls 
vor riesigen Finanzproblemen stehen. 
Ich appelliere an alle, unseren Freund 
Norbert Blüm bei dieser schwierigen 
Aufgabe zu unterstützen. 

Mancher von Ihnen wird fragen: Ist dieses 
Häßliche denn wirklich alles notwendig? 
Ich antworte: Ja, es ist notwendig. Wenn 
wir dieses Sparziel erreichen, wird die 
Nettoneuverschuldung des nächsten Jah- 
res immer noch 39 Milliarden DM betra- 
gen. Das ist immer noch viel zuviel. Es 
liegt immer noch über der Schuldengren- 
ze des Art. 115 der Verfassung. Die Zins- 
last erdrückt uns. Sie steigt und steigt 
weiter, solange die Verschuldung steigt. 

1983, in diesem Jahr, müssen wir allein 27 
Milliarden DM — das sind jeweils tausend 
Millionen, nicht, wie Willy Brandt ursprüng- 
lich meinte, hundert Millionen — an Zin- 
sen bezahlen, und im nächsten Jahr wer- 
den es schon 30 Milliarden DM sein. Von 
den 39 Milliarden DM Neuverschuldung 
stehen demnach nur noch 9 Milliarden DM 
für öffentliche Investitionen zur Verfügung. 

Dieser Kreislauf ist der Fluch o 
sen Taten sozialdemokratisch 9 ^ 
ter Bundesregierungen aus oe 

Jahren. ^ 
Diesen Kreislauf — immer ^ 
Schulden, immer mehr Zinslast ^ 
immer weniger öffentliche lnv ^ 

müssen  wir  durchbre nen 
müssen ihn jetzt durchbrechen-      r 

Wir haben die Wähler dam« •z\ sie 
täuscht. Im Gegenteil: Wir würde" 

es 
0Ü$ 

t# jetzt   täuschen,   wenn   wir 
Schwäche  unterließen,  das z   ^f. 
was   für   den   wirtschaftliche 
schwung notwendig ist. M 

Auch die steuerlichen Entlastungen ^es 
Wirtschaft, die zum Programm ^eS ,M$ 
1984 gehören, sollen dem Wirtschaft n 

Aufschwung dienen. Ausgabenkür ^ 
im Personalbereich und im Sozia' ^ 
auf der einen Seite und steuerliche ^ 
stungen im Wirtschaftsbereich aU regner 

deren Seite;  unsere politischen       ^ 

Nictf 

private Institute, sondern insbeso ^n, 
die Deutsche Bundesbank, die Hute

daraUf 

serer Währung, weisen seit Jahren üng 
hin, daß die drastische Verschlechtet 

bezeichnen das als soziale Asym     njr 
Damit aber hat es nichts zu tun. N'c     r6 

der Ertragslage der deutschen Wirt* 
und ihre viel zu niedrige Eigenkap1    ,,, 
dung wesentliche Ursachen ihrer «--^ 
tionsschwäche   sind.   Eine   Kuh,   t ^ 

lnves 

Freunde, die man melken will- ^„ich1 

nicht schlachten; man darf sie aucn 
nicn 

verhungern lassen, wie das in weit ^. 
reichen der Wirtschaft in den 70er un^ ^ 
fang der 80er Jahre geschehen ist -^ ^ 
schlimmen Folgen für die Arbeitne w- 
„Lieber die Wirtschaft entlasten als ^ 
beitnehmer entlassen", das ist ein ^ 
treffenden Formulierungen von N 
Blüm, der ich mich gerne anschließ • ^ 

Die Bundestagsfraktion hat ' ^ 
Überlegungen zur steuerlichen 

A 
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9eb? d6r Wirtschaft drei Akzente ein- 

Erst 
acht. 

Unte
ns' Kleineren mittelständischen 

ehe/*?hmen' die anders von steuerli- 
ch ..nt,astungen nicht erfaßt wor- 
bUri 

Wären> werden Sonderabschrei- 

halb ein9eräumt- Das ist auch des" 
bUn 

2u begrüßen, weil Abschrei- 
barg 

edeichterungen einen unmittel- 
h«ben investiti°nsföWernden   Effekt 

der 'v
ens- Die Steuerentlastung bei 

scbij ®r.mö9ensteuer wird sich aus- 
besc! !.icn auf das Betriebsvermögen 

verrrr 
nke,). nicht aber das Privat" 

2ietl °
9en der Kapitalbesitzer einbe- 

Schaft Wir wo,len die Aktiengesell- 
verrn"

en entlasten, nicht das Privat- 
stige°

9en der Großaktionäre begün- 

DrHf 
Baur?nS" Von Einschränkungen beim 
nut2ter?nmodel1 muß das e|9en9e' 
gene

e E'9enheim frei bleiben. Das ei- 
Wgnd 

Grundstück,  die  eigenen vier 
n°irii 6 ~"~" das lst nlcnt nur eine öko" 
heit SChe und finanzielle Angelegen- 

-wer ' 
n«s na(j

en e|genen Garten und ein eige- 
Verloren«S hat' der ist für die Bewegung 
aUs Kö| ' S°" einmal August Bebel, der ja 
9an* Wirkstammt- gesagt haben — ein 

Cht|ger Gesichtspunkt. 

fr»kti *n 'm Namen der Bundestags- 
BUnd°

n dem Bundeskanzler und dem 
sie di

es!lnanzminister dankbar, daß 
re (ju J^aktion immer frühzeitig in ih- 
Uriser 

e9Ungen einbezogen und sich 
$ch|0gn Ar9umenten immer aufge- 
Öabel k?n gezel9* haben. Wenn es 

und ich habe keinen AM " bleibt 
'aß da den B' uaran *u zweitem —, aann wer- 

,rUchth9'erUn9 Und Fraktion weiterhin 
nunQe 

ar Und  onne unnötige  Span- 
a "zusammenarbeiten. 

Die schwierigste Aufgabe wird sich uns al- 
len stellen — Heiner Geißler hat gerade in 
seinen Ausführungen darauf hingewiesen 
—, wenn es zu keiner Abrüstungsverein- 
barung in Genf kommen sollte und wir da- 
her gezwungen wären, zur Wahrung eines 
annähernden    Gleichgewichts   eine   be- 
stimmte Zahl amerikanischer Marschflug- 
körper und Pershing 2 zur Stationierung 
freizugeben.  In der Debatte zur Regie- 
rungerklärung im Bundestag habe ich die- 
ses Thema eingehend und detailliert be- 
handelt. Ich habe mir erlaubt, dem Rede- 
text, der nachher verteilt wird, das Proto- 
koll des Bundestages beizufügen. Ich hal- 
te es wirklich für wichtig, daß sich nicht 
nur einige Spezialisten diesem Thema wid- 
men, das im Herbst eine sehr große Be- 
deutung gewinnen wird. 

Ich  möchte  heute   nur  einen  Gesichts- 
punkt    unterstreichen,    der    über    das 
Gleichgewicht des Schreckens hinausfüh- 
ren  soll.  Mit diesem  Gleichgewicht des 
Schreckens können wir uns als Zukunfts- 
perspektive nicht abfinden. 

Den bequemen Weg, den die sogenannte 
Friedensbewegung  anbietet,  können wir 
allerdings nicht gehen. Waffenlosigkeit of- 
fensiven   Mächten   gegenüber   bedeutet 
Unterwerfung.  Die  Sowjetunion  ist  eine 
zwar vorsichtig kalkulierende, aber unbe- 
schadet dessen eine offensive Macht, die 
jede Schwäche anderer ausnutzt und kei- 
ne   Gelegenheit   zur  Expansion  ausläßt. 
Von   der   Unterwerfung   der   baltischen 
Staaten 1939 führt ein gerader Weg über 
die Unterwerfung der ost- und mitteleuro- 
päischen  Länder am Ende des Zweiten 
Weltkriegs zur Besetzung Afghanistans. 

Weder das Gleichgewicht des Schreckens 
noch einseitige Waffenlosigkeit und Unter- 
werfung kann das Ziel für Europa sein. Eu- 
ropa braucht eine Friedensordnung, die 
auf den Menschenrechten und auf dem 
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Selbstbestimmungsrecht der Völker be- 
ruht. 

Offensive Machtpolitik ist im atomaren 
Zeitalter unverantwortlich. Sie gefährdet 
auch die Weltmächte, die sich mehr als 
früher zurückhalten und auf die Beherr- 
schung anderer Völker verzichten müs- 
sen. Allein die Respektierung der Men- 
schenrechte und die Respektierung des 
Selbstbestimmungsrechts der Völker ist 
den Bedingungen des atomaren Zeitalters 
angemessen. Auch die Sowjetunion muß 
das begreifen. 

Wir christlichen Demokraten erstre- 
ben jedenfalls in Zusammenarbeit mit 
unseren Verbündeten und allen Men- 
schen guten Willens eine Friedens- 
ordnung, die die Menschen frei macht 
von Angst, frei von Angst vor totalitä- 
rer Unterdrückung und frei von Angst 
vor atomarer Vernichtung. 

Der Bundeskanzler wird demnächst Mos- 
kau besuchen. Bei seinen Gesprächen 
wird es nicht nur um die wichtigen Fragen 
des militärischen Gleichgewichts und ei- 
nes verstärkten Wirtschaftsaustausches 
gehen. Auch die Zukunftsperspektiven ei- 
ner europäischen Friedensordnung soll- 
ten zur Sprache kommen. Wir wollen Frie- 
den auch mit den Völkern der Sowjetuni- 
on. Wir wollen Zusammenarbeit auch mit 
der Sowjetunion, aber auf der Basis der 
Gleichheit und des gegenseitigen Nut- 
zens. 

Ihre außenpolitischen Initiativen, Herr 
Bundeskanzler, im Westen waren er- 
folgreich, ja, sie waren sehr erfolg- 
reich. Wir sind überzeugt, daß auch 
Ihre Gespräche in Moskau den Nut- 
zen des deutschen Volkes mehren 
und Schaden von ihm abwenden wer- 
den. Wir wünschen Ihnen Glück und 
Erfolg für diese wichtigen Gespräche. 

Den großen Aufgaben in der Wirtsc ^ 
Finanz- und Sozial-, in der Außen'Runde5' 
cherheitspolitik betrachtet die P .^. 
tagsfraktion zwei weitere als gle'c ^ 
den Schutz unserer Wälder und d|e ^ 
rung der nationalen und kulturelle" J# 

tat unseres Volkes durch Begrenz" ^„r 
Ausländerzuzuges aus fremden 
kreisen. et 
Die Regierung Kohl hat in den *» ^ 
Monaten ihrer Amtszeit mit 9rö?er? n U"1' 
gie und sichtbareren Erfolgen für ^ 
weltschutz gewirkt als alle ihre Vorg ^. 
regierungen. An dieser Linie muß •$ 
halten. Der Wald ist für uns nicht n .ßl 

Rohstoffquelle und ein Erholungen- 
wir brauchen ihn auch für unser ^ 
sches Gleichgewicht. Wir Deutsch 
ein Volk von Waldläufern. Wir 

iieben 
ar- 

Wald. Wenn es um ihn geht, müsL, ^ 
dere gewiß wichtige Gesichtspun 
rückstehen, auch ökonomische. 

Ich verkenne nicht, daß mit d® |#- 
Bundesrat vorgenommenen Ve ^f. 
fung der GroßfeuerungsaniaS®^ 
Ordnung Probleme für Industr ^ 
ge aufgeworfen werden, die ° ^ 
in Schwierigkeiten sind, z. &•     v<"' 
Bergbau. Deshalb müssen 
schlage auf  ihre  Effizienz 

die»* 
und ihr« 

Auswirkungen hin sorgfältig 9 ^ 
werden. Aber in der Tendenz * ^ 
ich den vorgeschlagenen ^.^t 
fungen zu. Wir müssen auch n ^ 
nen mutigen Schritt tun. DasS0

Mie$ 
für die Entgiftung der KraftfahJ 
abgase. Naturschutz geht vof\] ^ 
haben unsere Kinder und Enl( 

spruch. f 

Nicht weniger wichtig ist die Wahr"" ^ 
nationalen  und  kulturellen  Identit« 
Bundesrepublik 
Österreicher, S 
sich bei uns niederlassen, ist das 

VT 
Deutschland.     "^ 

nie* Österreicher,  Südtiroler oder Sen ^\ 
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cheru^
r°blernatisch, sondern eine Berei- 

ten Kult die Menschen des christli- 
ches rkreises, z. B. Italiener, Polen, 
Dauer ^' Briten oder Spanier, sich auf 
Qren2e 

ei Uns niederlassen, gibt es keine 
^enn ^  Ur ,ntegration und Assimilation. 
aüs der

enSChen aus einer anderen- z B- 
ner>2ahl iSlamiscnen Hochkultur in Millio- 
nen •   erherkommen und hier bleiben 

2ahi ."""""^cnen 
ea

n
hl h-erherkomr . 

^sir^jjj JJd 2war nicht integriert und nicht 
Ur)d kuit dann berunrt das die nationale 
Wßiß H«n

re,le ldentität unseres Volkes. Ich 
das' 
•ast 

ls ehn- • Viele zusammenzucken, wenn 
des gesagt wird. Das ist die Erb- 

laricj nat'onalsozialistischen Deutsch- 
u6utsch|le 'et2t vom demokratischen 
heit riirK*nd 2U tragen ist. Aber die Wahr- licht V°n To|pLaüS2usPrecnen-  zeu9t  weder 

nd 
üb 
t. 

"a6-"hkan; 

Ur>dhaTta"^ nocn  von  demokratiscner 

v0rt   2'  Qie   mir   deshalb   ein   offenes 
AnlaR uUu.m Turkenhaß  besteht  keinerlei 

—in nur davor warnen. 

^•chken 8lnd ,,elß'9e und tücnti9e 

über ,       und waren uns zumindest 
rerp 

a,lr*ehnte hinweg in besonde- 
re eundscr»att verbunden, 
tü^i Kundschaft zwischen dem 
muß °hen und dem deutschen Volk 
Zeit u

er.ha,ten b,e|ben- Sie leidet zur 
kerun 

6r der Einseitigkeit der Bevöl- 
nach g

sbewegung von der Türkei 
akti0n   utsch|and. Wle wären die Re- 

"°nen n '" der Türkei. wenn slcn Mll_ 

inte,.",     utsche dort auf Dauer nicht 
bta!      und nlcn* assimiliert nieder- 

Seitj      W0,,ten? 

auf- irn 7er1 fordere ich den Außenminister 
aiJf MnzL Sammenwirken mit der EG dar- 
abK0rnrn 

lrken. daß das Assoziierungs- 
1964, da

en m't der Türkei aus dem Jahre 
^hirigeh

s Von der türkischen Regierung 
l98ß ^nend ausgelegt wird, daß es ab 

aas ist sehr bald — volle Freizü- 

gigkeit zwischen der Türkei und Deutsch- 
land geben wird, in diesem Punkt revidiert 
wird. Es war gewiß bedenklich, daß man 
1964 ein Problem auf die Zukunft verscho- 
ben hat in der Hoffnung, daß es dann bes- 
ser lösbar sei. Diese Hoffnung hat getro- 
gen. Volle Freizügigkeit würde heute zu ei- 
ner weiteren einseitigen Bevölkerungsbe- 
wegung in Millionenhöhe führen. Das ist 
nicht akzeptabel. Es würde der deutsch- 
türkischen Freundschaft den Todesstoß 
versetzen und die Integration der 1,6 Mil- 
lionen Türken, die schon unter uns leben, 
vollends unmöglich machen. 

Ich fordere daher die Bundesregierung 
auf, allen falschen Widerständen im eige- 
nen Lande zum Trotz dieses Problem 
energisch anzupacken und es bald zu lö- 
sen. 
Wir sollten der Türkei, unserem wichtig- 
sten NATO-Verbündeten und unserem al- 
ten Freund, jede nur mögliche Hilfe zum 
wirtschaftlichen Aufbau geben. Als Ge- 
genleistung sollten wir die Revision der 
Freizügigkeitsklausel im Assoziierungsab- 
kommen von 1964 verlangen, dessen Ge- 
schäftsgrundlage in diesem Punkt entfal- 
len ist. 

Die Art und Weise, in der wir jetzt in Bun- 
desregierung und Bundestag unsere 
schweren Aufgaben anpacken, wird zum 
Erfolg oder Mißerfolg unserer Politik auch 
in Ländern und Gemeinden beitragen. Am 
25. September wollen unsere hessischen 
Freunde — ich darf mich immer noch da- 
zurechnen — unter Führung von Walter 
Wallmann erreichen, was ihnen, was uns 
ein Jahr zuvor durch ungute Bonner Ein- 
flüsse in letzter Stunde aus der Hand ge- 
schlagen worden ist. Am selben Tag wird 
in Bremen gewählt. Walter Wallmann und 
Bernd Neumann mit ihren Landesverbän- 
den verdienen unser aller volle Unterstüt- 
zung. Wir müssen die Rahmenbedingun- 
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gen für einen Erfolg in Ländern und Ge- 
meinden schaffen. 

Das gilt für alle Länder und Gemein- 
den. Ich denke da besonders an Nord- 
rhein-Westfalen, unser wichtigstes 
und größtes Bundesland, in dem sich 
Bernhard Worms, unser Gastgeber, 
mit den Landesverbänden Rheinland 
und Westfalen-Lippe auf die große 
Entscheidung des Jahres 1985 vorbe- 
reitet. 

Wir werden in Bund, Ländern und Gemein- 
den nur bestehen können, wenn wir nicht 
persönliche oder Gruppeninteressen in 
den Vordergrund stellen, sondern uns ge- 
meinsam für das Ganze einsetzen. 
Dazu brauchen wir Tugenden, auf die Hel- 
mut Kohl immer wieder hingewiesen hat. 
Ich meine das, was man mit „Vaterlands- 
liebe" und „Geschichtsbewußtsein" be- 
zeichnet. Ich zitiere ihn: 

Eine freiheitliche Demokratie kann oh- 
ne Vaterlandsliebe nicht auskommen. 
Wer der jungen Generation das Ge- 
schichtsverständnis stiehlt, stiehlt ihr 
die Zukunft. 

Das sind Ihre Worte, Herr Bundeskanzler. 
Wenn wir Deutschen eine „geschichtsfähi- 
ge Nation" bleiben wollen, um ein Wort 
von Eugen Gerstenmaier aufzugreifen, 
brauchen wir ein angemessenes unver- 
krampftes Verhältnis zu unserer nationa- 
len Geschichte. 

Diese Geschichte beginnt nicht mit Adolf 
Hitler, von dem in diesen Wochen und Mo- 
naten in so eigenartiger Weise allzu häufig 
die Rede war; die Geschichte der Deut- 
schen beginnt geistig, kirchlich, religiös 
mit dem heiligen Bonifatius, der in Fulda 

bestattet ist, und politisch mit 
Großen, der seine Grablege in Aac 

funden hat. 
Ohne die deutsche Mitte hat ^ 

'\c0 keine Zukunft. Mit Deutschen0 ^ 
Europa geteilt, nur mit Deu s 

kann Europa wiedervereinigtw 

1QA3 *°" Wir Deutschen des Jahres 1»°° ^ 
nicht aus unserer geschichtliche11 ^ 
wortung aussteigen. Wir tragen jj'l^fö' 
antwortung für Deutschland, und ^ep 
das ganze Deutschland, und wir ^ 
diese Verantwortung für Europa. u ^ 
das ganze Europa, zu dem die r ge- 
nauso gehören wie die Völker d 
näenhalbinsel. ^ 

Das  muß  unsere Jugend wisse?'aüf \F 
muß sie in ihren Elternhäusern und 
seren Schulen erzogen werden. 

Ohne gesundes Selbstbewußtse'J1'   ^ 
geläuterten europabezogenen we'     ^' 
Patriotismus müßte  unsere Ju9e ic| 0*5 

kümmern. Sie würde zukunftsunfa 
darf nicht sein. 

Lassen Sie mich abschließet  ^r. 
Unsere Aufgaben sind gewiß s   ^ 
Aber wir sind frei.  Unser   7S"l9\\e$ 

in unserer nana, wie giuui»--   r0pflSl 

die  Völker  Ost-  und   Mittel«"   ^ uie   vuiiter   usi-   una   wu»—      .Kie" 
wie glücklich wären unsere L« ^ 
te in der DDR, wenn auch «• ^ 
sich selbst bestimmen könntest 
können es. Nutzen wir die ^na .e U^ 
Freiheit auch für sie. Lasse" ^ 
arbeiten für die Zukunft, }ÜX

ne^' 
Kinder, für unser Land, für 

land, unser Vaterland! 
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^alther Leisler Kiep: 
^fteifinanzierung dringend 
neu ordnen 
sehr ki    de könnte jn der Tat 

richw ? sein>wenn ich be" 
ftie Zr k<>nnte, daß alle Proble- 
dem b    dje ich zu lhnen auf 

Öert^. Kann ich Ihnen diesen 

$prach
arteitag in Mannheim 

UiC|e[l!:'"zwischen gelöst sind. 

bricht        icn lnnen dlese 

^hhu.nich* erstatten. Ich 
n lhnen aber berichten, daß 

V*u  k8n? der Jahre, über die ich Ihnen 

Ratten- hten habe' nat Licht" und 

i'nan2pian
eiten- Die Grundlagen  unserer 

d Prühiah9, die ich lhnen in Mannheim 
vrch den i 1981 vorstellte- haben sich 

ordert pUf der En^wicklung ziemlich 
Jf^uer o T5 Wird daran deutlicn- wie urv 

,üs Wie        er es ist- in einem Organis- 
er|äss'einer Partei eine eini9ermaßen 
Irr, _ ge ^'nanzplanung vorzulegen. 
Von if9ensatz  zu   den  Erwartungen 

das sehnnheim wurde das Jahr 1981 

^ehr > ^'eri9ste Jahr in meiner nun- 
deSs *ehniährigen Tätigkeit als Bun- 
ten 2u 

a 2mejster der CDU: Wir muß- 
9reife 

ramatischen Sparmaßnahmen 
über di' D"1 aucn nur einigermaßen 
Here d«f nden zu kommen. Ich erin- 
der Qe 

a"' da& es dank der Mitarbeit 
Naus^chaftsstelle möglich war, den 
HonenTJ! d'eses Jahres um drei Mil- 

n °M zu kürzen. 

wir durch zwei Bundestags- 
wahlkämpfe hindurch bis zum 
heutigen Tag die Partei manö- 
vrierfähig gehalten haben und 
auch in der jetzigen Situation 
imstande sind, die Diskussion 
über die Neuordnung der Par- 
teifinanzen mit Ruhe und Ge- 
lassenheit zu verfolgen. 

Trotz dieses reduzierten Ausgabevolu- 
mens konnte dieses Jahr nur mit einer er- 
heblichen Neuverschuldung finanziert 
werden. 13,7 Millionen DM neue Schulden 
mußten aufgenommen werden, so daß die 
Gesamtverschuldung am 31. Dezember 
1981 eben 23,4 Millionen DM betrug. Im 
Jahr 1982 gelang es dann, Einnahmen und 
Ausgaben wieder auszugleichen. Ich glau- 
be, daß wir damit angesichts der Tatsa- 
che, daß wir hier einen Bundestagswahl- 
kampf zu finanzieren hatten und die Ver- 
zinsung der Kredite erhebliche Ausgaben 
verursachte, ein relativ günstiges Ergeb- 
nis erzielt haben. 
Für die Schuldentilgung standen aller- 
dings bei diesem finanziellen Ablauf keine 
Mittel mehr zur Verfügung, so daß wir am 
31. Dezember 1982 die Kreditinanspruch- 
nahme nur geringfügig reduzieren konn- 
ten, nämlich auf 23,3 Millionen DM. Wir ha- 
ben  also dieses Jahr ohne zusätzliche 
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Neuverschuldung finanzieren können. Der 
Ausgleich der Einnahmen-Ausgaben- 
Rechnung des Jahres 1982 war u. a. da- 
durch möglich, daß sich unser Spenden- 
aufkommen erfreulich entwickelt hat und 
im Jahr 1982 auf eine Gesamtsumme von 
6,26 Millionen DM gestiegen ist. 

Als Ausblick auf das laufende Jahr 
1983 kann ich Ihnen berichten, daß es 
erstmals seit 20 Jahren möglich war, 
einen Bundestagswahlkampf zu finan- 
zieren, ohne zusätzliche Kredite auf- 
nehmen zu müssen. Das heißt, unsere 
Verschuldung hat sich gegenüber 
dem Stand vom Jahresende nicht er- 
höht; eine Neuverschuldung war nicht 
notwendig. 

Weiterhin ist für 1983 zu erwarten, daß das 
Budget der Bundespartei 1983 ausgegli- 
chen finanziert werden kann, so daß wir 
auch in diesem Jahr 1983 nicht mit einer 
erhöhten Neuverschuldung zu rechnen 
haben. Aber für die Reduzierung unserer 
Verschuldung stehen Mittel, stehen Re- 
serven nicht zur Verfügung. 
Und wenn ich einen Blick auch auf das 
Jahr 1984 werfe und eine Prognose stellen 
darf, dann rechne ich auch für das Jahr 
1984 mit einem einigermaßen ausgegli- 
chenen Ergebnis, was Einnahmen und 
Ausgaben betrifft — aber wiederum ohne 
Mittel zur Abdeckung unserer großen Hy- 
pothek unserer Verschuldung in der Grö- 
ßenordnung von 23 Millionen DM. 
Daraus ergibt sich, daß die entscheidende 
Aufgabe für die nächsten Jahre und Mo- 
nate die Schuldentilgung ist. In diesem 
Ziel sind sich die Parteiführung und unse- 
re Rechnungsprüfer und auch die Finanz- 
gremien der Partei völlig einig. 
Die Frage, die zu stellen ist, lautet, mit 
welchen Mitteln diese Rückzahlung erfol- 
gen soll. Wir müssen dabei zunächst eines 
ganz klar sehen. Wenn 1982, wie ich aus- 
führte, und auch 1983, wie ich erwarte, 
und möglicherweise auch  1984 die Ein- 

uSg# 
nahmen-Ausgaben-Rechnung        ^u5 

chen ist, dann heißt das, daß man
scnlüS' 

nicht etwa irgendwelche falschen^ $ 
se ziehen darf. Hier liegt nicht e  ^- 
erreichte Ziel in Sicht, daß wir. *?'p. &P 
zen der Partei konsolidiert hau   ^ $ 
dem wir haben dieses Ergebnis    ^ 
Tatsache zu  verdanken,  daß ^ |Ungen 

durchschnittlich    hohe    Ratenza  ^ 
aus den öffentlichen  Mitteln °e ^ 
kampfkostenerstattung in diese?    $t 
einnehmen konnten. Das war 1y    ^98* 
anders als 1983, und das wird au 
nicht anders sein. .$ 

Das heißt, die Konsolidier^^v 
noch aus, das heißt, die Stru    ^ 
bleme der Parteienfinanzieru• 
nach wie vor ungelöst. ,ag f 

Ich habe großes Verständnis da^^r/ 
dieser Situation die Medien, die   ^ 
sten und viele Bürger uns irnm^aS z$ 
daran erinnern, daß Sparsamkeit 0  ^. 
Gebot in einer solchen Lage sei      ^ 
Wir haben bei uns in der Bundesp*   <$ 
durchgearbeitetes   und   funktion'e    / 
Kosten- und  Budgetkontrolle nntie'' 
wir haben dies bereits auf dem 1* |fl $ 
mer Parteitag  erläutern  können- ^ un0 
Bundesgeschäftsstelle der CDü -ee^[ 
bei einem Dienstleistungsbetrieb       ept- 
Partei sind die Personalkosten        # 
scheidende Faktor — ist die Zah"     A 
arbeiter von früher 250 auf I95 jJon/ 
worden, und wir haben damit irT^   r^eite 

Adenauer-Haus heute weniger M' 
als im Jahre 1972. «ff 

Unsere Wahlkampfausgaben 1<J ^ 
ren genauso hoch wie die v    ^' 
ohne daß sie auf Grund der e' ^H 
tenen    Kostensteigerungen ^UJOH* 

worden wären, nämlich 36 ^    ^0 
DM. Die Kosten der Jahre ^*  pfK" 
1976 lagen unter den Wahl** 
sten von 1972. ^ 

1983   haben   wir   die   Wahlkampf ^ ^ 
noch einmal um 6 Millionen sen 
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^'"'onen DM6" ins9esamt weniger als 30 
t ' d'e aJ/.aus9egeben. Ich glaube, daß 

" Und K ahlkamPf teilnehmen konn- 
? ^hlka spreche Ja vor Teilnehmern 
%rw amPf —. mit mir darin überein- 
v0|| 

ifTien 'en, daß*-    ' UÜCICI" 
eing    d'3 d|ese Gelder sehr wirkungs- 

^sere |rS*2t w°rden sind und daß auch 
t ld nicht uns bestätigen, daß das 
Jen   (jh'rr

w,rkungslos im Sinne unreflek- 
S v^»mener 

-JE* 
IChWi||L    • 
sich no h,neswegs ausschließen, daß 
ergeb^

h weitere Sparmöglichkeiten 
ten aus   u'r werden a,le Möglichkei- 

Versrhi Clier     tyarkenartikelwer- 
'^leudert worden ist, sondern 

eingesetzt wor- und sinnvoll 

Ab 

10Pfen, die hier vorhanden 
er die 

^6mü«ftrUkturellen Finanzierungspro- 
's nicht -      9elöst werden- Wir werden 

<%5 

2re^un'a ^schließlich durch Kostenbe- 
rt notw!rre,cnen können, sondern wer- 
t Rinan>nd'9erweise die Veränderung 
t
6len 'ns A   run9smöglichkeiten der Par- 

hSwird b 2U faSSen haben' 
d 6rTl Fina d6r Kritik an den Parteien und 

,aB siCn 
anz9ebaren vielfach übersehen, 

s ^uf9ab6 arteien nicnt etwa bestimm- 
tem d en Gewissermaßen aneignen, 
Q"!?- die «? Ihnen Aufgaben vorgegeben 
v enkatai aus2ufüllen haben. Der Auf- 
si^chrih W'e er im Parteiengesetz 
m ^'tdf ist' zWm$x die Parteien, 
d 2lJ bSSen Sachgebieten und Probie- 
rt AlJSQahSen' Und Steckt damit aUCh 

N  ^en hlu nranmen ab, den wir wahrzu- 
shaib ist 

k^en Gru'nH.eine Neuordnung der rechtli- 
h* notw 9en der Parteienfinanzierung 
G   könntp    dl9er denn je. Wie sie ausse- 

sjUta°hten dnd S0l,te' ist kurzlich m't dem 
ha°n' ^'e d Sachverständigenkommis- 

atte .: . e   Bundespräsident eingesetzt 

NT* 6rte Vor!SL
konstruktive und bemerkens- 

Sind-     ar9eworden. 

'°rschl age. Wir haben allen Anlaß, 

für diese gründliche Aufarbeitung der Ge- 
samtproblematik dankbar zu sein. Ich mei- 
ne aber auch, daß diese Berichte und 
Empfehlungen eine Aufforderung zu ge- 
setzgeberischem Handeln an unser Parla- 
ment darstellen. 
In der Öffentlichkeit wird dabei nach mei- 
ner Meinung der Akzent zu stark auf un- 
mittelbare Steigerung der Einnahmen ge- 
legt, die mit dieser Neuordnung verbun- 
den sein können. Ich möchte hier aus- 
drücklich unterstreichen, daß für uns die 
Neuordnung eine Frage nicht der unmittel- 
baren Liquidität, sondern der Sicherung 
der Finanzierung unserer Aufgaben auf ei- 
ner rechtlich einwandfreien Grundlage für 
die nächsten Jahre und Jahrzehnte ist. 

Wenn der Gesetzgeber auch die Par- 
teien selber angesprochen hat und 
nachdrücklich zu eigenen Leistungen 
aufgefordert hat, dann sind wir bereit, 
mehr Transparenz, mehr Glaubwür- 
digkeit und ein aufgabengerechtes Fi- 
nanzierungssystem zu schaffen und 
zu gewährleisten. 

Die Umsetzung der Kommissionsvorschlä- 
ge in unsere Finanzierungsarbeit wird 
deshalb in den nächsten Wochen und Mo- 
naten im Mittelpunkt der Schatzmeisterar- 
beit stehen, und zwar auf allen Ebenen un- 
serer Partei. Es sind aber auch gesetzge- 
berische Maßnahmen notwendig, von de- 
nen wir alle in der Finanzierungsarbeit uns 
nur dringend wünschen können, daß sie 
bald verwirklicht werden. 
An dieser Stelle darf ich daran erinnern, 
daß wir in der Union bereits vor fast vier 
Jahren, nämlich nach dem letzten Urteil 
des Bundesverfassungsgerichts in Karls- 
ruhe zur Parteienfinanzierung, einschnei- 
dende Konsequenzen gezogen haben. 
Am 24. Juli 1979, also vor nunmehr fast 
vier Jahren, erging — von der Landesre- 
gierung Niedersachsens erwirkt — ein Ur- 
teil, und wir, die Bundespartei Union, ha- 
ben dieses Urteil zur Richtschnur unserer 
weiteren Finanzierungsarbeit gemacht. 
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Dennoch haben wir, nachdem wir dies ge- 
tan hatten, die bittere Erfahrung machen 
müssen, daß trotz aller dieser Bemühun- 
gen heute die strafrechtlichen Aspekte im 
Vordergrund der Diskussion über Partei- 
spenden stehen. Das ist für uns alle, aber 
ganz besonders für diejenigen, die den 
Parteien mit Spenden und Beiträgen bei 
der Finanzierung ihrer politischen Arbeit 
uneigennützig geholfen haben, ein uner- 
träglicher Zustand. 

Auch der Bericht der Sachverständi- 
genkommission hat deutlich gemacht, 
wie widersprüchlich, wie inkonse- 
quent und wie zweideutig die rechtli- 
chen — insbesondere die steuer- 
rechtlichen — Grundlagen für die Fi- 
nanzierung der politischen Parteien in 
der Vergangenheit waren. 

An diesem Punkt möchte ich mit aller 
Deutlichkeit sagen: Für uns und für mich 
ist das, was heute in der Öffentlichkeit so 
undifferenziert als „Spendenskandal" dis- 
kutiert wird, in allererster Stelle ein steuer- 
rechtliches, nicht ein strafrechtliches Pro- 
blem. Ich kann hier, als Schatzmeister Ih- 
rer Partei, unserer Partei, nur das wieder- 
holen, was ich im Sommer 1981 bereits 
öffentlich erklärt habe: Ich als der Verant- 
wortliche für die Finanzierungsarbeit der 
Christlich Demokratischen Union 
Deutschlands habe mir nichts vorzuwer- 
fen; 

wir alle, die wir in dieser Arbeit tätig 
waren, haben uns nichts vorzuwerfen. 
Ich betone ausdrücklich: Dies gilt in 
noch stärkerem Maße für unsere 
Spender, die sich unserer und meiner 
Bitte, uns bei der Finanzierung unse- 
rer staatspolitischen Aufgaben zu hel- 
fen, nicht verschlossen haben. 

Ich spreche es hier einmal ganz offen aus: 
Spenden sind — daran hat es bei uns nie 
einen Zweifel gegeben — eine staatspoli- 
tische Notwendigkeit. Ich bin dafür dank- 
bar, daß auch die vom Bundespräsidenten 

eingesetzte Kommission diese 
mit Nachdruck hervorgehoben na • 

Ich möchte allerdings auch keinei Ge- 
ständnisse aufkommen lassen: ^ ^ei- 
che nur von jenen Spenden, die ^ ^d 
gennütziger Weise - ohne Auf^^eii 
ohne die Erwartung oder gar c 

gesetzgeberischer   Ge genleistungü,- 

gegeben werden. Nur solche une'°ch, för 

zigen Spenden hat es in dem 0e die\/er' 
den ich als Bundesschatzmeister ^ 
antwortung trage, in den Jahren 
Amtszeit gegeben. <jie 

ur>de' ¥ An unsere journalistischen Fre ^ 
hier heute in so großer Zahl gjttf 
sind, möchte ich herzlich die 9r0 ^an- 
richten, alle in diesem Zusammen ndi- 
gesprochenen Fragen mit der n ^er# 
gen Differenzierung und dem n . $ 
gen Sachurteil zu betrachten ^ 
Sorgfalt zu erörtern, um zu veLrürt«'' 
daß einer öffentlichen Vorweg-*^'' 
lung insbesondere unserer Spen 

schub geleistet wird. „f ei' 
Wir befinden uns seit einiger L*\0r 
nem gefährlichen Weg. Rechtss» gteIU 
Prinzipien dürfen nicht in Frage !•i^ 
werden, aber genau das geschie ' zy. 
ganze Gruppen unserer Gesell sen ' Q$ 
„die" Unternehmer, „die" Wirtsch* ^ 
„die" Parteien, diffamiert, angek^j ^ 
vorab verurteilt werden. Ich muß b ^ 
erinnern, daß dieser Personenkre' • f# 
Augenblick Gegenstand laufender ^ß 
ren ist, schätzungsweise 6000 ^ 
Menschen in der Bundesr 
Deutschland umfaßt. ^ 1$ 

Ich frage mich, ob das alles n° v«r 

rechtsstaatlichen Prinzipien ^ 
einbaren ist. Kollektiwerte^..^ 
wie wir sie erlebt haben, ßn/ 
schnell, wenn nicht alle aufpalr^J. 
die Nähe der Klassenjustiz 9^ 
Wir haben allen Anlaß, 9e ve^ 
dieser Entwicklung entgegen* ^ 

Auch daran möchte ich an dies 
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a'S lhr Seh 
JV       n9-tzrneister noch einmal erin- 

Rede Walther Leisler Kiep 

5? «*nnAn,den70er Jahren, 
^keL

Wfh|kampf 1972 bi, 
*Q&*An«t 

unmittelbar 
s zum Jahre 

p''vaesPrärh""*iren9un9 unterlassen, um 
a Neuorwmit den anderen Parteien zu 
n  et2lichp 9l zu einer vernünftigen 
a 2ierunn Grund,age für die Parteienfi- 
D? " Wie HU kommen- Kühne Erfindun- 
S^entert- F°nds beipi Bundestags- 
P dreien'[!den sPenden hätten einge- 
d
ar,eien _ k°nnen zur Verteilung an die 

Ulf ^n'orui s*ammen aus dem Bemühen 
?u ^en d Von mir- zu einem solchen 
hi korTlrrieri c drin9end erforderlich ist, 
yjn9en Q "• ,Erst als alle unsere Bemü- 

u
ve9 nach K rt waren' sind wir den 

anS dann *ar,sruhe gegangen und haben 
Voiidieses'urtChdem dieses Urteil vorlag, 
UL Und na J    ' und seine Bestimmungen 
SöÄ.9ehalten. 
r 

6 in dieSp       a"e daran erinnern, wenn 
r!n haben      Ta9en draußen zu diskutie- 

as 
Jen. 

k^rn?.Utachten 
ein l8si0n'*

w"   der   Sachverständigen- 
OK6 kon^ fe'9t den Weg, Chancen für 

te     Cen Sinn   Ve   LÖSUn9   ZU   finden-   Die 

J} sie nuS größer als je zuvor. Wir soll- 
tä . r uetann Und sie nicht wegen mini- 
Kn hen Arh 2erreden- Auch in unserer 
^nsequen> Sind wir aufgefordert, die 
einüben ,.*" aus d'esen Empfehlungen 
|lnes Nei,Knd die hier gegebene Chance 
>iederh

eQlnns 2" nutzen. 
Nen s

r..ole: Wir sind dazu bereit und 
at^Qebp"  handeln,  wenn  uns der 
*t.       " er dazu den Weg freigemacht 

Lassen Sie mich mit einem besonde- 
ren Wort des Dankes an den Partei- 
vorsitzenden schließen, an den Gene- 
ralsekretär, an alle Mitarbeiter der 
Bundesgeschäftsstelle und den Bun- 
desgeschäftsführer Peter Radunski. 
Die Bundesgeschäftsstelle hat mit ih- 
rem Verständnis für die Probleme un- 
serer Arbeit alle Bemühungen in bei- 
spielhafter Weise unterstützt. Sie hat 
dem Geist der Sparsamkeit in der 
Bundesgeschäftsstelle in diesen letz- 
ten Jahren immer wieder eine Gasse 
geschlagen. 

Mein besonderer Dank gilt aber auch mei- 
nem Mitarbeiter Uwe Lüthje, der sich in 
diesen Jahren, in denen ich ja gelegentlich 
auch anderweitig etwas beschäftigt war, in 
ganz besonderer Weise rückhaltlos für die 
gemeinsame Sache eingesetzt hat. 

Schließlich gilt mein Dank unseren Rech- 
nungsprüfern Alfons Horten und Erik Blu- 
menfeld. Ich möchte Alfons Horten, der 
nachher den Bericht erstatten wird, und 
seinem Kollegen Erik Blumenfeld ein herz- 
liches Wort des Dankes dafür sagen, daß 
sie in konstruktiver, aber auch strenger 
Weise die Arbeit des Bundesschatzmei- 
sters zu jeder Zeit mit Verständnis, aber 
auch mit dem Auge auf das Ziel begleitet 
haben, nämlich einer Konsolidierung. Ich 
bin dankbar dafür, daß beide Rechnungs- 
prüfer bereit sind — wie ich erfahren durf- 
te —, auch für eine neue Legislaturperio- 
de zu kandidieren. Ich bitte Sie, ihnen das 
Mandat erneut zu erteilen. 
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Walter Wallmann: . 
Die Union muß den Wechs*' 
auch in Hessen schaffen 
Am 6. März hat die Union mit 
unserem Bundeskanzler einen 
eindrucksvollen Sieg errun- 
gen. Aber es besteht kein An- 
laß, daß wir es uns nun be- 
quem machen. Die nächsten 
Wahlen stehen bevor. Heiner 
Geißler und Alfred Dregger ha- 

Wir haben gute Wahlchancen, nicht 
mehr und nicht weniger. Jede weiter- 

gehende Aussage wäre eine Anmaßung. 
Wahlen werden von freien Bürgern ent- 
schieden. Und Wahlergebnisse stehen 
erst am Wahlabend fest. Es gibt keinen 
Anlaß zu Euphorie und Selbstgefälligkeit. 

Wir müssen auch vor den Landtagswahlen 
unseren Mitbürgerinnen und Mitbürgern 
ehrlich, offen die Wahrheit sagen. Wir 
müssen glaubwürdig für eine Politik der 
Mitte, der Liberalität, der sozialen Verant- 
wortung eintreten. Wir haben unseren Mit- 
bürgerinnen und Mitbürgern nüchtern und 
überzeugend zu erklären, warum wir 
durch die SPD in die schwerste Krise der 
Bundesrepublik seit 1949 geführt worden 
sind. Und wir müssen darlegen, daß die 
Folgen, die drückenden Hypotheken die- 
ser sozialdemokratischen Politik, nicht in 
wenigen Wochen und Monaten überwun- 
den werden können. 

ben darauf hingewiesen-   ^ 
SPD regiert in Hessen se   t, 
Jahren. Der Wechsel is1" p 
fällig. Und wir, die Union. ^ 
sen den Wechsel auch J" gje 
sen schaffen. Ich möcht     j 
alle herzlich bitten, uns o 
zu helfen. 

ere 
pen 

Natürlich macht uns das un „jcl 
tik in den LandtagswahlkämP ßfK,W 
leichter. Natürlich: Ansehe* ^ 
unseres Bundeskanzlers, d jn de 

ten Union kommen uns 0Ü efil^( 

Ländern und in den Komm" |atfin*p 

te. Aber angesichts des de«' i^" 
bes, das die SPD uns h'nun|,<< 
hat, müssen wir eben aucn ^ 
me Entscheidungen treffe* 
vor dem Bürger verantworte • 

Das   bundespolitische   Klima ^^. 
eben auch auf Landtags- und *    ^ 
wählen aus. Alfred Dregger und   ^ 
sehe CDU, wir haben das am 2°   . erT 
ber des vergangenen Jahres t>"     ^ 

aus   der   schweren   Krise   hera_ ^ 

ren.  Während  wir,   wa ährend 
während die Bundesregierung - pi 
aus der schweren Krise he gCtr 
muß, versucht die SPD von lhre   ht*

ü 

ren Versagen abzulenken. Sie 
heute   in   Wahlkämpfen   weiter 

,K: 



UiD 20/21 • 27. Mai 1983 • Seite 51 

SPARTEITAG Rede Walter Wallmann 

ie  behauptet 
belaste   sozial <£h'  die  Union   b„.. 

deiche   Und Arbeitnehmer zugunsten 
lri der S'   n Und Besserverdienenden. 

S sichhe
d
rheits" und AußenP°litik ent" 

0"UQri 
d'e SPD immer weiter vom 

lahreianQ;P®lbeschluß, dessen sie sich 
*%en * hmte- führende SPD-Politiker 
r priedn9St6, diffamieren unsere ratio- 
Nisiem Politik und setzen auf Emo- 
\l9er A^sein9 anstelle sachlicher, sorgfäl- 
0r allere uandersetzung und Diskussion. 

? °eSDe die SPD damit be9°nnen- 
QU beschw

nSt e'nes totalen CDU-Staates 
o   dßn w°ren' ohne in der Sache zu be~ nfürUn

arum denn die Politik der Uni- 
Di6s.        

r Land schädlich wäre. 

ind6r Wir'n ^e'in der wir uns zu stellen- 
ih den nächS 2U bewahren haben - auch 
d    Un<* in uten Landtagswahlen in Bre- 

ar^Uf an 
Hessen. Deswegen kommt es 

s jetzt n
U

t
nseren Bürgern zu erklären, 

anieruhn ?'9, warum es erforderlich ist: 
S*S iet2t nrwnSeren Bürgern zu erklären, 

an'erunq °"9. warum es erforderlich ist: 
fnt©n, Qb  

s Haushalts, Sicherung der 
to   n Und eJW'ndun9 von Gruppeninter- 
^*r\; Wjr

Konfl'kttheorien. Mit anderen 

> Fried 
müssen den inneren und so- 

^h„. . en gewinnen und bewahren. 

J,8*re Auf6r lnnere Frieden befähigt uns, 
fri

aiJ6en u ?aben in unserem Land und 
li>chq

n
6
derWelt, in der es so oft un- 

on ble'bt e  fden ist' zu erfullen- Schließ- 
Wi den äuß   dle große Aufgabe der Uni- 
rJ aUch in ?ren Fr'eden zu sichern, damit 

zukunft in Freiheit leben kön- 

a,l© gefoe
rt
2le,e 2U e^eichen, sind wir 

e'nen pu
ert- Mir kommt es dabei auf 

Werd*n wi    besonde»"s an: Auf Dauer 
der Mitte Hdle Po,ltlk des Maßes und 
r*Htät oh' der Toleranz und der Libe- 
J«rn     "ne Mehrheiten auch in Län- 
gen      Kommunen  nicht  sichern 

Wir sollten nicht vergessen: Die geistige 
Auseinandersetzung findet ja nicht nur an 
einem Ort, etwa in der Bundeshauptstadt, 
sondern ebenso in den Ländern und vor 
allem in den großen Städten statt. Dort 
treffen die kulturellen, die geistigen Strö- 
me aufeinander. Dort ist geistige Führung 
gefordert, dort wird sie sichtbar und er- 
fahrbar. Wir haben es in der Bundesrepu- 
blik erlebt, wir christlichen Demokraten, 
auch wir haben es schmerzhaft erfahren 
müssen: Wer Kommunen und Länder ver- 
nachlässigt, wird die geistige Führung auf 
Dauer nicht mehr behalten können und 
damit die politische verlieren. 
Politik verlangt geistige Führung. Geistige 
Führung in der Politik heißt Formulierung 
des öffentlichen Interesses einer pluralisti- 
schen Gesellschaft und die Kraft, diesem 
öffentlichen Interesse auch Geltung zu 
verschaffen. Richard Löwenthal hat vor 
kurzem gesagt: Eine demokratische Ge- 
sellschaft wird nur dann überleben, wenn 
uns die freiwillige Begrenzung der Grup- 
penansprüche durch einen, breiten Kon- 
sens über eine gemeinsame Auffassung 
von öffentlichem Interesse gelingt. 

Dies ist der Kernpunkt des Versagens 
der SPD in den letzten 13 Jahren. Es 
ist ihr nicht gelungen, die Rechte des 
einzelnen in der Gesellschaft und sei- 
ne Ansprüche gegenüber dem Staat 
in ein das Gesamtinteresse berück- 
sichtigendes, ausgeglichenes Ver- 
hältnis zu den Pflichten gegenüber 
Staat und Gesellschaft zu stellen. 

Unser Bundesvorsitzender hat es vorhin 
angesprochen: Der demokratische Staat 
ist mehr als eine riesige Sozialisations- 
agentur, und Demokratie darf nicht zur 
Gefälligkeitsdemokratie verkommen. Hier 
liegen die Ursachen für die Fehlentwick- 
lungen der letzten Jahre: Überlastung des 
Staates durch zuviel Umverteilung, wach- 
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sende steuerliche Belastung der Arbeit- 
nehmer, steigende Staatsquote am Brut- 
tosozialprodukt und die hohe Staatsver- 
schuldung. Die SPD ist längst regierungs- 
unfähig geworden. Sie hat den Konsens in 
der eigenen Partei, über das, was notwen- 
dig ist, nicht mehr herstellen können. Sie 
ist opportunistisch in eine Politik der An- 
passung an die unterschiedlichsten Grup- 
peninteressen geflüchtet. Die gemeinsa- 
me Sachüberzeugung ist der SPD längst 
verlorengegangen. Aber damit verliert ei- 
ne Partei ihre Legitimation zur Führung. 
Denn Führungsaufträge werden in der De- 
mokratie zur Politikgestaltung, nicht um 
parteipolitischer Mehrheiten willen erteilt. 
Nach Max Weber bedeuten fehlende 
Sachüberzeugung und Sachlichkeit in der 
Politik Verantwortungslosigkeit. Das si- 
chere Zeichen von Ohnmacht, Leere und 
innerer Schwäche. 

Die SPD ist angesichts ihres inneren Zu- 
standes, ihrer Ambivalenz nicht in der La- 
ge, jener gefährlichen Entwicklung in un- 
serer Gesellschaft zu begegnen, die zu ei- 
ner Auflösung der repräsentativen Demo- 
kratie in nicht mehrheitsfähige Einzelinter- 
essen führen könnte. Ich will etwas hinzu- 
fügen, weil ich nicht mißverstanden wer- 
den möchte: Ich habe durchaus Respekt 
vor der deutschen Arbeiterbewegung und 
auch vor vielen Sozialdemokraten. Ich ver- 
schweige auch gar nicht meine persönli- 
che Wertschätzung gegenüber Herrn Bör- 
ner; darum geht es nicht. Es geht nicht 
um Feindbilder. Es darf nicht darum ge- 
hen, andere herabzusetzen, sondern es 
hat um sachliche politische Auseinander- 
setzung zu gehen. Nichts anderes wird 
von uns gefordert. 

Mein Vorwurf an die heutige SPD lau- 
tet, daß sie einerseits opportunisti- 
sche Anpassung an modernistische 
Trends   und   Forderungen   um   des 

Machterhaits   willen  P^^jia ^' 
andererseits  auf  Sozialist'     ^ 
delle zurückgreift, die sich 

läng5 

unzulänglich erwiesen 

Vor der Landtagswahl am 

haben- 

26 • *v hat 
1982, also im vergangenen J^hr^ ^w 
Börner den Grünen und anu"jrofit 

Grünen hat er in der Nähe der     lf 
stierern  mit der Dachlatte gedr 

*< 
vjiuiiuii neu ei   in uci   i-w-     ••uniS*     H6 
gerückt. Sie müßten ihr Verhalt', ^o 
wait klären. Mit ihnen dürfe u ^v 
man nie an einem Tisch sitze      eri g 
Wahl hat er mit denselben 7.^' 
meinsame Sache  um  des M 

willen zu machen versucht. g De 

Das ist opportunistische Anpaßt d« 
wirkt Unglaubwürdigkeit und sc 
demokratischen Staat. ^d8' 

Wir erleben es ganz bes0,lnV^ül 
hessischen SPD, daß 8,e J^d*^ 
schafts- und Sozialpolitik     )|e t 
Lösungsangebote,  auf "j ^n 
dem 19. Jahrhundert setzt, |5l 

zulänglichkeit   längst   e^e\^L 
und  die die SPD ja sc^^n« 
nämlich in  Godesberg. 
hatte. .ml« ijl 

i.s- und A<^<; In der Sicherheits- 
diese SPD auf dem Wege zur 
antiwestlichen Haltungen < 
Jahre. Verfolgen Sie, was i 
sen-Süd   geschieht,   welche  r gpD-JJ. 
eingenommen werden, etwa ' .flSv^ 
terbezirk Frankfurt. Wenn Sie       e 

gen, wissen Sie, wovon ich sp f 

Deswegen, um des Staates, '<*     /J 
sagen:    um    des    Gemeinwon y|f^ 
kommt es jetzt auf die Union a • ^ 
gefordert.   Wir   müssen   nlC „d*^ 
schweren Schäden, die uns vo ^ 
hinterlassen worden sind, von a 
publik   abwenden.   Wir   _rnus    ^s 
grundsätzlich unsere Position 
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Schen einUSSen sie vor allem Jun9en Men" k|är6n     
Slcnti9 machen. Wir müssen er- 

entschei?
Um wir uns so und nicht anders 

schen h^
n dürfen. Zu viele junge Men- 

ldeo|°gen ZU 0ft Scheinantworten von 

V°n ^ns    und zu wen'9 Antworten auch 
% 
^ Wir 

erhalten. 

heraus     
aus solchen Wertvorstellungen 

Und Wird,ne neUe ldentität bilden, kann 
_es uns in den kommenden Jah- 

ren 9eiin 
deutlich        die in Staat und Gesellschaft 
2en 2u    

9ewordenen  Auflösungstenden- 
lnte9rationPPen Und den Prozeß der Des' ls* es „.   Urnzukehren. Unsere Aufgabe 
essed 

rauf hinzuwirken, daß das Inter- 
dern 'autst n2en' des Gemeinwohls nicht 
es$e und ri getragenen Einzelinter- 
°rc|net wir,?6"1 Gruppenprotest unterge- 
berühmt n Edmund Burke hat in seiner 
'n Bristo| ^wordenen Rede als Kandidat 

" We iph      diese Auf9abe für alle Zei- 
Ch f|nde, gültig formuliert: 

Das Parlament ist nicht ein Botschaf- 
terkongreß mit verschiedenen sich 
feindlich gegenüberstehenden Interes- 
sen, die jeder als Agent oder Advokat 
gegen andere Agenten oder Advoka- 
ten vertreten muß. Das Parlament ist 
die beratende Versammlung einer Na- 
tion mit einem Interesse, nämlich dem 
des Ganzen, wo nicht lokale Ziele, 
nicht lokale Vorurteile die Richtung be- 
stimmen dürfen, sondern das allgemei- 
ne Beste, das sich aus dem Gesamtin- 
teresse ableitet. 

Die Union, die sich von diesen Über- 
zeugungen leiten läßt und danach 
handelt, gibt den Menschen wieder 
Sicherheit, Zuversicht und Hoffnung. 
Das ist unsere Legitimation, wenn wir 
zu den jetzt anstehenden Wahlen vor 
unsere Mitbürgerinnen und Mitbürger 
treten und um ihr Vertrauen für uns, 
für die Union bitten. 
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Franz Josef Strauß: 
Die CSU steht zur Politik 
von Heimut Kohl 
Sehr verehrter Herr Bundes- 
kanzler! Lieber Herr Kollege 
Kohl! Meine sehr verehrten Da- 
men und Herren! Liebe Freun- 
de von der Christlich Demokra- 
tischen Union! Mein erstes 
Wort soll sein ein herzliches 
„Grüß Gott" aus der heimlichen 
Hauptstadt Deutschlands. Ich 
freue mich über die Einladung, 
Ich möchte gleich am Anfang sagen, es 

gibt zwei politische Leben, zwei politi- 
sche Welten. Das eine ist die politische 
Welt der wirklichen Vorgänge, der tatsäch- 
lichen Verhältnisse, der echten Abläufe 
mit ihren vielfältigen Facetten, Varianten, 
Aspekten, das, bei dem Ranke als Ge- 
schichtsschreiber versucht hat, Geschich- 
te so darzustellen, wie sie wirklich war. 
Ganz ist das den Historikern nie gelungen, 
aber sie haben einen Vorteil gegenüber 
dem lieben Gott, sie können die Vergan- 
genheit verändern, der liebe Gott nicht. 
Das ist die eine Welt, die Welt der wirkli- 
chen Abläufe. Das andere ist die virtuelle 
Welt, die Welt der geheimen Machtkämp- 
fe, der hintergründigen Konspirationen, 
der unterschwelligen Strömungen, der 
versteckten Drohungen, der Interpretatio- 
nen dieser oder jener Äußerung. Wir müs- 
sen Mitleid haben mit den Vertretern der 

in einem Grußwort zu ^°e
$0, 

sprechen zu dürfen, 9en?70hl 
wie es zwischen Helmut K ^ 
und mir vereinbart ist, da'>   „ 
bei dem im Juli stattfinde"" 
Parteitag der Christlich SO   „s 
len Union in München eben 
ein Grußwort und poli*isC" 
Ausblicke und Perspektive' 
bieten wird. 

über 
zweiten Welt, denn wenn sie nur 
erste Welt schreiben würden, w  ^ 
bald brotlos; sie müssen über di 
Welt schreiben 

mut Kohl, bei dem wir uns üD 

führ* 
Dieses sage ich nach einem •     yßr 
chen Gespräch gerade Jetz*   r s^' 

is ür 
wie ich sagen darf, sensitiv«' -^ 
sehe Bereiche der Zusam"1^ pi«' 
und zwar ohne den 9er'n^f.i u"^ 
sens zwischen CDU und CS 
halten haben. j. 

Aber wenn ich heute die pr®   t \ 
schlage, lese ich darin: Hei     |„„e 
weist Strauß zurecht. Ich sag_^  ^ 
jetzt,  was  damit gemeint ^^rtf1 

muß ja immer interpretieren     ^ 

Es handelt sich hier um d,e**rtvör 

von mir in die Welt gesetzte W 
Koalitionsgremium. 
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Wir hatt 
^oaiiti0n

en einmal in der Zeit der Großen 
tischen ^S es große Schwierigkeiten 
Brancjtu 

Kurt Geor9 Kiesinger, Willy 
9enannte Herbert Wehner gab, den so- 
Kreßbr0n

n Kreßbronner Kreis. Dieser 
^ Ihne-     Kreis' der vielleicht manchen 

ster £lS5eta9t- Er wurde zi/einer Art fe- 

ien 9elrhäßio   nocn in Erinnerung ist, hat re- 
*3|9 get 
Achtung. 

I||JL ^w'schen mir und Helmut Kohl 
ke'nen 

ochene Tatsache- daß wir 

Wo||e   s°'chen Kreis ins Leben rufen 

Und di wl" weder er noch lch- 
ten Wo,! War der Slnn der orakelhaf- 
der Q    e Von gestern. In Bayern ist 
Wickelt°9raphieunterrlcht so gut ent" 
Münch 

daß selbst ich nocn weiß- daß 

Rhein r° an der ,sar und Bonn am 

tätig 'legt Da 'ch 29 Jahre in Bonn 
$Cn6n  ?*  sind   mi»"  die   geographi- 
WohiK ,0rdjnaten   von   Bonn   sehr 

oekar »nnt. 
sind 

?6rr) Staat UCh Föderalisten- Wir wissen, 
h    Qott * 2U geben- was des Staates ist, 

ißt- <W^Qeben- was Gottes ist - das 
Ro  •      Crn   R|ir>W  «... . _ de Bund s 'st un^00 2U Qeben, was des Bun- 

!6r Lander   d6n Landern zu 9eben- was 
Wir 

sind 
"st. 

0rc^Unr,lto12 darauf, eine föderalistische 
haben. Wir sind - und das 

Jn9zu 

06ider part a'S allgemeir>e Überzeugung 
rclnuriQ d

6len an ~~ 'n einer föderativen 
v 2entr.-9r0ße Vorteile gegenüber ei- 
ervva'tetpn rIStlsch ausgerichteten und en Staat hat 

&ie   St   . 
Öeuts chi r der Bundesrepublik 
«Is di6 » lst besser "nd gesünder 
Öei uns |nKtralistlscn reg|erter Länder. 
blem de

g,bt es deshalb auch das Pro- 
Spanier, "egionalismus nicht, das in 
"en, in ' Selbst in der Schweiz, in Ita- 
9a' eirrM rankre|ch eine manchmal so- 

Xb|osive Rolle spielt. 

Ich bin sehr froh darüber, daß ich nicht 
nur die Seiten der Bundesrepublik aus 
29jähriger Tätigkeit im Parlament und 
12jähriger Tätigkeit in verschiedenen Re- 
gierungen kenne, sondern daß ich jetzt 
auch mit den Auswirkungen der Gesetz- 
gebung auf den Bürger als unmittelbar 
verantwortlicher Chef einer Landesregie- 
rung mehr als genug zu tun habe. Das 
sind zwei sehr interessante Bühnen. Und 
wenn man beide Bühnen kennt, weiß man, 
daß es in der Bundesrepublik eine jetzt 
wieder entscheidungsfähige Bundesregie- 
rung und eine Unionsmehrheit im Bundes- 
rat gibt, deren Aufgabe es ist, die Bundes- 
regierung zu stützen und auf dem Kurs 
der Sanierung und Konsolidierung auch 
mit ihren eigenen Mitteln flankierend zu 
begleiten und nicht mehr wie in der Ver- 
gangenheit einer unseligen Gesetzge- 
bung, einer übertriebenen Gesetzgebung 
mit den Möglichkeiten des Bundesrats in 
den Arm fallen zu müssen. 
Aber hätten wir nicht die delegierten Ent- 
scheidungszentren der Länder gehabt, 
wären die Auswirkungen der liberal-sozia- 
listischen Politik bei alleiniger Entschei- 
dungsvollmacht des Bundesparlaments 
und der Bundesregierung noch viel ver- 
hängnisvoller gewesen,  als  sie  ohnehin 
gewesen sind. 
Ich verrate jetzt sogar ein Staatsgeheim- 
nis. Am 19. März, als wir, unter Zeitdruck 
stehend, die Verhandlungen gerade we- 
gen  der  Frage  der  Rentenfinanzierung, 
auch wegen der Frage der Rechtspolitik 
zu Ende bringen wollten, war es der Kolle- 
ge Helmut Kohl, der sagte: Die offenen 
Fragen und  bestimmte  Bereiche wollen 
wir  im  Dreierkreis  besprechen:  Helmut 
Kohl, Hans-Dietrich Genscher und ich. 

Das ist keine institutionalisierte Ein- 
richtung eines feierlichen Gremiums 
mit großer Publizität, sondern das ist 
die notwendige Zusammenarbeit, die 



UiD 20/21 • 27. Mai 1983 • Seite 56 

Rede Franz Josef Strauß 31 . BUNDESPARTgJ^ 

nicht so sehr zwischen CDU und CSU 
sichergestellt zu werden braucht als 
in dem Dreierverbund sichergestellt 
werden muß. 

Ich habe diese Anregung und Einladung 
von Helmut Kohl gern aufgegriffen. Der 
Kollege Theodor Waigel hat auch nichts 
anderes gemeint. Und damit fällt eine Sei- 
fenblase — denn etwas anderes war es 
nicht — in sich zusammen. 
Es gibt echte politische Probleme, und es 
gibt vermeintliche, erfundene politische 
Probleme, und es gibt manche, die ein 
kleines Feuerchen anzünden und sich den 
Feuerwehrhelm aufsetzen, um sich dann 
als Retter des Hauses zu betätigen. 
Ich begrüße es, daß ich hier heute in ver- 
änderter Situation einige Sätze zu Ihnen 
sagen kann. Ich erinnere mich an den 
Bundesparteitag der CDU in Mannheim 
1975. Ich habe damals gesagt: 

Ich habe manchmal den Eindruck, daß 
sich die Machthaber von heute (1975) 
so verhalten, als ob die Staatsfinanzen 
ihre Kriegskasse seien, die man aus- 
leeren könne, wenn man an der Macht 
bleiben wolle. Daß Äußerste, das wir 
schaffen können, bei viel Disziplin und 
großer Geschlossenheit, das ist die Er- 
haltung und Sicherung unseres beste- 
henden gesellschaftlichen  Leistungs- 
systems und die Füllung von Lücken 
und der Ausbau von schwachen Stel- 
len. 

Und ich habe damals erklärt, daß der So- 
zial- und Bildungsstaat seine Grenzen er- 
reicht und zum Teil überschritten hat. 
Hätten die Bundestagsmehrheit von da- 
mals und die von ihr geschaukelte Regie- 
rung — von Tragen kann man ja nur mit 
gewissen Einschränkungen reden — die 
bittere   Wahrheit   dieser   Formulierungen 
begriffen, wäre uns insgesamt manches 
erspart geblieben und wäre die Arbeit der 

heutigen Regierung etwas le'cn*er'aeW°r' 
bei der Wende ab Ende 1982 le'der y 

den ist. 
.habt 

„ei«i 
Ich habe auch die Ehre 9& 
Bundesparteitag der CDU ' ^ 
heim 1981 mich mit der Frag |fn 
fassen: Wird die Koalition ha» ^ 
erinnere mich der Äußerung« p eine 
mehr hat die Koalition SPD/P 5 4' 
größere Mehrheit als früher- ^||flüt 
leichtert das Regieren, saflt?,|Ck« ifl 

Schmidt. Das gibt gute Aus" 
die Zukunft. ^l ^ 

Ich habe mir erlaubt, damals so       3r- 
Wahlabend 1980 wie bei dem Bun desP 

&t 
teitag im nächsten Frühjahr ^Lntlic"' 
Wenn das, was die FDP in der 0 ^ 
keit erklärt hat, nämlich den Soz'• 0 
zu stoppen, das eine ist und d|6- n^" 
Schwerpunktverlagerung der S ,^e^ 
links, die sich auch heute noch ( tf 
das andere, dann bedeutet ein .^tiA1' 
Stimmen ein Weniger an Übe ^i- 
mung; das heißt, das Ende dieS.^.h !# 
tion zeichnet sich sehr bald ab. ^ 
dann von dem Jucrum cessens, ^(i- 
energens" gesprochen, vom sC ^e(\de(l 

den Gewinn und vom au^orje Sc^' 
Schaden. Wenn der aufkommend Qe- 
den größer wird als der schwind6 ge- 
winn, dann ist die Stunde der We ^ver- 
kommen. So ist die Sollbruchstelie^|p0|i- 
zeit im wirtschafts-, finanz- und s 
tischen Bereich festgestellt worde • ^ 
Das veranlaßt mich zum nächsten      ^ 
kengang: uns nüchtern über unieCne|1 

nicht schlechten Aussichten «$ 
schaff abzulegen: Woran ist die a ^gg- 
tion gescheitert? Sie ist an der ^\ 
lichkeit gescheitert, mit einer sich ^ 
nach links entwickelnden SPD ^ffefl' 
schaff in Ordnung zu bringen, die     ^ 
chen Finanzen zu konsolidieren, 

das 
fin 3nz Jßf 

der sozialen Sicherheit, d. h. ein "^ $ 
bares System der sozialen Siehe 

J 
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5>*n 
Arb 

n9unc 
und im Rahmen dieser An- 

*its|0??n
L, auch unser Hauptübel, die 

Sp0rbar J? eit- in absehbarer Zeit und 
Zubauen. 
n^Ög|jchkeJt   mjt der SpD dje. 

Öle 

Ubiern zu lösen, hat die alte Ko- alit'0n r. 
tion er  .8pren9t, hat die neue Koali- 
der neu °9Mcht" Und w,r wol,en mit 

sen. üa
en Koalit>on diese Aufgabe lö- 

sten 2^fU.ber 9'bt es nicht den gering- 

2aß sichUah niCht den 9eringsten Zweifel, 
!'e neue K    der Lösung dieser Aufgabe 

'n erst     tion bewähren muß und daß 
96rT,esSoJ

er Linie nach diesem Maßstab 
D^it m    Werden wird- 
^ifen H°hte ich ein Schlagwortpaar auf- 

aft hp
aS lmmer wieder in der Land- 

nder KontrUrTl9eistert- nämlich „Wende 
r*eVöiknu,tät"- Da berauschen sich 
5en Sch|a

erstärnme entweder an dem ei- 
A la9Wort9V^0rt 0der an dem äderen 

pPeile '. Dazu kommen dann markige 
ch|ossenk . Geschlossenheit   und   Ent- 
\ k      

6lt- Das sind alles Stilbegriffe. 

Ü6riri rtian auch fest entschlossen sein, 
'st nicht weiß, was man will. Auch 

> Pr^J ?ent,icn schon vorgekommen. 
ne'ßt nicht  „Kontinuität oder ^de?* p 

9en Elem    9eht um Kontinuität der rich- 
ren de ^ente der Politik und um Korrek- 

wenn wir sie 
durchsetzen 

J u   derr ' r Politik 
h   6n der n   der Politik- die wir in den 13 

kf En<*e 1QPpos't'on - ich war von 1969 
arTlPfthah        beteiligt - erbittert be- 

^Öen *.,*"' um unsere eigenen Auffas- 
2>*   MVe:treten- auch 
k
°nnten    Mehrheit    nicht 

Ss jst 

d*n   Ko^r ?rträ9,,che» Maß. eln für 

^aß a  
a',tionspartner    erträgliches 

denn wl *0.ntinuität  sicherzustellen, 
n©n, Wa    können nicht das verbren- 
Und njcht h'r ffÜher an9ebetet haben, n©ute das anbeten, was wir 

früher verbrannt haben. Ich glaube, 
das sollte so selbstverständlich sein, 
daß man sich darüber gar keine wei- 
teren Gedanken zu machen braucht. 

Für uns besteht die Aufgabe darin, einen 
Zusammenhang herzustellen, der in der li- 
beral-sozialistischen Koalition zunehmend 
verlorengegangen ist, nämlich den Zusam- 
menhang zwischen Wort und Wirklichkeit, 
zwischen  Aussagen  und Tatsachen.  Es 
gibt viel Kritik an den politischen Parteien, 
am  meisten  natürlich an ihrer Finanzie- 
rung. Das ist ein Kapitel, über das wir uns 
in einem anderen Raum ja immer wieder 
unterhalten   müssen,   über  das  wir  uns 
noch lange werden unterhalten müssen, 
ein Kapitel, das uns alle betrifft. Aber in 
der Zeit dieser 13 Jahre liberal-sozialisti- 
scher  Koalition  ist für den  Bürger der 
Glaube geschwunden, daß die Aussagen 
der Politiker wirklich deren Meinung dar- 
stellen und wirklich deren Handlungsmaxi- 
men wiedergeben. Wenn das System der 
politischen Parteien und der parlamentari- 
schen   Demokratie  gesichert,  stabilisiert 
und für die Dauer fundiert sein soll, muß 
nicht die Deckungsgleichheit —  das ist 
zuviel verlangt -, aber eine Verwandt- 
schaft, eine Affinität, ein Zusammenhang 
zwischen Wort und Wirklichkeit bestehen. 

So habe ich die beiden Regierungser- 
klärungen Helmut Kohls verstanden, 
und so habe ich seine Rede von ge- 
stern verstanden, die in Teilen auch 
eine Zusammenfassung dieser Regie- 
rungserklärungen   war.   Ich   möchte 
hier laut und deutlich sagen: Helmut 
Kohl bemüht sich darum, die Glaub- 
würdigkeit der Politik der Union als 
sozusagen   leuchtendes   Gegenbei- 
spiel zur Politik der liberal-sozialisti- 
schen Koalition vor dem Bürger zu 
vertreten, und Sie können sicher sein 
— das sage ich, ohne daß ich hier 
Vergleiche anstellen, Wertungen vor- 
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nehmen   oder   Konkurrenzgedanken 
entwickeln will —, daß auch die CSU 
fest   entschlossen   ist,   sich   in   der 
Durchführung dieser Politik des Wie- 
derglaubwürdigmachens von nieman- 
dem übertreffen zu lassen. Der Weg 
wird lang sein, der Weg wird schwie- 
rig sein, der Weg wird steinig sein. 

Die Weichen sind für den Problembereich 
„Wirtschaftspolitik, Finanzpolitik und So- 
zialpolitik" gestellt. Sie sind in der richti- 
gen Richtung gestellt. Die ersten Schritte 
sind getan. Aber wenn das sechs Jahre 
früher gelungen wäre, wäre der Weg kür- 
zer und einfacher, wäre er weniger dornig. 
Die Weichen sind gestellt, aber wir stehen 
erst am Anfang des Aufstiegs, am Anfang 
der Höhenwanderung. Wir müssen so lan- 
ge fortfahren, bis wir wieder ein funktio- 
nierendes  System  einer  Marktwirtschaft 
unter den heutigen Bedingungen haben, 
bis wir wieder konsolidierte, geordnete öf- 
fentliche Finanzen und ein finanzierbares, 
reißfestes Netz der sozialen Sicherheit ha- 
ben.  Wenn  diese  Aufgabe  gelöst wird, 
werden uns die Wähler auch in Zukunft in 
den Ländern und im Bunde ihr Vertrauen 
schenken. 

Auch die Zusammenarbeit zwischen 
Bund und Ländern muß sich in einem 
erkennbaren Gegensatz zu dem, was 
vor Oktober 1982 war, gestalten. Als 
einer der drei Parteivorsitzenden, der 
kraft eigenen Entschlusses nicht der 
Bundesregierung angehört, der als 
Ministerpräsident seine Aufgabe ver- 
sieht, möchte ich ausdrücklich bestä- 
tigen, daß sich das Klima zwischen 
Bund und Ländern seit Herbst letzten 
Jahres erkennbar verbesert hat. 

Wir wissen genau, daß die Bundesregie- 
rung nicht über Nacht das ungeschehen 
machen kann, was an Fehlentwicklungen 
und Verzerrungen herbeigeführt worden 

ist. Wir können von der neuen n ^ 
keine Wunder erwarten. Wir k°n|YuS ^ 
erwarten, daß sie mit Hokusp> f $ 
Zauberrezept produziert, mit deff» „gp 
mal für die Bedienung der off ^ ^ 
Aufgaben genug Geld vorhanden ^ 
der Hauptsünden der alten K°a

|ichenr 

ihrer Regierung war es, die offen* ^ ^ 
vestitionen zu vernachlässigen .^ 
Gemeinschaftsaufgaben finanz'e ^ $ 
schlechter zu stellen. Dasselbe 9' üSD»ü 

Fernstraßenbau, für den Kranken^ 
und für viele andere öffentliche 
nen' h nö^K Ich habe bei den Koalitionsverna     ,^ 

- nicht ohne Erfolg - rnit. einvest'' 
darauf gedrängt, daß gerade dies^ ^ 
ven Ausgaben, von denen auch ^eSC\0 
ders in der Bauwirtschaft — die ü ^ 
gungslage abhängt, vom Bund n $ 
stärker und besser bedient wer pre 
ist in den ersten Schritten gescn ^ 
Umstrukturierung der öffentlich f 
halte in Richtung auf mehr Inves ^ 
Erhöhung der Investitionsquote. eiflf 
auf Erhöhung der Konsumquote 
leitet und muß fortgesetzt werde ^r 

Das bedingt politische Ent*poPl,lJ. 
gen, die zum Teil auch ü ^$V 
sind. Ich möchte aber aucn     ^ / 
aller Deutlichkeit sagen 
wenn ich jetzt als bayer V*** 

& 

darf sterpräsident  sprechen 
Bemühungen   der   Bundes rrf< 

mit risikoreichen Entscheid^ ^ 
i. Wir haben *• yj 

Kran*** 

f 

terstützt 
der  Finanzierung  des  *fa,"wfiif 
baus sämtliche Haushaltsres   ^ 
Inangriffnahme neuer Proje* 
setzt. . neh 

Wir hatten im Jahre 1982 700 M'l"(v,j||io'lf! 

für den Krankenhausbau. 300 .gn W 
davon sind nicht ausgegeben wo ^Q$ 
ren aber für bereits laufende ^ 
festgelegt. Wir haben in diesem 
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• Miiija rt'0nen dazu9elegt- haben also 

• «"de.    Damit    hoknn   ««lir   A\a    Rail. 'lUnktiT^' ^amit haben wir die Bau- 
seiteI'" 

Bayern so angekurbelt, daß 
der Hochbauwirtschaft schon anaie \r rrJcnDauwirtscnan scnon 

Nai!   °mmen:  bitte,  nicht zuviel auf 

Pa'o|e
Ch

u 
bin ein Anhänger der alten 

m«n d'i k,ot*en, nicht kleckern. Wenn 
Will,    * Ortschaft in Gang bringen 
V*stitio man mlt den 8wentlichen ,n" 
Wirget

nen klotzen, und dies haben 

lauso an* Wenn sich alle Länder 9e" 
auf dieVerhalten» wird das Problem 
WirtSch

S®m Geb'et — ich meine Bau- 
Werbe .Und Bauausstattungsge- 
Sein    "- ir" absehbarer Zeit gelöst 

sovie| 

Üh°ttv°9el 9ewissen   Überschriften.   Ein 
F    Schrift  Sa9te   einmal'   man   musse 
6t,druck 6n'     Unterstreichungen     und 
lnfacher 

Verbieten- dann wäre alles viel 

%n 
2U 

6lbstver 
nem anderen Bereich. Es gibt 

7 Um 'andl|ch auch in Zukunft ein Rin- 
C  hti9e p?- richt'ge   Politik.  Was  heißt 

n   v°rnhe° -,k"? Niemand kann für sich 

*hrnen  . rein ein Monopol in Anspruch 
2 in Ken .Al,eir,t>esitz der blauen Blu- 
nder, di der Weisheit zu sein, so- 
sf Politik ? alleini9e Einsicht in die richti- 
er

0r'sche pU ,haben- Es gibt aber eine hi- 
j^n iYa

P
h°'

itik der CDU/CSU seit den 
iahren. Sie ist untrenn- 

vdenauer, Erhard und 
leren Namen verbun- 
1r doch sicherlich ei- 
i nie bedeuten, daß 

H' ^nTT* nUr in die Vergangenheit 

" "lit denTiriegsjahren- Sie ist untrenn- 
d^

haffer ,„L _men Adenauer, Erhard u 

N dieni(^U.,tät w«rd nie bedeuten, daß 
. n^t. V/u.  eiSe nur in die Vprnannenheit 

er UriH    '       genauer, trnara unu 
i    ^shalh* anderen Namen verbun- 

3: Körnig • Slnd wir d°ch sicherlich ei- 

,1 .prQfen"rnr Sind Wir tag|ich gefordert, 
linden sicherzustellen,  daß  die 
din'0risPolitiknd 2eitl°sen Grundsätze der 

6Serpolitik   Und   die   Zielvorstellungen 
K auch in die Zukunft projiziert 

und im maximal möglichen Umfang ver- 
wirklicht werden. 
Auch eine politische Partei braucht hier 
die Kontinuität ihrer eigenen Linien. Des- 
halb kann Kontinuität nie bedeuten, daß 
CDU und CSU etwa darauf verzichten, das 
zu bekämpfen, was sie 13 Jahre lang be- 
kämpft haben, oder nicht mitzumachen, 
was sie in diesen 13 Jahren verhindern 
wollten. 

Aber auch hier gilt die Fähigkeit zum 
Kompromiß.  Die Wende  —  das  ist 
schon fast ein ironisches Wort; ob 
man von der Wende oder von Konti- 
nuität und von Korrekturen spricht, ist 
eine Frage der Terminologie, sozusa- 
gen der Nomenklatura, geworden — 
darf sich nicht auf die Bereiche der 
Wirtschafts-, Finanz- und Sozialpolitik 
beschränken. Wir dürfen nicht Wirt- 
schaftspartei werden. 

Wirtschaftspartei" ist für eine christlich- 
soziale Volkspartei - und das sind wir ja 
beide   —   nur  eine   unzureichende   Um- 
schreibung, ist nur eine unzulängliche De- 
finition  unserer Verantwortung.   Deshalb 
sage ich - und ich glaube, mich hier in 
bekannten Gleisen zu bewegen, ich glau- 
be sogar, das, wenn nicht verbal, so doch 
sachlich identisch mit Helmut Kohl sagen 
zu können -, wir brauchen, wenn wir un- 
ser Ziel erreichen wollen, auch die gei- 
stig-moralische Wende in unserer Gesell- 
schaft und in unserem Staat. 

Gerhard Stoltenberg hat mit Erfolg 
damit begonnen, die strukturellen De- 
fizite der öffentlichen Haushalte abzu- 
bauen. Sie betragen für Länder, Ge- 
meinden und Bund rund 40 Milliarden 
DM. In drei Jahren, vor der nächsten 
Bundestagswahl, müssen wir diese 
Aufgabe bewältigt haben. 

Sie ist schmerzlich, Sie haben das in den 
letzten Wochen und Tagen bei den Aus- 
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einandersetzungen über die Einsparungen 
gemerkt. Wir müssen pro Jahr 13 Milliar- 
den DM strukturelles Defizit abbauen, da- 
von der Bund etwa 7 Milliarden DM, die 
Länder zusammen etwa 4,5 Milliarden DM 
und die Gemeinden 1,5 Milliarden DM. 
Dann werden wir die öffentlichen Haushal- 
te auf das Maß gebracht haben, das die 
Leistungsfähigkeit unserer Wirtschaft un- 
ter normalen Bedingungen — auch wieder 
mit normalen Zuwachsraten — verkraften 
kann. Das ist das Erbe der liberal-soziali- 
stischen Politik. 

Man kann den Zustand eines Staatswe- 
sens sehr wohl am Zustand seines Geld- 
wesens ablesen. Die Stärkung der D-Mark 
ist ohne Zweifel erfreulich. Aber die Kon- 
solidierung der öffentlichen Finanzen, die 
Stärkung der Investitionsquote innerhalb 
der öffentlichen Finanzen müssen laufend 
und ständig fortgesetzt werden, bis die- 
ses Ziel erreicht ist. 
Das heißt auch, daß wir uns der Grenzen 
der Leistungsfähigkeit bewußt werden. 
Die neue Bundesregierung hat insofern 
auch einen guten Anfang gemacht, als sie 
endlich diesen Unfug abgestellt hat, auf 
Grund von Traumdaten oder Wunschziel- 
projektionen die Finanzplanung und die 
Leistungsfähigkeit unseres Staates vorzu- 
nehmen bzw. zu berechnen. 

Wir müssen aufhören, von Luftschlös- 
sern zu leben. Es ist sehr leicht, Luft- 
schlösser zu errichten. Aber jetzt er- 
leben wir in bitterer Weise, wie teuer 
es ist, wenn man sie wieder einreißen 
muß. Und wir sind dabei, einige Luft- 
schlösser, die die früheren Regierun- 
gen gebaut haben, wieder einreißen 
zu müssen. Jedenfalls ist das erfor- 
derlich, wenn die öffentlichen Finan- 
zen konsolidiert werden sollen. 

Das erfordert auch etwas, was uns als 
Christlich Soziale Partei sehr am Herzen 

liegen muß: Das ist die fic6pef 
Rentenfinanzierung. Ich möchte .ge- 
schätzte Aufmerksamkeit nur a ^fif 
sache lenken, daß es hier einen^ ^f 
gibt. Ich sage jetzt nur ironisch-    s^ 
der Auseinandersetzung ausn 
nicht beteiligt. Aber es gibt 

heute 
infill    uciciiiyi.    nuci    CJ   »—        f,flß\>      t 
sehr verschiedene Zielvorstelluny ß- 
die Sicherheit der Rentenversorg / 
ist ja in allen Zeitungen zu lese"" un. V^J 
man auch nicht als Streiterei aW ^ ^ 
auf der einen Seite Graf LarT1 LrenS* 
Herr Stoltenberg und auf der an ^ g« 
te Herr Blüm und Sozialpolitik6^. Ai_ 
genüberstehen, dann heißt das ^ 
hier eine neue Front mit feines 
und Contra errichtet wird. pc*1" 

Das heißt vielmehr, daß ^0$% 
tenversicherung aus dem I j(1 jß 
Hickhack   der   Finanzierung  ^ 
nächsten zwölf Monaten h

a uf«"1 

gen müssen. Wir müssen s' ^ 
solide, dauerhafte Grundlag     ß „/ 

Ich gehe sogar so weit zu sage _ ^v 
nicht jedes Gelöbnis, das man i    ^f 
gangenheit abgelegt hat, bis z ^ß 
Detail, bis zur letzten minutiöse i ^d 
keit wird einhalten können. Abe      ^ 
sen  die  Rentenversicherung       $$ 
das Lebensgefühl unserer älter  ^ 
wieder auf eine solide Grundlag    ^ ^ 

Das erfordert natürlich aljJLnii',r 
Herr Blüm ist ein mutiger w^tfiH

i
f 

ist ein Mann, der neben ^^w^J; 
die Schärfe des verbalen »   ^i* 
den Witz der Satire und m*"^'' 
ätzende Säure nicht immer   .^w 
mer Vergleiche aufzubringen        ,f 

Aber ich möchte ihn durchaus •    ^ v 
Verein für deutliche Ausspracr^ 
renmitglied aufgenommen wiss        ^ 
Wir können selbstverständlich ** $^ 
len Änderungen und Wandlunge   ^ 
ten 13 Jahre vorbeigehen und 
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l9?0 ode
aS Jahr 1983 nahtlos an das Jahr 

d'e Verär 1969 anscnlosse- Wir müssen 
Schaft 2 

nderungen in unserer Geseil- 
ter, Q

r Ker>ntnis nehmen. Denken Sie 
Ur,d Sch 

a"2en Bereich des Abtreibungs- 
s°tun a|!

dun9srechtes. Wir können nicht 
rtic^ehr.   onnten wir einfach zu dem 

^C   hat- tau 
Wirken 

zu- 
Was damals war. Wer mir das 

seht sich ganz gewaltig, 

7 y*Zr Völli9 Wsch^in 
rWe|t      

aucn n'cht die Vertrag« 
?n sind SCnaffen- die geschlossen vt 

auch nicht die Verträge aus 

so schlampig sie ausgehan- 
Urid -       licn sie formuliert worden Sun°d

,ied 

i'e s'nd p° doPPe'deutig auslegungsfähig 

•   Uar I97^fta SUnt servanda habe ich im 

[n ^nern   ausdrucklicn gesagt, damals 
.\ Willy R

Beitra9 zur Regierungserklä- 
Kan?|I    andts anläßlich seiner zwei- 

rt6n Bereih°haft- Nur müssen in dem er" 
%ren Jv1' den ich genannt habe, Kor- 

Alt ^'aen. 
Wir es "

sthch-soziale Partei können 
Unserenht 2ulassen und können wir 
daß 2. B KOpf dafür nicht mnha,ten- 
'nc*ikati ^'"l>raucn der sozialen 
Werc|e 

0n Uneln9eschränkt betrieben 

h brai«ch n"   lch   sa9e:   der   Miß_ 

^'t ich : 

^iß, daßJedem Zweifel entzogen bin: Ich 

v^keh"13" nicht zu dem alten § 218 

h°n Sntwi? kann' Hier hat eine Reihe 
*r nicnt       

ngen eingesetzt,  über die 

ak °hr«stli 2K reden ist Aber wir müssen 

?*te||en '^"Soziale Partei den Mißbrauch 

d**U 9ehö t r SiCh durchgefressen hat. 

s
6r Schvve aUCn die Fra9e- ob man es 

vChaft ZiiJi straPaz'erten Solidargemein- 
2JSe^en kann ~ Jetzt abgesehen 
r, hlchteh 9en fur ärmere Bevölkerungs- 
9r,ffe Z ~~> die H 6 der -' 

d'e Kosten für solche Ein- 
emeinschaft  der  Bei- 

Vh^r aufzunalsen. 
e'nf9ch S

a|^ eine Frage, bei der man nicht 
s   unverändert   lassen   kann, 

was in den 13 Jahren geschaffen worden 
ist. 

Ich will damit keinen Stein des Strei- 
tes in das Wasser werfen. Aber die 
Probleme sind ja da. Oder nehmen 
Sie  etwas  anderes:   Meine  Freunde 
und ich — ich glaube, Sie denken ge- 
nauso — erwarten auch, daß Korrek- 
turen   am    Ehescheidungsfolgerecht 
erfolgen. Es gibt kein Zurück zu dem 
alten Scheidungsgesetz. Es gibt kein 
Zurück  zu  dem  Schuldprinzip.  Daß 
aber derjenige, der die Schuld an der 
Zerrüttung hat, den anderen Partner 
bis zum Lebensende materiell, finan- 
ziell, existentiell ruinieren kann, daß 
der Gesetzgeber jetzt schon durch 
die Rechtsprechung korrigiert werden 
muß, ist kein Ruhmesblatt der letzten 
Regierung, der damaligen Mehrheit. 

Da   erwarten  wir  vom   Koalitionspartner 
Verständnis für maßvolle Korrekturen, die 
bei  niemandem das  Gefühl  hervorrufen 
sollen, daß er sein Gesicht zu verlieren ha- 
be, weil man einen Prinzipienstreit austra- 
ge! Aber es gibt ewige, eherne, eiserne 
Grundsätze christlich-sozialer Politik, die 
wir auch in der Freude über die neu errun- 
gene Konstellation nicht in die Asserva- 
tenkammer stellen dürfen. 

Das ist meine Bitte. 
Gerade das veranlaßt uns auch, dann und 
wann eine Bestandsaufnahme vorzuneh- 
men, auf welchen Gebieten was, wie, 
wann, in welchem Umfange anders wer- 
den muß. Ob man dann von Wende oder 
Korrekturen spricht, ist, wie schon er- 
wähnt, eine Frage der Nomenklatur, der 
Terminologie. 

Hinsichtlich eines anderen Gebietes 
kann ich — als Ministerpräsident 
nicht ohne eigene Erfahrungen in den 
letzten vier Jahren — nur beschwö- 
rend warnen, die Dinge zu lassen, wie 
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sie sind. Das ist der Bereich der inne- 
ren Sicherheit. Wir haben im Bundes- 
tag versucht — ich viele Male, dann 
auch  im  Bundesrat —, Änderungen 
durchzusetzen.   Das  war gegen  die 
damalige   Bundestagsmehrheit  nicht 
möglich. Heute muß es möglich sein, 
den   polizeilichen   und   gerichtlichen 
Erkenntnissen insoweit Rechnung zu 
tragen, daß die Polizei nicht vor einer 
hoffnungslosen Aufgabe steht. 

Dafür haben wir doch 13 Jahre lang mit al- 
lem Nachdruck gekämpft. 
Ich glaubte, hier einen Hoffnungsschim- 
mer zu sehen im Zusammenhang mit der 
Änderung des Tatbestandes des Landfrie- 
densbruches. Der vorliegende Gesetzent- 
wurf trägt nicht dem voll Rechnung, was 
wir bei den Koalitionsvereinbarungen be- 
sprochen haben. Ich bin nicht sehr ent- 
zückt davon — obwohl Bayern im Fair der 
Nachrüstung kein Stationierungsland wird 
—, daß man hier in diesem Jahre wahr- 
scheinlich nicht mehr — wie ich den Äu- 
ßerungen des Kollegen Stark entnommen 
habe    —,   sondern   günstigstenfalls   im 
nächsten Jahr,  zu  einer Änderung  des 
nicht ausreichenden, die Gewalttäter be- 
günstigenden und ermutigenden Rechts- 
tatbestandes kommen kann. 

Ich bin jetzt auf mehreren Auslands- 
reisen gewesen. Mir ist immer wieder 
die Frage gestellt worden: Wird der 
Bundeskanzler bei dem Nachrü- 
stungsbeschluß bleiben? Wird er in 
Moskau bei seinem Gespräch mit An- 
dropow seine Meinung ändern? Ich 
habe den Fragestellern gesagt: Sie 
kennen diesen Bundeskanzler völlig 
falsch. Ich bin absolut überzeugt da- 
von, daß die Bundesregierung mit ih- 
rer Ankündigung ernst machen wird, 
wenn nicht bis Ende des Jahres ein 
zufriedenstellendes Ergebnis der Pa- 
rität in Genf erreicht wird. 

Würde sie es nicht tun, wäre daS.g[jts^ 
hängnisvoller Schlag gegen die $ 
amerikanische Freundschaft, ^o* 
den inneren Zusammenhalt der ^t 
lösen, würde das einen Froze» ^ 
tralisierung einleiten, würde d

nine'' 
strategischen Sieg der Sowjet^ ^ 
nem Ausmaß bedeuten, das erS.(jfl\\f 
Kinder begreifen würden. Aber ^' 
sonst kämpft deshalb eine 9aoZ60p' 
Luther hätte gesagt: eine Welt vo ßeg- 
fei; das darf ich nicht sagen -* ^" 
nern auf der Oberfläche und in^rir 
grund gegen den Vollzug dieses 
stungsbeschlusses. ,4 

Wir müssen die BundesrepJJj^r ^ 
nur zu einem verläßlichen       .jf' 

•Kid ^4* der Nato machen — das 9"'.efn 
und als solchen erhalten, s° .gpu 
müssen auch in der Bund«* $ 
die friedenssichernde p" ^e 0f 

Staates ernst nehmen un'd jn(1fjH* 
gane, die dafür ihren Kop' peCh15 

müssen, mit ausreichende 
grundlagen versehen. ,^ 

In dem Zusammenhang darf 'c    .ggt: P 
sagen, das mir sehr am Herzen   ^i 
taucht jetzt neuerdings __ siepe 

Grass,  siehe  Sozialdemokrat^ 
po 

ker, die ich nicht zu nennen bra 
sie sonst nicht so bedeutend - -   ,gS 

sind 

einmal der Begriff des Widersta^   s [? 
Ich habe einen großen Teil rTie

rKSvö|l
r 

bens,     entscheidende, 

riV 

schmerzliche, bittere, lehrreiche -^pr 
einer Zeit verbracht — immerhin ^F 
denkender Mensch im Alter von * 
Jahren —, in einem System, 9 ^ 
der Widerstand moralisch Qere

]oee^' 
unter Umständen geboten und 
Bürgerpflicht war. u6 & 
Der Widerstand gegen terrorist*0^ 
waltsysteme, die mit Konzentrati ^ 
und Geheimpolizei versuchen, 
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s,en Rec? machen und sie ihrer primitiv- 
Aber    

6 2U berauben, ist legitim. 

*ervatiu Und hier bin ich weder kon" 
derstand

n0Ch reaktionär — zum Wi" 
9ewäh|t ^e^en Entscheidungen legal 
Schejd 

er Mehrheiten, gegen Ent- 

9ekomn?9en dem°kratisch zustande 
*en, a|s 

ener Entscheidungsinstan- 
tecnnis h2Um Widerstand gegen alle 
dürcho«r-en GroßPr°Jekte, die legal 
Men <J n werden, gegen Maßnah- 
me!) u f Landesverteidigung, die 
V°n ein

eSte^ Wlssen und Gewissen 
^haitiinf friedljebenden und um die 
^egier ^ des Friedens kämpfenden 
N War"9 ?etroffen werden, aufzuru- 
den Und

e Sür»de an dem inneren Frle- 
seres ft4?.der Funktionsfähigkeit un- 

staats- und Gemeinschaftswe- 
Jns 

r^ti0n^
an schon Sabotage und Ob- 

rr^t hattr9eW0rfen' wenn wir es einmal 
eHeit   

Iten- von unserer Bundesrats- 
val|9en  g®9en Entscheidungen der da- 
ih-i^chpn    destagsmehrheit   Gebrauch 

"clern      Um ho~*:  * """•• 
% 

Um bestimmte Gesetze abzu- 

ia von man- 

•« in Kraft6ntSChärfen oder überhauP* 
Uf an*..treten zu lassen. Aber der 

Widerstand, der 

Ctisch^n 

r6r     ^ialri"^'8 

? 
n nriit A   aerriokratischen  Trittbrettfah- 

dllrikern b9Urenläcneln oder mit Augen- 
ar^°krati.J9'eitet wird- ist Boykott am 

fid 
erer ß~" Staat. Das ist Sabotage 

nerh 
San 

Gem emschaft. 
Wir haben in- |eiaib

U^ unsere Bitte. 
knS der o«iues Reiches, in dem Fall 
>ten.£

U ' lln'"ien Es   •"' Bavern' getan, was wir 
s»e9er a|s 24     kein Haus in BaVem. das 

nS 9enün   Stunden besetzt war. Mei- 
ÖieE 

Sechs Stunden. 

*SenhhUK9en bel den letzten Räu" 
Effekt     n elnen sehr abküh,en- 

9Uch Uns!    ervorger"fen. Wir haben 
re technischen Großprojek- 

te wie Wiederaufarbeitungsanlage, im 
übrigen nicht zuletzt auf Bitten der 
damaligen Bundesregierung eingelei- 
tet,  von  der  heutigen  Bundesregie- 
rung   getragen,   oder   Großflughafen 
München II in Angriff genommen. Die 
Bürger mögen alle Rechte ausschöp- 
fen, aber wenn einmal die Mittel des 
Rechtsstaates    ausgeschöpft    sind, 
dann muß die Entscheidung durchge- 
führt werden, so, wie die Rechtslage 
es gestattet. 

Die Bundesregierng hat eine große Chan- 
ce, weil sie erste hoffnungsvolle Anzei- 
chen auf diesem Wege durch ihre Ent- 
scheidungen gegeben hat. Die Bundesre- 
pubik muß regierbar bleiben,  unser Sy- 
stem muß regierungsfähig sein. 
Ich habe vor der Wahl manche Gespräche 
im Ausland geführt, über die ich damals 
nicht   reden   konnte,   weil    meine   Ge- 
sprächspartner   natürlich   nicht   in   den 
Wahlkampf hineingezogen werden wollten 
— ich nenne auch jetzt keine Namen —, 
in denen mir, nicht von Gesinnungsgän- 
gern der CDU/CSU, von Andersdenken- 
den, gesagt wurde: Das Schlimmste, was 
wir befürchten, ist die Unberechenbarkeit 
des politischen Kurses der Bundesrepu- 
blik in der Zukunft. Und um herauszufin- 
den, was gemeint war, brauchte man nicht 
einen Computer zu befragen, gemeint war 
eine Koalition zwischen den nach links ab- 
gerutschten   und   immer   weiter   in   das 
Linksaußen  driftenden  Sozialdemokraten 
mit    ihren    alternativen    Trittbrettfahrern 
oder alternativen Kommandogebern. 

Die  Sozialdemokraten   —   und   das 
macht mir Sorge; manche mögen sa- 
gen, das sei Heuchelei; nein, das ist 
keine Heuchelei — sind eine alte, gro- 
ße,   traditionsreiche   demokratische 
Partei.   Sie   haben   den   Sprung   zur 
Volkspartei   versucht,   ihn   nicht  ge- 
schafft, und jetzt sitzen sie zwischen 
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beiden Stühlen: Sie sind keine Volks- 
partei geworden und keine Arbeiter- 
partei mehr geblieben. 

Sie sind eine Partei, die sich im Wider- 
spruch zur Vernunft bewegt, im Wider- 
spruch zur Wirklichkeit, zur wirtschaftli- 
chen und finanziellen Realität. Und gerade 
deshalb sind wir Demokraten der Mei- 
nung, daß uns das Schicksal dieser Partei 
nicht kaltlassen kann. Niemand spricht da- 
von, daß die Sozialdemokratische Partei 
etwa aus dem politischen Leben eliminiert 
werden solle. Wir haben in unseren Oppo- 
sitionsjahren nicht einen Bruchteil von 
dem bewerkstelligt, was die selber an sich 
bewerkstelligt haben. 
Ich möchte hier nicht in Einzelheiten ge- 
hen. Aber sie haben sich in ein Abseits 
manövriert, in dem sie keine Partner mehr 
haben, um eine regierungsfähige Mehrheit 
zustande zu bringen. Ich kann nur sagen: 
Sie sind selbst Schuld daran. Wir müssen 
natürlich darum ringen — und wir werden 
von Bayern aus auch alles tun, um unsere 
hessischen Freunde zu unterstützen —, 
daß auch in Hessen und in dem großen 
wirtschaftlichen Herzland der Bundesre- 
publik Deutschland, das allerdings heute 
einige Defekte aufweist, einige Schrittma- 
cher braucht — ich meine damit Nord- 
rhein-Westfalen, das Land an Rhein und 
Ruhr, wo man den Strukturwandel nicht 
begriffen hat, wo man nicht begriffen hat, 
daß heute Kohle und Stahl nicht mehr die 
erste Rolle spielen können, daß in diesem 
Jahrzehnt vielmehr der Mikroelektronik, 
den Kunststoffen, der Keramik die Zukunft 
gehört, die in immer größerem Maße Eisen 
und Stahl ersetzen werden. 

Ich wundere mich manchmal, warum 
sich Politiker einfach weigern, wis- 
senschaftlichen Rat zur Kenntnis zu 
nehmen, wissenschaftlich-technische 
Zeitschriften zu lesen und sich bloß in 
dem Kuckucksgehäuse, in dem Hiero- 

nymushaus ihrer selbst gesp . 
Vorstellungen im Kreise *>•*•» Jn 
brauchen eine nach vorne 9 .fl( 

Industriepolitik, in der Luftfehr^e 

müs Raumfahrt, in anderen 
technischen Bereichen; wir 
diese Umstrukturierung, die "V Md«"' 
Bundesländern gelungen ode.^ 
falls auf dem Wege des Erf0?sch°n 

in Nordrhein-Westfalen jedocn ^ 
am Anfang steckengeblieb«n ' refl 
werkstelligen; dazu kann ic" ^ 
Freunden Worms und Bjf ^0' 
nicht nur von Herzen GliJ?e «cH** 
sehen, sondern ihnen auch o ^ $ 
massive Unterstützung ^er.. ghf*" 
Aussicht stellen —, damit die ^ 
in Nordrhein-Westfalen wiede 

schlagen. n\e0^5 

Man sagt zwar, Investitionen kön ^ 
Problem nicht lösen; das stimmt, ^ ^ 
ist eine zu einfache Aussage. eStiti°' 
chen nicht nur Rationalisierungsi'1 ^ir 
nen, die Arbeitsplätze vernich v^, 
brauchen auch Erweiterungsinves^^^. 
die wieder neue Arbeitsplätze        e«ä- 

derT1 V Ich möchte mich hier nicht zu yVoCi 
ren Problem der Verkürzung der^*J iflü8' 
oder Lebensarbeitszeit äußern, w ^ 
sen uns auch darüber im klaren s ^r 
Mehrbelastung unserer Wirtscr* Aüt<r 
das hinaus, was jetzt schon in cje^ 
matik des Sytems steckt - denke ^ 
die Mehrbelastungen seit dem • /< 
1983 auf Grund früherer Besch\jjcK^ng 

ist Gift für die wirtschaftliche Ent*^ ^ 
die wir unter dem Signum der neui ^ 
tion und des Bundeskanzlers Hei 
erreichen wollen. u $ 

Aber es muß uns hier — ufld #ß 
dankbar, daß man offene Ohr eyi 

andere ~* hatte;  ich  bin  alles *"""" heSti 
Gegner der Großwirtschaft; o    ^ 
te technische Projekte könnLjts9e 

durch    mittelständische    Ar 
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die > chaften bewältigt werden — um 
ständ

e ntausende kleiner und mittel- 
der iylSCher Unternehmer gehen, die 
die und die Sprungfedern für 
bettJastizltat   unseres  Wirtschafts- 

üeCb    ind- 
Nere 

rnuß Jede Entscheidung im be- 
VJ d 

Unter dem Gesichtspunkt des 
derSinn| 

er Burokratisierung, des Abbaus 
%t du ®n- staatlich verordneten Mehr- 
ertra9sun°K Statistiken- des Abbaus der 
9(insti0llt,   

han9'gen Steuer und der Be- 

der ^ittef6 Wanlerschicht betroffen. In 

der   Investitionen   gesehen 
r ist ja gerade im besonderen 

^hr a)s
e'standischen   Wirtschaft   steckt 

?,e|$tärv!e Hälfte aller Arbeitsplätze. Die larid 
h* Ei» 
Gr, 

*Scne Wirtschaft hat eine grö- 
sie entläßt später als die 

und sie stellt später wieder S?triebe' 
Sfire beJ6 Großt)etriebe. Darum muß un- 

6n Mit»      e Sorge auch dem gewerb- 
elstand gelten. 

ie    Mittelstand   wie    der 

D6r 'M|* 

?eristarid
and müssen für uns Objekt, Ge- 

6|t sein        2iel ur»serer politischen Ar- 

!Ph habe h AuSsa     neu*e gesagt — damals die 
*Unts^e Vom Januar 1973 —: Pacta 
"tau jn rvanda- Niemand verlangt, daß 
ständ   der Deutschlandpolitik zu Zu- 
^ nicht 2urückkehrt, wie sie einmal 
star,d     durch unsere Schuld — be- 
^a» öek     en- Niemand kann von mir 
Qeben   enntnis verlangen, daß sich 
Jahren "

nd Nehmen in den letzten 13 
^ältnj. . n e'nem ausgewogenen Ver- 
,ch   

s Kunden haben. 

gtd das^ mlCh  se,ber verleugnen, 
h0ch nj     

abe «eh in meinem Leben 
^ ^hd Setan" Außerdem, meine Da- 
[erharid| 

Herren: wenn ich an den Un- 
'y Bra^^' den Chefunterhändler Wil- 

ts> Herrn Egon Bahr, denke, 

dann muß ich schon sagen, daß wir 
Deutsche schon Zauberkünstler und 
Tausendsassas sind. Andere verhan- 
deln mühsam Monate, Jahre, um be- 
stimmte  Streitfragen  zu  klären  und 
um dann zum Schluß einen Kompro- 
miß zu schließen. Der Zauberlehrling 
kommt nach Moskau, verhandelt ohne 
deutschen Dolmetscher ein paar Wo- 
chen, Hokuspokus, Roma locuta cau- 
sa finita, und dann standen die Verträ- 
ge da. 

Was zwischen Deutschland und Rußland 
—   ich  sage jetzt  bewußt:  Deutschland 
und Rußland —, zwischen dem deutschen 
Volk und dem russischen Volk an histori- 
schen Fehlentwicklungen, an Fehlern auf 
beiden Seiten besteht, ist beträchtlich. Ich 
habe mir erlaubt, im Gespräch mit Herrn 
Breschnew, als er auf die — nach seiner 
Meinung — Gefährlichkeit unserer Politik 
hinwies, zu sagen, er sei der Amtsnachfol- 
ger von Stalin und ich der Sohn meines 
Vaters; das sei ein großer Unterschied. 

Denn ich hätte den Zweiten Weltkrieg 
sechs   Jahre    erwartet,    befürchtet, 
aber als Mensch gehofft, er komme 
nicht. Die Hoffnung war am 24. August 
1939 zu Ende, als der Hitler-Stalin- 
Pakt von Ribbentrop und Molotow un- 
terschrieben wurde. Auch das ist ge- 
schichtliche Wahrheit. 

Das, was sich hier an Gebirge aufgehäuft 
hat, kann nicht in wenigen Wochen abge- 
tragen werden. Aus meinen Äußerungen 
spricht nicht die geringste russenfeindli- 
che Antisentimentalität, spricht nicht ein 
haßerfüllter Antikommunismus oder eine 
radikale Gesinnung,  die einen  nur wut- 
schnaubend mit einem Messer zwischen 
den Zähnen an Kommunisten denken läßt. 
Das  sind  die  Klischeevorstellungen  der 
östlichen Propaganda, die von ihren west- 
lichen Idioten und Mitläufern nachgeplap- 
pert werden. 
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Geben und Nehmen müssen in einem 
ausgewogenen Verhältnis stehen. Je- 
der unserer ostpolitischen Schritte 
muß der Verbesserung der menschli- 
chen Beziehungen dienen. Aber an ei- 
ner Grenze, an der Grenze, an der 
Ostpolitik zur staatsrechtlichen oder 
gewohnheitsmäßigen Zementierung 
der Teilung Deutschlands würde, 
müssen wir Widerstand leisten. 

Wir müssen an dem Gedanken der 
deutschen Einheit im Rahmen einer 
brauchbaren europäischen Architek- 
tur festhalten. Wenn wir es nicht 
schaffen — wahrscheinlich werden 
wir es nicht mehr schaffen —, dann 
müssen unsere Kinder die Fackel der 
Einheit und Freiheit wieder aufneh- 
men, notfalls ihre Kindeskinder. 

Wir dürfen nie aufgeben! 
Die Beziehungen, die meine Partei und vor 
allen Dingen auch ich in dieser Richtung 
haben, sind besser, als manche der west- 
lichen Leitartikler oder Graswachsen-Hö- 
rer vermuten. Ich habe ein hartes und dra- 
stisches Wort zu einem tragischen Vor- 
gang gebraucht, über dessen medizini- 
schen Ablauf ich mir ziemlich im klaren 
bin. Dieses Wort war natürlich stärker als 
der wirkliche Tatbestand; das wußte ich 
auch. Aber wenn man mit dem Volke 
spricht, dann muß man volksmäßig und 
nicht in Paragraphen reden. Meine Damen 
und Herren, ich kann heute eines feststel- 
len — es haben ja Gespräche stattgefun- 
den —: Ich war damals sehr verärgert 
oder bestürzt darüber, daß Graf Lambs- 
dorff mir in den Rücken gefallen ist. Die 
DDR braucht doch ihn nicht als Anwalt. 
Die können mir doch selber sagen, was ih- 
nen nicht paßt, und ich sage ihnen auch, 
was mir nicht paßt und was uns nicht paßt. 

Dazu, daß meine harte Kritik an den 
Verhaltensweisen   der   DDR-Organe 

damals ausgerechnet von d' ^ß 
te gerügt worden ist, habe i ^ 
Anlaß geboten. Ich kann ao |Cn 
treuliches Ergebnis fests*«^ efSp* 
habe die Meinung vertreten ^ / 
ren Sie mir zu sagen, wann. ^ 
wie —, daß man die Bürg»' ^ 
desrepublik Deutschlands '"L^r*1 

Teil Deutschlands nicht als * ^ 
nes Feindstaates ansehen un ^ 
dein darf, daß sich staatl£hen pe 
zugsorgane nach den 91«' sChlic 

geln der Höflichkeit, der M« ^jj 
keit und der Freundlich!««' ,/ 
über den Bürgern der Bunde / 
verhalten sollen. Meine Pf' A^' 
Herren, dies ist an die ^""g^d' 
se gekommen. Ich kann auf ^if 
Meldungen der bayerischen ^ 
lizei feststellen, daß das K""\denjj 
nigen Wochen anders 9eW

inen$^ 
daß man begreift: Es hat ¥» jt d« 

Bundesrepublik, sc$ Bürger der Bunaesrep—     ?ü 

letzten Schikanen — noch i 
kanöser Bestimmungen ##00 
wollen. Wir wollen ja einC..gnen'li ( 
Nachbarschaft, aber wir kon ^ 
vom Normalfall sprechen, ßf^ 
z.B. an der innerdeutschen 

geschossen wird. . n tf\ 
Wir können nicht sagen, das s        $ 
gelte  Beziehungen.   Der N°rm

deütscflt' 
erst dann eintreten, wenn die       p^ 
und alle europäischen Völker       ^ 
der   nationalen   Selbstbestimm 
brauch machen können. .$ 

Lassen Sie mich in diese^,em* "J 
menhang noch ein ,etzte* egt, 9e\ 
sprechen, das uns sehr bewpi 
de auch wegen der offen«' ^d" 
kussion, in der sich ja viel«» ^ 
und natürlich Autoritäten ° 
gemacht haben. 

Ich meine die Friedenspolitik Wir 0 f 
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seit dem Ende des 

t<5rN f mit Be,riedigung, Erleich- 
8c|,e"i GS*' daß es in der euroPäi" 
^itraurh6SChichte noch nle einen 
lr> dem? Von 38 Jahren gegeben hat, 
%i s *ein einziger Schuß mehr auf 
lst. Das h

achtfe,d ab9efeuert worden 
Schicht* 6S ln der europäischen 
^ügt d *e n'e gegebenrlch bin über- 

at* n\lh der Krie9 in Eur°Pa keinen 
K6r Polit-r hat; der Krje9 a,s Mittel 

1 'n Eu Auseinandersetzung 
bin i        Pa keir«en Platz mehr. 

Kei 
J6renOstTräUmer: Es wird Kriege im 

tJ ^ Fern       'n A^rika'in Lateinamerika 
ktS^J.2 °Sten 9eben: in be9renz- 
%r    hkeite     Und  mit  den  9e9ebenen 

at  
6in at Z1- ln Europa könnte ein Krieg 

Care Krip arer Krie9 sein- und dieser 

de^öchte • W'rd nicht stattfinden- Des- 
V^d d 'Ch e'ne Aussa9e- die icn vor 

Clrri Domer Baverischen Gebirgsschüt- 
^a K hofunV°n Müncnen. nachdem der 

1 habp Redefreiheit erteilt hat, ge- 
Nicht    'Wlederholen: 

H^h,    '•  Atombombe  ist  unmora- 
1 Mft,2    m dje Waffe in der Hand 

de.rs is 

und die Hintermänner, 
«toi 

e der r-S 'St unmora,'scn- Die Pi- 
- den p     er und dle Hintermänner, 

Norgij aPst ermorden wollten, sind 
?Svyehr      ' 

nlcht aber unsere Bun- 
den». '   ni°ht   unsere    amerikani- 

Agch ^ 
rbundeten. 

v6r d«s M6r 2elt' in der d,e Amerika- 
!?* 194cT?n°Pol der A-Waffe hatten, 
q,e   W-       D|S 1949    Hakan Hio Cnufiot« 

H 
Verträ" l949' haben die Sow'ets 

ÖerliHf 9ebrocr,en,  sie haben 
k**aZb!0ckade    verhängt.    Die 
hi   waffent       ?n von .ihrer damaH" ni6 ^als 

fe"tech nischen Überlegenheit ft '«IIS   f*      L "*»*»"OI    SßUtS 
lb»tvB       auch gemacht. 

he^UnQ
rStand,ich  nicht  in  der An- 

>9. Köin.'Cht elnmal in der Andro- 
Sowjet       Sie sjch vorstellen, wie 

Is> wenn sie ein halbes Jahr- 

zehnt     die     Alleinverfügungsgewalt 
über A-Waffen gehabt hätten, diese 
Waffe politisch eingesetzt hätten, um 
ihren politischen Willen durchzuset- 
zen?   Darum   ist   die   Formel   vom 
Gleichgewicht  der  Kräfte  einerseits 
eine    banale    Selbstverständlichkeit 
und    andererseits    eine    Selbsttäu- 
schung.   Der  Westen   könnte  militä- 
risch gar nicht so überlegen sein — 
er ist es sowieso nicht; er ist unterle- 
gen —, daß ein westlicher Politiker in 
einem demokratischen Staat, in einer 
demokratischen Allianz jemals auf die 
Idee käme, die eigene waffenmäßige 
Überlegenheit   in   politische   Münze 
umwandeln zu wollen. 

Darum ist es nicht so, daß die Sowjets das 
Gleichgewicht uns gegenüber und wir das 
Gleichgewicht ihnen gegenüber brauchen. 
Wir brauchen eine ausreichende morali- 
sche,      materielle     Verteidigungsbereit- 
schaft, um den Gedanken an Gewaltan- 
wendung oder Drohung der Gewaltanwen- 
dung in Europa unmöglich zu machen. 
Das ist der Sinn unseres Bündnisses. 

Ich möchte mit dieser Rede ebenso 
wie mit meinen unzähligen anderen 
Stellungnahmen dazu beitragen, daß 
unsere Verteidigungspolitik nicht all- 
mählich mit einem Geruch des Unmo- 
ralischen behaftet wird. 

Freund Biedenkopf hat die Frage gestellt, 
wie lange Politik der Abschreckung not- 
wendig ist. Sie könne doch nicht von Dau- 
er sein. Diese Frage stellt sich mit Recht. 
Auch kirchliche Stellen — die amerikani- 
schen Bischöfe, die deutschen Bischöfe 
— haben, wenn auch in unterschiedlichen 
Formulierungen — die einen mehr dahin 
gehend, die anderen mehr dorthin gehend 
—, die Frage gestellt: Die Politik der Ab- 
schreckung kann doch nicht unbegrenzte 
Zeit andauern? — Meine Damen und Her- 
ren, ich pflege mit dem Herzen zu reden, 
aber mit dem Kopf zu denken. Man muß 
hier analytisch denken. 
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Was sind die Alternativen bei der gegebe- 
nen heutigen Weltlage? Eine Alternative 
wäre einseitige Abrüstung. Wer glaubt, 
daß diese mit einer honorigen Geste auf 
der anderen Seite beantwortet würde, lebt 
in einer Traumwelt. 

Einseitige    Abrüstung    würde    zum 
Bruch  des  Bündnisses,  zur Zerstö- 
rung    des    deutsch-amerikanischen 
Freundschaftsverhältnisses   und   zur 
Selbstneutralisierung   der   Europäer 
führen. Ich gehe nicht so weit, zu sa- 
gen, daß morgen die Rote Armee ein- 
marschieren würde. Die drüben wüß- 
ten dann ja gar nicht mehr, mit wem 
sie noch Handel treiben sollten, wenn 
sie die andere Welt unterwerfen wür- 
den. Sie wüßten gar nicht mehr, wo- 
her sie ihr Getreide beziehen sollten. 

Das würde aber sicherlich dazu führen, 
daß Europa dem politischen Willen der So- 
wjetunion hörig sein müßte, daß Europa 
sich in eine Abhängigkeit begeben würde, 
die sich auch für den einzelnen Bürger 
auswirkt. 
Wer will diese Alternative? Kein vernünfti- 
ger, verantwortungsbewußter Politiker, 
der Verantwortungspazifist ist, kann diese 
Alternative bevorzugen, kann diese Alter- 
native wünschen. 
Zweitens: Präventivkrieg? Ausgeschlos- 
sen! Nur eine Kombination von Narr und 
Verbrecher könnte daran denken, militäri- 
sche Gewalt in Europa zur Lösung politi- 
scher Probleme anwenden zu wollen. Das 
wäre das Ende des nördlichen Kulturkrei- 
ses der Menschheit: Europa, Rußland, Ja- 
pan und Nordamerika — USA und Kana- 
da. 

Welche Alternativen haben wir dann 
noch dazu, bei dieser Politik der Ab- 
schreckung zu bleiben, zwar natürlich 
immer etwas im Rückstand gegen- 
über der anderen Seite zu sein, aber 
nicht so im Rückstand zu sein — sie- 
he SS 20 gegenüber Europa —, daß 
das  Bündnis  innerlich  belastet,  mit 

das h»' 
zusätzlichen   Spannungen 
wird und zum Schluß bricht- 
Die sowjetische Strategie ~ chSpr 
be ich auch meinem GeSP .^ft 9*' 
ner Gromyko in aller Freunds      ^ 
sagt, ebenso dem sowjetis^     „, S> 
schafter — war doch ganz e' ^ri^ 
wurde psychologische Krie|je ^ 
uns gegenüber betrieben. *ög|jc^ 
von linker Seite von allen m |teri# 
Gruppen   unterstützt:  von        ^ 
ven,  von   Grünen,   von  lt0 sC\\\e^' 
sten, von Kommunisten in ve  |fl) ein 
nen Gruppierungen sowie*0' f. 
zelnen sieht die Strategie so       ^ 

Erstens. Man erzeuge Kriegsfuß dj 
Kriegsangst in Europa. Man ve     je \c 
Menschen in eine Art KriegshJP   flr|# 
kann hier nur etwas ironisch *     h d« 
Seit dem 21. Oktober 1969 ist "DJ- 
Friede jeden Tag sicherer gew°   ^ 
mals wurde Willy Brandt Kanzle •    che_ 
hat  am   Ende  der  liberal-sozjjj     h# 
Koalition   überhaupt   dieses   ^^ » 
von   Kriegsfurcht   begonnen,      jßf] is 
Friede jeden Tag sicherer 9eW

Ge0rg K 
Am letzten Regierungstag Kurt       ^ ^ 
singers war er so sicher, daß A' 
Abrahams   Schoß   gelebt   hap   • 
stimmt da doch irgend etwas nie      uflc 
Zweitens will  man  den  Deutsc  ^ $ 
den Europäern - die Deutschen  ^ 
Angelpunkt - klarmachen: Dl® ernÄ 
furcht ist sehr ernst; ihr werdet      ^ 
werden. — Chruschtschow hal    wiee 

gesagt: Deutschland wird brenn
SchU|CJ'e; 

ne Fackel an zwei Enden usW-     er_ V 
die Rüstungspolitik der Amer Krjegst r 
amerikanische Präsident ist als     *gü{ 
ber, als Kriegshetzer eine Neg*    _ 
der kommunistischen  Propa9a 

8* 

ist die zweite Phase W & 
In der dritten Phase, bei der     ^ 

Trerif 
wendung heißt es dann: •' g'anfl(L 
doch von den Amerikanern-       ptf 
es   keine   Kriegsgefahr  mfjcherh 

lebt ihr in Ruhe und m - 
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Prietj      * lhr im Wohlstand und in 
Sche6|c   "~~ Das lst die Psycno,°9'- 
WieG,  ie9sführung, die durchsichtig 
thodft     ,ür iemanden ist' der die Me" 
bejtet

n ^ennt, mit denen man dort ar- 

D'6S0 •' 
Jchen ^

jets sind Meister der psychologi- 
es^ le9sführung, so falsch sie den 
N'ichpo auch einschätzen. Wir auf 
'6n aUf ISeite sind nichfeinmal Dilettan- 

ie9sfuruSern Gebiet. Man hat hier eine 
aber 

furcht 
auch ' erzeu9t,  die  durch  nichts, 

n 9ar nichts gerechtfertigt ist. 

h6r AbsohWann ist das Ende der Politik 
ütenie       kun9 gekommen? Das kann 

9en. Das'?
and mit einem Jahresdatum sa- 

Üf1s 'i^Qp H nn neute niemand als eine vor 
?ber dir?6 Realitat benennen. Man kann 

stand    mstande  nennen.  Als ersten 
? endlioh enne icn: wenn die Sowjetuni- 
«Vstem p   be9reift, daß das marxistische 
^'Qkeit g   an wirtschaftlicher Leistungsfä- 

^r9er nind an innerer Anteilnahme der 
hlrtschaft?- mit einem freiheitlichen markt- 

as ist Hi System aufnehmen kann. 
Öer        

e erste Voraussetzung. 

^rsschirhmus erfordert ja eine Funktio- 
erfQ^-    ht- die alles im voraus weiß. Er sch >rt 

'cht des weiteren eine Funktionärs- 
r'Chti9 ma't bestechlich  ist und  alles 

fitter 
macht. 

Spurreerfordert er das Fehlen eines 
r^mg  ^systems. Wenn es nur mehr 

ä • 9äbe e system auf der Welt 9ä" 
>6rn Aun 6S keine Vergleiche mehr. In 
r^her, nblic"k. in dem der Vergleich 
Q
ratischer

realem Sozialismus und demo- 
r   °9en    marktwirtschaftlicher Ordnung ren 

bin Jrd den"!?  uberzeugt:  Der Marxismus 
s    M de     mpf der  Geister,  wird  den 

e|ber a 
r Systeme verlieren, wenn wir 

.N, wen der  Richtigkeit  unserer  Ord- 
LeüchtirWlr Selber an der überzeugen- 

tkraft unseres freiheitlichen Sy- 

stems festhalten und diese Überzeu- 
gungskraft nach drüben tragen. 
Diese Schlußsätze klingen wie eine Uto- 
pie. Alle großen Ziele der Menschheit ha- 
ben als Utopie begonnen, wenn sie als 
Realität enden sollten. Die Sowjetunion 
muß zu den normalen Verhaltensweisen 
des Völkerrechtes zurückkehren. Sie muß 
ihren Bürgern die normalen Mindestmaße 
an Menschenwürde, Bürgerrecht und 
Freiheit gewähren. Sie muß ihren Verbün- 
deten das Recht der nationalen Selbstbe- 
stimmung gewähren. 

Kein Mensch denkt daran, die Sowjet- 
union anzugreifen. Wissen Sie, was 
geschehen würde, wenn die Sowjets 
endlich begreifen würden, was sie mit 
einem solchen Schritt erreichen wür- 
den? Unsere großen Armeen würden 
aufgelöst werden. Wir brauchten sie 
dann nicht mehr. Wir könnten Kano- 
nen,   Geschütze,   Flugzeuge,   Panzer 
zum alten Eisen werfen. Wir könnten 
die   Atomwaffen   verschrotten.    Wir 
könnten die riesigen Rüstungshaus- 
halte abbauen — bis zum Minimum ei- 
ner Grenzsicherungstruppe. Das wäre 
der Völkerfrühling in Europa. Ist denn 
das ausgeschlossen? 

Ich bin in der Zeit zwischen den beiden 
Weltkriegen aufgewachsen. Wir sind unter 
dem Motto erzogen worden:  Frankreich 
ist unser Feind; Gott strafe England, wie 
es damals hieß. Die Vorstellung, daß wir 
mit Frankreich in inniger Gemeinschaft le- 
ben könnten, erschien damals geradezu 
absurd.   Es   hieß:   Siegreich   wollen   wir 
Frankreich schlagen, sterben als ein tap- 
ferer Held. Es gab antifranzösische Hetze 
in Deutschland und antideutsche Agitation 
in  Frankreich.  Heute  sind  wir  Freunde, 
heute sind wir Verbündete zwischen den 
demokratischen   Völkern   Europas.   Nur 
mehr ein Narr würde von der Möglichkeit 
einer   militärischen   Auseinandersetzung 
reden, und dieser müßte noch kriminelle 
Instinkte haben. 
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Er käme in ein Irrenhaus und nicht ins Ge- 
fängnis. 

Das, was wir nach einer leidvollen, 
blutigen    Geschichte    mit    unseren 
Nachbarn in Skandinavien, im Westen 
— Frankreich und England —, im Sü- 
den — Italien — usw. erreicht haben, 
muß   auch   mit   unseren   östlichen 
Nachbarn erreichbar sein: daß Druck 
und Drohung, militärische Aufrüstung 
und Spannung endlich aus der Welt 
verschwinden. Dieses ist die einzige 
Antwort, die ich geben kann. Wenn 
das eingeleitet wird, können wir be- 
ginnen, unser Verteidigungspotential 
abzubauen. 

Ich habe in meinen Ausführungen, für de- 
ren Länge ich um Verständnis bitte, ver- 
sucht,   die   politischen   Grundsätze,   die 
mich bewegen und die wahrscheinlich ja 
wohl auch unser aller Gemeingut sind, so 
deutlich wie möglich auszudrücken. 
Wenn wir gemeinsam in einer Front ste- 
hen, so nimmt davon kaum jemand Notiz. 
Wenn man aber glaubt, einmal ein Wort 

stürzt anders auslegen zu können, so siu     aU. 
ein Rudel hungriger Wölfe darauf UHR hungrige 
bert Konflikte herbei, die es in 
gar nicht gibt. 

0+t Verrate ich ein Staatsgewalt 
wenn ich sage, daß ich mit      .fl9- 
Kohl in einer Reihe von F'afl*" teh«7 

he täglich in Telefonkontakt » $ 
Das, was dann in der ZeiW 9 jr 
Überschrift steht, hat in unsereri^, 
fongesprächen nicht e'nnf1 hiag 9e' 
tungsweise seinen Niederscn 
funden. Das ist die Wirklichkeit- 

ist die 
Aber ich gehe zurück: Das e'ne jst 
reale Welt der Politik, das an«' wr, 
die virtuelle Welt der TraumJjSte5 

der Magier und Gaukler. Darü!Jn tf$ 
gut, wenn wir alle bei der rea 0(\\e 
der Politik bleiben, bei der Ha e^ 
und Geschlossenheit gut sin l\e\9e' 
nicht das einzige Gut, bei *et

mfl$ 
nauigkeit, Geradigkeit und * r&r 
des Kurses uns im Sinne un*J|tert»,n 

währten Unionspolitik auch w 
Schulter an Schulter sehen wer 
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Schlüsse des Parteitags 
A^ndarbeitslosigkeit - Erster Beschluß 
tra9 deStRller: Bur>desvorstand. — Annahme: Der Bundesparteitag nahm den Leitan- 
9e ejn 

S ^Ur|desvorstandes „Jugendarbeitslosigkeit" unter Berücksichtigung der Anträ- 
N ein

r eine von Landes- und Kreisverbänden in der Fassung der Antragskommission 
%ü 2 p2elner Zwischenarjstimmungen in der Schlußabstimmung bei 2 Gegenstimmen 
, D. Haltungen an. 

Sege Dämpfung der Arbeitslosigkeit ist die vordringlichste politische Aufgabe der 
tische c>art' ^'"'onenarbeitslosigkeit bedeutet eine schwere wirtschafts- und finanzpoli- 
re$ Sch'e'aStung- Fur Jeden Betroffenen ist der Verlust eines Arbeitsplatzes ein schwe- 
ArKf,-      *sal. 

°der ke°S'9keit trifft Jun9e Menschen besonders schwer. Von vornherein keine Arbeit 
Das - 

nen Ausbildungsplatz zu finden: das kann für ein ganzes Leben mutlos machen. 
9e$e||s ^'erri der Jugendarbeitslosigkeit wird nur bewältigt werden können, wenn alle 
2. > aftlichen Gruppen zu einer gemeinsamen Anstrengung bereit sind. 
die an Besserung des Angebots an Ausbildungsplätzen für Jugendliche, die 1983 
2.1 D "^bildenden Schulen verlassen, sollen folgende Sofortmaßnahmen beitragen: 

^tlaB^ Kultusminister der Länder werden aufgefordert, darauf hinzuwirken, daß in den 
V ihr

assen aller Schularten die Jugendlichen über die Notwendigkeit informiert wer- 
Vertra 

e Mehrfachbewerbungen sofort zurückzuziehen, wenn sie einen Ausbildungs- 
*Z ^geschlossen haben. 
Seiti9en u.ndesre9ierung wird aufgefordert, ausbildungshemmende Vorschriften zu be- 
dennotw erzu 2ählen übermäßige Anforderungen an die Ausbildungsbetriebe, über 
^rbeit^?ndi9en Schutz der Juqendlichen hinausgehende Regelungen eines erstarrten 
2.3. 5 SchUzes. 
^nun Schwerbeh'mdertengesetz muß dahingehend geändert werden, daß bei der Be- 

Sirh9  der  Pfl'chtplätze  die  Auszubildenden  nicht  als  Arbeitnehmer  mitzählen. 
Ju9en<j|j ehinderte Auszubildende sind anzurechnen, damit auch gerade für behinderte 
2.4. p .     e ein Weg zu Ausbildungsplätzen erleichtert werden kann. 
^sb||d 

ate "nitiativen, die sich uneigennützig um Vermittlung und E_. 
^rCn    

n9splätzen bemühen, sollen unbürokratisch organisatorische Unterstützung 
Vbj|d 

ate 'nitiativen, die sich uneigennützig um Vermittlung und Bereitstellung von 
dlJrcri dj n9sPlätzen bemühen, sollen unbürokratisch organisatorische Unterstützung 
5-5. D   e Arbeitsverwaltung erhalten. 
[jHi entL^°del1 der Junghandwerker zur Ausbildungsplatzteilung muß weiter erprobt 

Un9sJCkelt Werden- Außerdem sollen branchenspezifische Möglichkeiten des Aus- 
2-6. |n    erbundes zur Vermehrung von Ausbildungsplätzen genutzt werden. 

üblich L"andem sollen vorübergehend Vollzeitausbildungsmaßnahmen als Ersatz für 
2? £.     e Ausbildungsplätze angeboten werden. 

nrechnungsverordnung ist so flexibel zu gestalten, daß die bisherige zwangs- 
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weise Anrechnung des Berufsgrundbildungsjahres oder der Berufsfachschu ,jC 

betriebliche Ausbildung nicht den Abschluß eines Ausbildungsvertrages 
macht.                                                                            - 0- 
Organisationsformen des beruflichen Schulwesens, wie z. B. der Blockunter ^g 
fen die Ausbildung am Lernort Betrieb nicht so benachteiligen, daß sie eine Ge 
von Ausbildungsplätzen bewirken. n \p 
2.8. Die Ausbildungsbetriebe sollen auch solche Ausbildungsplätze mit Ma ^ 
setzen können, an denen bisher nur Jungen ausgebildet wurden. Die Ausbila 
ter/innen der Kammern sollen entsprechend beraten. Rß£ja^ 
2.9. Wirtschaft und Verwaltung werden aufgefordert, über den gegenwärtig ypd 'n 

hinaus auszubilden, damit alle Jugendlichen eine qualifizierte Ausbildung erha ^e^e' 
den kommenden Jahren, wenn geburtenschwache Jahrgänge ins Berufsiebe 
hen, kein Mangel eintritt. ^ffef 
2.10. Für Betriebe, die bisher nicht ausgebildet haben, sollen Möglichkeiten g 
werden, im Ausbildungsverbund zusammenzuarbeiten. ^ 
2.11. Die Funktions- und Mandatsträger der CDU werden aufgefordert, reg'0 Qe$pft 
bildungsplatzaktionen zu initiieren oder zu unterstützen, um in konstruktiven ß 
chen mit Unternehmern, Kammern, Arbeitsverwaltung und den Gewerkscn ^f 
Möglichkeiten zu nutzen, die zur Ausweitung des Ausbildungs- und Arbeitsp 
botes führen können. üfld 

3. Der Bundesparteitag beauftragt die Zukunftskommission Jugend, die An ^tffi 
Diskussionen des Parteitages zum Problem der Jugendarbeitslosigkeit au . A^' 

und konkrete Lösungsmöglichkeiten zu erarbeiten. Das Arbeitsergebnis und ^Z^ 
ge des 31. Bundesparteitages zu diesem Thema sollen den Gliederungen der cfn# 
Diskussion vorgelegt werden. Die Beschlußfassung erfolgt durch den Bundes , 

4. Die CDU ist davon überzeugt, daß eine konsequente Politik des Wirtschaft" |ir 
Schwungs unerläßlich ist, um die bedrückende Jugendarbeitslosigkeit zu bes ^QV 

vestitionen und Innovationen sind der Schlüssel zu neuen Arbeitsplätzen. e t>e' 
nach kurzer Regierungstätigkeit der Unionsparteien sichtbar gewordenen ^0^ 
stärken uns darin, an dem eingeschlagenen wirtschaftspolitischen Kurs fes ,^ 
Kern dieser Politik ist die Erneuerung der Sozialen Marktwirtschaft unter ve ^0 
Bedingungen. Nach Jahren einer stetig wachsenden Staatsquote und einer im j£j|it*' 
ren Staatsverschuldung setzen wir auf Eigenverantwortung, Wettbewerb, r^di 
technologischen Fortschritt und Sparsamkeit. Vorrang in der Wirtschaftspol'1' ^W 
Förderung der Leistungsbereitschaft aller Bürger und der Investitionsfähigkei nge 
ternehmen haben. Eine funktionierende Wirtschaft wird die Tatkraft gerade o 
Menschen in der Bundesrepublik Deutschland dringend brauchen. ep er' 
Außer der Politik für den wirtschaftlichen Aufschwung müssen weitere Maßn ^ A 
griffen werden. Wir wollen durch eine qualitative Arbeitsmarktpolitik die Z3 r <jie 
beitsplätze vermehren. Teilzeitarbeitsplätze müssen angeboten werden, wo' -en" 
wirtschaftlich möglich und von den Aufgaben her zu rechtfertigen ist. Neue r ef1 vß 
Arbeitsteilung, wie z. B. die von uns vorgeschlagene Arbeitsplatzteilung, m 
stärkt verwirklicht werden. 
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°enSarb
9lichkeiten, die sich aus einer flexiblen Gestaltung der Tages-, Wochen- und Le- 

HjKt eitS2e't ergeben, müssen insbesondere zum Abbau der Jugendarbeitslosigkeit 
^Werden 

n Pro 
Nen

9ramm 2ur Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit muß folgende Fragen beant- 

V(j6n? ^
nen Bildungs- und Beschäftigungssystem besser aufeinander abgestimmt 

at>Sehba 
cne Konsequenzen für die allgemeine und berufliche Bildung sind aus der 

^ßna^60 omographischen Entwicklung zu ziehen? Welche berufsqualifizierenden 
^ BilcjM 6n sind notwendig angesichts des hohen Anteils arbeitsloser Jugendlicher oh- 
^situ98" bzw" Ausbildungsabschluß? Wie kann die Ausbildungsplatz- und Arbeits- 
orte j ation fur Mädchen und junge Frauen verbessert werden? Wie können benach- 
V Wei   ^endlicne besonders gefördert werden? 

• Sinn *°nsequenzen sind aus der drohenden Akademikerarbeitslosigkeit zu zie- 
j^de^j    hör>erqualifizierende Ausbildungsgänge ein Wert an sich, auch wenn z. B. 

sPlat?Cf aus9ebildete junge Menschen keinen ihrer Ausbildung entsprechenden Ar- 
%n ab 

finden? Ist die Förderung akademischer Ausbildung dann noch zu vertreten, 
9eben w

2Usehen ist, daß es für junge Akademiker keine Beschäftigungsmöglichkeiten 

k^itspi8 ^ö9üchkeiten ergeben sich bei der Berufsberatung, der Ausbildungs- und 
ttd Un<f t2Vermitt|ung? Wie können Zusammenschlüsse zu einem Ausbildungsver- 
?'e lr>stru andere Alternativen in der Berufsausbildung gefördert werden? Wie können 
S^aufrTlente der Arbeitsförderungspolitik besser eingesetzt werden — auch im Hin- 
%lich. eine größere Mobilität der Auszubildenden und jungen Arbeitnehmer? Welche 
^u9leich 

eiten gibt es, Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen in Teilzeitform anzubieten, die 
f nßn öff'ne Weitere Qualifizierung des Arbeitslosen ermöglichen? Welche Angebote 
6n flach Hentlicner Dienst und Bundeswehr vor allem in anerkannten Ausbildungsberu- 
^ Kann   6m Berufsbildungsgesetz machen? 
a'ne chan'e Vornander»e Arbeit so verteilt werden, daß dadurch mehr junge Menschen 
^eit u ^

Ce auf dem Arbeitsmarkt haben? Wie können Arbeitszeitverkürzung, Teilzeit- 
3lichkg- Arbe'tsplatzteilung so verwirklicht werden, daß sich neue Beschäftigungs- 
art Dien       fur Junge Menschen ergeben? Dies ist auch für den Bereich des öffentli- 
Hturs j?tes zu untersuchen. Wie kann eine bessere Verteilung der Arbeit zugunsten 
er<Jen j      acher Regionen erreicht werden? Kann der Mangel an Arbeit behoben 

v Bra   ndem die K°sten der Arbeit verringert werden? 

6
6rn auch 6n W'r ein neues Verständnis von Arbeit, so daß nicht nur Erwerbsarbeit, son- 
r^nrn ta,i1?ere Tätigkeiten, z. B. in der Familie und in sozialen Diensten, als Arbeit an- 
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schulischen Bildung, die Ausbildungsverordnungen und die Weiterbildungsma 
in praktischen Berufen? -pd' 

— Welchen Beitrag kann die Europäische Gemeinschaft zur Bekämpfung de 
arbeitslosigkeit leisten? 

Zweiter Beschluß zur Jugendarbeitslosigkeit   ^ 
Der 31. Bundesparteitag der CDU begrüßt die Initiative des Bundeskanzlers z^    und 

rung eines ausreichenden Angebots an Ausbildungsplätzen. Industrie,       , rt>ere'' 
Handwerk haben die Zusage gegeben, daß in diesem Jahr jeder Jugendliche, 
und fähig ist, einen Ausbildungsplatz erhält. w0rtli' 

Der Bundesparteitag dankt dem Bundeskanzler für seine Initiative und den Ve     ^r$i- 
chen in der Wirtschaft für die Bereitschaft und Zusage, diesen wichtigen Beitr y 
cherung der Zukunftschancen der jungen Generation zu leisten. -^ 

Der Bundesparteitag ist der festen Überzeugung, daß die Wirtschaft ihre Zu sag    ^ 
ten wird und so im Laufe des Jahres 1983 jeder Jugendliche einen Ausbildung 
kommen kann. 

Flankierende Maßnahmen des Arbeitsmarkte5 ^ 
Antragsteller: CDU in Niedersachsen. — Annahme: einstimmig in der Fas 
Antragskommission. wp 

Bundesregierung, Landesregierungen und die CDU-Fraktionen in Bund und     >Ql$ 
werden aufgefordert, darauf hinzuwirken, daß zur Beseitigung der hohen Arn       ^- 
keit die Anstrengungen zur Verbesserung des Wirtschaftswachstums durch 
de Maßnahmen des Arbeitsmarktes verstärkt werden. Dazu gehören insbeso gp 
a) eine flexiblere Gestaltung der Arbeitszeit, die älteren Arbeitnehmern ab 9 
mehr Entscheidungsfreiheit für die Vorbereitung auf das Alter ermöglicht, 

b) die Ausweitung des Angebotes von Teilzeitarbeit, 

c) die Einschränkung von Nebentätigkeiten, rträ9ef1 

d) der Abbau von systematisch gefahrenen Überstunden zugunsten von Zeit 
oder Neueinstellungen. 

Abgabenbelastung/Schwarzarbeit , 
Antragsteller: KV Göttingen. — Annahme: mit großer Mehrheit, ohne Gegep 

bei wenigen Enthaltungen. M- 

1. Die CDU-Fraktion im Deutschen Bundestag und die CDU-Fraktionen in den 

gen werden aufgefordert, 
a) eine Wirtschaftspolitik zu betreiben, die langfristig zu einer Verringerung 
benbelastung der Betriebe führt, jn d*5 

b) neue Modelle zu entwickeln und zu erproben, mit denen die SchwarzarD       ^jo 
legale Wirtschaftsgeschehen zurückgeführt werden kann. Dazu gehört z. B- 
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^um«Ur eine organisierte Gruppenselbsthilfe von Bauherren in Zusammenarbeit mit 
c] aJ

ernehmern, 

^Uwir'i?6 wirksamere Überwachung der betrieblichen und individuellen Schwarzarbeit 
p    ^"'Ken. 

Öie f 
r'frechtliarhfpartner werden aufgefordert, dem Problem des schwarzen Marktes durch ta- 
k e Vereinbarungen wirksamer zu begegnen als bisher. 

A ^desanstalt für Arbeit 
derAntr      t: BV CDA- -* Annahme: bei einer Enthaltung, einstimmig in der Fassung 
Wer •    a9skommission. 

önnen ^.an9 Beiträge zur Sozialversicherung geleistet hat, muß sich darauf verlassen 
U^eche aß die Versicherung bei Eintritt des Versicherungsfalles das gegebene Ver- 

s|°si ,einlöst- Deshalb muß durch die Versicherungsleistung auch im Falle der Ar- 
tj   Wew       ejfikZU starkes Absinken des erarbeiteten Lebenshaltungsniveaus vermie- 
^'eherrf

n' Eine Kurzung des Arbeitslosengeldes darf Arbeitslose nicht zusätzlich zu 
Undw,V°n Sozialnilfe machen; dies widerspräche einerseits dem Leistungsgedan- 

^6iricjen   are andererseits eine Entlastung des Bundes auf Kosten der Länder und Ge- 

^Öor'lr^nkun9 von Steuervermeidungs- 
giichkeiten und Abbau von Subventionen 

Aus 
er: BV CDA. — Annahme: einstimmig. 

\ ün9 üb ahlpro9ramm von CDU und csu ist die Ankündigung in die Koalitionsverein- 
*\ an !rnorT1men worden, daß die Möglichkeiten der Steuervermeidung durch Betei- 
;'e Öund 

bschreibungsgesellschaften stark eingeschränkt werden sollen. Wir fordern 
r*rbejte 

Sre9'erung auf, die entsprechenden gesetzlichen Regelungen unverzüglich zu 
n *uk, ' So daß sie im Rahmen des Bundeshaushalts 1984 bereits wirksam werden. 

,f waitjgu 
muß darauf geachtet werden, daß Subventionen als Anpassungshilfen zur 

^ert, n 
ng des Strukturwandels eingesetzt werden. Die Bundesregierung wird aufge- 

I Unehrr,e
aUshaltswirksame Kürzungen von Subventionen bereits für das Jahr 1984 vor- 

igen au Und umgehend ein Konzept zu erarbeiten, wie mittel- und langfristig das Vo- 
s

anri.Qle.r Subventionen und Steuervergünstigungen deutlich eingeschränkt werden 
f ^ntjQ0 eiti9 ist von der Bundesregierung ein Verfahren zu beschließen, wodurch 
eHerde

nen grundsätzlich befristet und einer schärferen Wirkungskontrolle unterwor- 

Ha 
So,idterung der Rentenfinanzen 

'9 h der pt: BV CDA, in der Fassung der Antragskommission. — Annahme: einstim- 
^'e P|e        assung der Antragskommission. 
er^ande   Ve/S'cherung muß in einem möglichst breiten Konsens zwischen den Sozial- 

' Tarifparteien und Bundestagsfraktionen durch die umfassende Strukturre- 
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form, die alle Alterssicherungssysteme unter Wahrung ihrer Eigenständig^1 ^ Qie 

maßen umfaßt, auf eine solide und langfristig tragfähige Grundlage gestellt we jtneh' 
Rente muß beitrags- und leistungsbezogen bleiben. Renten und verfügbare ^jstö 
mereinkommen müssen sich im Gleichschritt entwickeln. Angestrebt wird m ^CK- 

eine Neuorientierung des Bundeszuschusses an den Rentenausgaben unte ayf, 
sichtigung der Fremdleistung. Der Bundesparteitag fordert die Bundesreg'e .. 0 
die notwendigen Entscheidungen zu treffen, damit die Rentenerhöhung ab 
erfolgt. 

System der Alterssicherung A, 
Antragsteller: LV Westfalen-Lippe. — Annahme: einstimmig in der Fassung 
tragskommission. ^fi- 

lm Frühjahr 1984 will die Bundesregierung ihre Vorstellungen zur Reform de # 
Versicherung vorlegen. Der Bundesparteitag hält es für unverzichtbar, daß vor parte 
schließenden Meinungsbildung zu diesem Thema im Deutschen Bundestag goZjal 
Gelegenheit erhält, die Vorschläge der Bundesregierung und der Kommissi°n * ^ 
Sicherung" zu beraten. Die Ergebnisse dieser Beratungen sollen dem Bunde Y$p- 
bzw. bei kurzfristigem Entscheidungsbedarf dem Bundesausschuß vorgeleg . jp- 
Der nachfolgend aufgeführte Beschluß des Landesparteitages der CDU Wes ^ 
pe aus 1982 soll als ein Diskussionsbeitrag in die Beratungen der Gremien ei 
werden: 

Weiterentwicklung des Systems der Alterssicherung ch' 
Die CDU hat 1957 die bruttolohnbezogene dynamische Rente geschaffen, d'e ^ 
ternational als Beispiel einer vorbildlichen Sozialpolitik gilt. Diese bedeutend pj t) 
reform der Nachkriegszeit hat sich 20 Jahre lang hervorragend bewährt. Die ^ 
kennt sich zum Generationenvertrag als Kernstück unseres Systems der s p Qt 
cherheit und nimmt seine politische Herausforderung an: „Die jeweils arbeit ^ 
nerationen sorgen durch ihre Beiträge für die Sicherung des Einkommens g(. ß 
mehr arbeitenden Generation und durch Kinder für den zukünftigen Bestan turige 
meinschaft. Bestand kann der Generationenvertrag nur haben, wenn beide ,e\l 
als ebenbürtige Leistungen anerkannt werden. Dies zu sichern ist Aufgabe de 
chen Ordnung des Generationenvertrages durch die zweite Rentenreform- eifi£ 

Die CDU will auch in Zukunft durch eine erfolgreiche Wirtschaftspolitik und jng ° 
leistungs- und sachgerechte Ausgestaltung der gesetzlichen Rentenversic .^a 
Verläßlichkeit der Grundlagen unserer Altersversorgung und die Teilhabe der ^^ 
wirtschaftlichen Fortschritt garantieren. Daher tritt die CDU für eine Weitere ^gfi 
der von der Union geschaffenen dynamischen Rentenversicherung sowie o ^W^ 
Systeme der Alterssicherung ein, die den veränderten Rahmenbedingunge ^' 
schaftlichen Entwicklung, der Bevölkerungsstruktur und der zunehmenden 
der Erwerbstätigen mit Steuern und Sozialabgaben Rechnung trägt. -jt de 

Wer heute aus vordergründigen Rücksichten Änderungen verweigert, leg pefö 

Grund für eine Kette künftiger Eingriffe ins Rentensystem. Die bedeutends ^jeg 
der Nachkriegszeit darf aber nicht staatlicher Willkür anheim gegeben werd 
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Gliche R       ' 
°r'entiere „^^Versicherung mu^ s'cn vielmehr an verläßlichen Zielen und Maßstäben 

Richer . ennt sicn zum gegliederten System der Alterssicherung zwischen ge- 
'^rnte ö   etrieblicher und privater Altersversorgung mit Differenzierungen für be- 
ifrSor9un Vd"*erun9s9ruPPen- Eine einheitliche Volksversicherung oder eine Grund- 
drTl°n>sie fÜr Steuerzanler auf Sozialhilfeniveau wird abgelehnt. Die CDU tritt für eine 
6rBeitra 

PUn? der verschiedenen Systeme ein, deren Ziel nicht eine Vereinheitlichung 
t n9 de | fl'cn*en und Leistungsansprüche ist, wohl aber eine angemessene Neure- 
6rssich,e    nansPruchnahme von Steuermitteln für die Finanzierung verschiedener Al- 

,. eh Ver* .[^Systeme. D&bei ist insbesondere sicherzustellen, daß die unvermeidli- 
<^V°nde ^swirkungen einer veränderten Bevölkerungsentwicklung nicht auschließ- 
Vsteme 2 

Be'tr"agszahlern und Leistungsempfängern der gesetzlichen Versicherungs- 
lc^erunr,      a9en sind. Jede weitere einseitige Belastung der gesetzlichen Rentenver- 

^ Öle Se
9
|b

W,rd abgelehnt. 
j^e'dunq 

Stverwaltung in der Rentenversicherung muß mehr Rechte und mehr Ent- 
1- FW Spielraum erhalten und manipulativen Eingriffen der Regierung — wie z. B. 

,   ^erdp
enanpassungsgesetz der SPD/FDP-Regierung — soweit wie möglich entzo- 

3- Di,      en- 
61,6 ^odifntt für e'ne volle Dynam'sierung der gesetzlichen Alterssicherung durch ge- 

\Te'nrhar   2lerun9 der bruttolohnbezogenen Rentenformel ein: 
d r^'^is (i ^°'^'scne Festlegung des angestrebten Rentenniveaus (durchschnittliches 

r ^eitra„   r Verfügbaren Renteneinkünfte zu den jeweils frei verfügbaren Einkommen 

;Vo      hler> 
AKC^'9en R der Rentensteigerung mit der Abgabenbelastung der Versicherungs- 
schein t 

e,*ragszahler (Bereinigung der allgemeinen Bemessungsgrundlagen um die 
6ri Bemp  

n^ der Beitragszahler bei Beibehaltung der bruttolohnbezogenen persönli- 
Öis *u ngs9rundlage) 

n 
s,affeite 

n*rafttreten der korrigierten Rentenformel sind die Erhebung eines sozial 
an ^6steue e'genen Krankenversicherungsbeitrages der Rentner und eine angemesse- 
tjQ^erTiesSe 

Un^ des sogenannten Ertragsanteils der Renten richtige Schritte zu einer 
Hen     '   en Beteiligung der Rentner an der Lastenverteilung zwischen den Genera- 
te 

ei    deSi h Festlegung des politisch gewollten Rentenniveaus muß eine ausrei- 
ft   ^sQtyje erun9 garantieren, zugleich aber Möglichkeiten für individuelle Altersversor- 

uie 
erschiedene Formen betrieblicher Altersversorgung eröffnen und sichern. 

te 
n9en ^Q entenversicherung vom Staat aufgebürdeten versicherungsfremden Lei- 

ta i!irian2ie fSen Sor9fältiger und ehrlicher bilanziert und aus den öffentlichen Haushal- 
FU e Au Werden- Die CDU lehnt die von der sozial-liberalen Koalition jahrelang be- 
1 9erat nderun9 der Rentenversicherung als Reservekasse für den aus den 
?üöie cDu 6nen Bundeshaushalt mit Nachdruck ab. 
Cf, "^er Ref 

rdert 2U einer kritischen Überprüfung der bisherigen Regelungsabsichten 
^ ^ht OH rm" au*' d'e den 'm Grundsatzprogramm der Union formulierten Ansprü- 

er nur unzureichend genügen. Mit der Neuregelung der Hinterbliebenen- 
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 " en ^ 
Versorgung soll ein eigenständiger Rentenanspruch auch der nichterwerbsta 9 ngjl* 
trauen bzw. Ehemänner sowie die überfällige Berücksichtigung der Kinderer ^onzeP 
Beitrag zum Generationenvertrag zustande kommen. Daher lehnt die CDU da ^ W 
der „Teilhaberente" ab, das die verfügbaren finanziellen Mittel für eine großz a ^$ 
terbliebenenversorgung verbraucht und für Kindererziehungsleistungen ^ak gerecfl' 
Raum mehr läßt. Die Rentenkommission der Bundespartei wird aufgeforde - ^gijf1' 
nungen darüber vornehmen zu lassen, welche monatlichen Belastungen bz • z[p^' 
stigungen auf die Familien bei Einführung einer generellen Pflichtversicheru a .^g 
men. Dabei muß die Harmonisierung zu verschiedenen Rentensystemen ber 
werden. 

8. Die CDU regt eine Neuregelung an, durch die unö^^- 
— auch die nichterwerbstätigen Mütter und Väter sowie Ehepartner ohne K' ^rS' 
cherungspflichtig werden (wobei durch anderweitige nachweisbare Formen 
Sicherung Befreiungstatbestände neu zu regeln sind) und ^jrd. 
— gleichzeitig der Beitragssatz der Versicherten nach der Kinderzahl gesta ^oH' 
Die Rentenkommission der Bundespartei wird aufgefordert, zu prüfen, ob e ^ $ 
ders familienfreundliche Ausgestaltung dadurch erreicht werden kann, daß &n d'e 

burt eines Kindes die bis dahin zuviel gezahlten Rentenversicherungsbeiträge 
tern des neugeborenen Kindes zurückgezahlt werden. ^e^1' 
9. Die vorstehenden Leitsätze und Verbesserungsvorschläge beschreiben die gesetz'. 
ge langfristige Änderung künftiger Ansprüche und Leistungen im System d genßr, 
chen Rentenversicherung auf der Basis einer institutionalisierten Solidarität ^t3Ü 

tionen; eine rückwirkende Beschneidung bereits erworbener Ansprüche 

rechtlichen, politischen und finanziellen Erwägungen nicht in Betracht. fleSetZ" 

10. Die CDU ist entschlossen, die Grundsätze des bewährten Systems eine    ^^ 
chen dynamischen Alterssicherung aufrechtzuerhalten und die Veränderung    ^r* 
zuführen, die ihm auch für die nächste Generation Bestand und Überzeug 
sichern. 

UH» Die deutsche Frage im Unterricht 
Antragsteller: BV Ost- und Mitteldeutsche Vereinigung/Union der yerXr^^c^ 
Flüchtlinge. — Annahme: einstimmig in der Fassung der schriftlichen und 
Empfehlung der Antragskommission. .^ $ 

Die Kultusminister der CDU-regierten Bundesländer sollen dafür Sorge tra^e fj, 
Beschlüsse der Kultusministerkonferenz vom 23. November 1978 „Die deut    ^K 

im Unterricht" und vom 12. Februar 1983 „Die Darstellung von Deutschland a 
ten" in der Unterrichtspraxis der Schulen auch verwirklicht wird. 

Kultur für die Stadt 
derf*55 

/• 

Antragsteller: KV Bonn. — Annahme: bei zwei Enthaltungen einstimmig in 
der Antragskommission. uauS'^ 
Die Bundespartei wird aufgefordert, die Diskussion des Konrad-Adenaue 
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jaches v c^on     ultur für die Stadt — Chancen und Grenzen bei knappen Kassen" auf einem 
S%ß dp      "Kunst und Kultur" weiterzuführen. Auf diesem Kongreß sollen die im Be- 

°undesparteitages 1978 aufgeführten Themen behandelt werden. 

S °p^isch©s Fernsehprogramm 
'ssion     er" ^ Bielefeld. — Annahme: einstimmig in der Fassung der Antragskom- 

aUt 'n'tiati       * d'e deutsche Ratspräsidentenschaft, den vom Europäischen Parlament 
(fehlte 6 der ^/p~Fraktion gefaßten Beschluß zur Schaffung eines über Satellit aus- 

in 3t   
euroPäischen Fernsehprogramms auf die Tagesordnung des Europäischen 

Chii r* zu se*zen ur|d dieses Projekt nachhaltig zu unterstützen- 
der, : ";'e* die Bundesregierung und die Ministerpräsidenten der CDU-geführten 

L Sati i r2e darüber zu entscheiden, daß ein zweiter deutscher Rundfunk-Satellit 
t^ Eine tra9 gegeben wird, damit er ab Mitte 1985 zur Nutzung bereitstehen 
e"'terisvs*l?er Kanä|e des ab 1985 zur Verfügung stehenden deutschen Rundfunk-Sa- 

Ha    
rver©inigungsgebot 

^htij^ er: BV Ost- und Mitteldeutsche Vereinigung/Union der Vertriebenen und 
&ie i ~ Annahme: einstimmig in der Fassung der Antragskommission. 

a'ten jn   Vert:>äncle werden aufgefordert, über die öffentlich-rechtlichen Rundfunkan- 
Q^Qebot'" Bundesrepublik Deutschland an die Verpflichtung aus dem Wiedervereini- 
er'chtes 2  

des Grundgesetzes und aus den Entscheidungen des Bundesverfassungs- 

r,SV<5t ,,UMa'c uca au   ic70vJ ^.ui   vcriuyuny öICIICMUCII UCUISUIIBH nunuiuiir 
n9esj0u    fT1s Sol|te für das Europäische Fernsehprogramm vorgesehen werden. 

'!|tdieJL 
low. .. die Schaffung einer europäischen Rundfunk- und Fernsehrahmenordnung ndlg. 

t   ^'e Chi 11   r ^'elzanl künftiger grenzüberschreitender TV-Programme über Satellit 

n ^eridu   erinnern und die Darstellung von ganz Deutschland in allen seinen Teilen in 
9en und auf den Landkarten zu fordern. 

h 

Sa?Unk" Und FemSehräte 
d   ^tliriq.   r: ^ Ost- und Mitteldeutsche Vereinigung/Union der Vertriebenen und 

rAntra '.~- Annahme: mit großer Mehrheit bei einer Gegenstimme in der Fassung 
e*Us missi0n" 

v0'|, 6rWalti 9en Gremien der Partei wählen nur diejenigen Vertreter in die Rundfunkrä- 
r,   ^rirnehn9Sr^e Und den Fernsehrat sowie die Programmausschüsse, die ihr Amt 

9ehhri rr,en und nicnt an der Wahrnehmung dieses Amtes durch andere Funktio- 
aert- werden. 
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Die gewählten Vertreter sollen — soweit die Vertraulichkeit der Beratunge    ^ 
Rundfunkgremien nicht berührt wird — ihren zuständigen Parteigremien reg ^ejt 
über ihre Teilnahme an den Sitzungen in den Räten und Ausschüssen und i 
berichten. 

Begrenzung des Familiennachzugs von 
Ausländern aus Ländern außerhalb der EG        , 

•  rneü 

Antragsteller: LV Berlin. — Annahme: mit großer Mehrheit bei einer Gegens 
zwei Enthaltungen in der Fassung der Antragskommission. Aü5- 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, die Möglichkeit des Familiennachzug5    ^^ 
ländern aus Ländern außerhalb der EG so zu begrenzen, daß diesen Kindern 
mit ihren Familien und eine ausreichende schulische Bildung ermöglicht wird-      ^e< 
Unabhängig davon, ob diese Ausländer später in ihr Herkunftsland zurückke      j|jche 

weiter in  Deutschland  bleiben, werden ihre  Lebenschancen durch eine 9 
Schul- und Berufsausbildung ganz erheblich verbessert. 

|r Europawahl 1984 
Antragsteller: Bundesvorstand. — Annahme: mit großer Mehrheit bei wenig 
stimmen und Enthaltungen. ,wnP 

1984 ist   i. 
Die bevorstehende 2. Direktwahl zum Europäischen Parlament im Frühjahr     cn\s^e 

großer Bedeutung, weil in Europa in den Jahren 1984 bis 1989 weitreichende ^. 
düngen zu treffen sind, die alle Mitbürger in der Bundesrepublik Deutschland ^ 

Der Bundesparteitag erwartet daher, daß unter den Abgeordneten der CDU in1 ^ 
sehen Parlament auch ab 1984 wieder alle Bundesländer vertreten sind, in d {i)jtf\$ 
desverbände der Partei bestehen. Er bittet deshalb diejenigen CDU-Landes )t^

r 

aus deren Reihen voraussichtlich mehrere Europa-Abgeordnete der CDU 9e .^f1* 
den, bei der Aufstellung ihrer jeweiligen Landeslisten auch solche CDU-Kan. tür $ 
aussichtsreicher Stelle solidarisch zu berücksichtigen, die trotz Spitzenkan | ^ 
ihrer jeweils eigenen Landesliste aus Gründen der regionalen Bevölkerung ^pn 
Wählerstruktur ihr Mandat aus eigener Kraft nur schwer oder gar nicht erring 
ten. aN/' 
Der Bundesparteitag bittet den Bundesvorstand, bei der Vorbereitung der c ^ 
1984 die Beachtung dieses Beschlusses laufend zu überprüfen und darübe 
desausschuß und den Bundesparteitag in 1983/84 zu unterrichten. 

Studiengebühren p# 
Antragsteller: Johannes Mertens, Ralf Mairose, Salchow Roland und weiter^a|tü^ 
gierte. — Annahme: mit großer Mehrheit bei einer Gegenstimme und einer tn 0 

. u0chsc' 
Die CDU setzt sich dafür ein, daß Studiengebühren an Universitäten una n 
nicht eingeführt werden. 



UiD 20/21 • 27. Mai 1983 • Seite 81 

PARTEITAG Beschlüsse 

A^Pawahlgesetz 
pn9elber?'ier: Werner Zeyer, Dr. Klepsch, Werner Scherer, H. W. Müller, Paul Manstein, 
as$Uriq d 

hiel' ^'roar Brock und weitere 39 Delegierte. — Annahme: einstimmig in der 
Die ß       er Antragskommission. 

r   et* den 7^'erun9 wird gebeten, durch eine Novellierung des § 2 Abs. 1 Europawahl- 
61^4 zu        ammenschluß von mehreren Bundesländern bei der Europawahl im Jah- 

e|nem Wahlgebiet möglich zu machen. 

Ha 
enarbeitsschutzgesetze 

%erUnd
er: prof. Dr- Kurt H- Biedenkopf, Dr. Reinhard Göhner, Leni Fischer, Günter 

&ie p.       We'tere 27 Delegierte. — Annahme: einstimmig. 

pr ^Qder *sschutzgesetze entsprechen teilweise nicht mehr den Gegebenheiten 
/^n. g en technischen Arbeitswelt und dem Selbstverständnis der berufstätigen 
fiS^ut2KISt daner eine Untersuchung der Schutzgesetze notwendig. Benachteiligen- 
u SCriäftirt 

stlrnrnungen für Frauen müssen abgeschafft werden; insbesondere ist das 
>e h>n9sverbot im d       hins- bot im Bauhauptgewerbe sowie die Benachteiligung im Bäckereige- 
l\n ^6r2icht des Arbeitsbeginnes aufzuheben. Darüber hinaus fordert die CDU 
rv^^er w  auf die Begrenzung der Tagesarbeitszeit unter Beibehaltung der Begren- 

t   praxis 
narbeitszeit- 

, n9en (z ß
at ferner bewiesen, daß die Kosten für vorgeschriebene zusätzliche Einrich- 

s ^ ^ofern " San'täre Anlagen) viele Betriebe von der Beschäftigung von Frauen abhal- 
^0rschrf

0,Cne Einrichtungen vorgeschrieben sind, sollte überdacht werden, ob die- 
,Tten wirklich in allen Fällen erforderlich sind. 

VUerschaftsgeld 
giß* *5te||er. r. 
% in der F Renate Hellwig, Wolfgang Vogt, Kurt Härzschel und weitere 27 Dele- 
ch Qege 

assun9 der Antragskommission. — Annahme: mit großer Mehrheit bei ei- 
h^ ^rTlPfehftirT)men und Enthaltungen in der Fassung der schriftlichen und mündli- 
?*r Bu Un9en der Antragskommission. 
f(Jhlterschaffarteita9 be9rußt die Absicht der Bundesregierung, ab 1. Januar 1987 ein 
le 

rer». 4 s9e'd für alle Mütter (bzw. Väter) als Einstieg für ein Erziehungsgeld einzu- 
K(j ^ereichiChts der nonen Staatsverschuldung sind Sparmaßnahmen, auch im sozia- 
le ^Un9 solltd'e nacnste Zeit unvermeidlich. Die bei Mutterschaftsgeld vorgesehene 
H* ^Jn<j    6 ^edocn nocn einmal überprüft werden. 
CSha|tsbeParteitag fordert die CDU/CSU-Bundestagsfraktion auf, im Rahmen der 
aUf  ^'e|. be'AUngen die Kurzun9 des Bezugs von Mutterschaftsgeld zu überprüfen mit 

^rei |^0   Aufrechterhaltung des notwendigen Sparvolumens eine Kürzung von vier 
nate zu vermeiden. 
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Änderungen des Statuts der CDU rhe, 
Antragsteller: Bundesvorstand. — Annahme: mit großer satzungsändernde 
bei mehreren Gegenstimmen und wenigen Enthaltungen. 

1. § 16 Abs. 1 Statut wird gestrichen. .. 
2. Der bisherige § 16 Abs. 2 wird zu Abs. 1 und wird in Satz 1 wie folgt Qea° ^0' 

„Die Landesverbände sind die Organisationen der CDU in den Ländern de    j^tf 
republik Deutschland. In Nordrhein-Westfalen besteht die CDU aus dem La   jSö^ 
band Rheinland und dem Landesverband Westfalen-Lippe, in Niedersachs 
Landesverbänden Braunschweig, Hannover, Oldenburg'." 

3. Die Absätze 3 und 4 werden zu den Absätzen 2 und 3. 
4. An § 20 wird folgender neuer Abs. 3 angefügt: t^' 

„Die Bewerber und Ersatzbewerber für die Wahl zum Europäischen Paris ^tf 
den, sofern der Bundesvorstand gemäß § 8 Abs. 2 Europawahlgesetz slC j(jetif 

Einreichung einer gemeinsamen Liste für alle Länder (Bundesliste) ents ^ 
geheimer Abstimmung von einer Bundesvertreterversammlung gewählt- ^ ße 
Zusammensetzung gelten, soweit die Wahlgesetze nicht entgegenstehe 'ßfßS 
Stimmungen des § 28 des Statuts entsprechend; für die Einberufung, ßesC ^s $\ 
keit, Leitung und Durchführung der Bundesvertreterversammlung sowie ' ^ 0e 

fahren für die Wahl der Bewerber gelten die Bestimmung des Statuts un 
schäftsordnung der CDU für Bundesparteitage entsprechend." 

5. An § 20 Abs. 3 (neu) wird folgender neuer Unterabsatz angefügt: $$ 
„Für die Aufstellung der gemeinsamen Liste für alle Länder (Bundeslist '  0\e^ 
vorbehaltlich Satz 4 die auf die CDU eines jeden beteiligten Bundeslandes        ^ 
den Listenplätze nach dem d'Hondtschen Verfahren aufgrund der Erge      ^fl 
vorausgegangenen Europawahl ermittelt. Die CDU in den Ländern hat für . ngH^ 
stehenden Listenplätze das Vorschlagsrecht. Die Bundesvertreterversarnm      ^e 
hiervon nur mit Zweidrittelmehrheit abweichen. Die ersten Plätze der gem sje$ 
Liste für alle Länder (Bundesliste) sind zunächst mit je einem Bewerber     .0$, 
Bundesland zu besetzen, in dem die CDU zur Europawahl kandidiert; die'    ß$$V 
Plätze werden nach dem d'Hondtschen Verfahren verteilt, wobei die nach 
verteilten Plätze angerechnet werden." p v 

Heiner Geißler hatte die vom Bundesvorstand eingebrachten Antr 
und B 21 vorher wie folgt begründet: ^ 

Zunächst zu dem Antrag B 20. Dieser Antrag betrifft das uns allen bekannte^    5(;f1^ 
dafür Sorge zu tragen, daß bei der bevorstehenden 2. Direktwahl zum     „^e^°f. 
Parlament im Frühjahr 1984 an diejenigen CDU-Landesverbände, aus deren        ^ß 
aussichtlich mehrere Europa-Abgeordnete der CDU gewählt werden, also an   ^$> 
ren Landesverbände die Bitte zu richten, bei der Aufstellung ihrer jeweilig0"   ^eSv^ 
sten solidarisch dafür Sorge zu tragen, daß auch Kandidaten aus solchen     -gfil^ 
bänden Berücksichtigung finden, die aus Gründen der regionalen Bevölkerung ^g 
der Wählerstruktur ein Mandat aus eigener Kraft nur schwer oder gar nie 
können. 
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'et2te u ?n sicn daran erinnern, daß der Parteivorstand und der Bundesvorsitzende das 
% La 

m't dieser Bitte an die größeren Landesverbände herangetreten sind und daß 
&ündes 

esverbände dieser Bitte auch entsprochen haben. Wir schlagen vor, daß der 
^Orst rte'ta9 wegen der großen Bedeutung, die die Europawähler haben, den Bun- 
^'n2Uwirk nd bittet, aucn dieses Mal wieder bei den größeren Landesverbänden darauf 
^'unq I en' daß so wie De'm letzten Mal verfahren wird. Die eigentliche Beschlußemp- 

iva/,/ ^desParteitag bittet den Bundesvorstand, bei der Vorbereitung der Europa- 
v 'ch h        dle ^eacntun9 dieses Beschlusses 

la        
6 'hnen das A^lie9en eben dargelegt — 

in 79oo Zu überprüfen und darüber den Bundesausschuß und den Bundesparteitag 
3/84 zu unterrichten. 

Un *u d 
^hg srjup."1 Satzungsänderungsantrag B 21. Mit diesem Antrag auf Änderung der Sat- 
ari die Q a^* der Bundesvorstand vor, das Statut der Christlich Demokratischen Union 
^ch. njch etZ''C'1e Regelung des Europawahlgesetzes dort anzupassen, wo dies bisher 
Ich ^ der Fall war, noch nicht geschehen konnte. 

B0,1daraUr naneren Erläuterung und Begründung auf folgendes hinweisen. Sie können 
ar|amen? erinnern, daß das Gesetz über die Wahl der Abgeordneten des Europäischen 

aiJch Se, s v°m 16. Juli 1978 erst nach langwierigen, sehr schwierigen und zeitweilig 
^aliqe D troversen parlamentarischen Beratungen verabschiedet worden ist. Die 
^ Wahl Undesregierung aus SPD und FDP hatte, wie Sie sich erinnern können, ja nur 
^sam naCh Bundeslisten vorgesehen, wobei der CDU und der CSU wegen der ge- 
eist« en Fraktion die Möglichkeit eingeräumt werden sollte, eine gemeinsame Bun- 
Di6u . auf2ustellen. 
b6h siCknSparteien sind demgegenüber von Anfang an dafür eingetreten — und sie ha- 
a's r»iöq|-Clarn't dann letzten Endes auch durchgesetzt —, das Europawahlrecht so weit 
woilten 

lc.n dem geltenden Bundestagswahlrecht anzupassen. Das, was wir eigentlich 
laicht 2^nam|ich eine direkte Wahl der Europaabgeordneten in Wahlkreisen, war ja leider 
Mögjjch 

rea'isieren. So kam es zu einem Ergebnis, das zwei Möglichkeiten vorsah: die 
d'e Möq|6lt' eine Bundesliste, eine gemeinsame Liste für alle Länder aufzustellen, und 
Se'n So||t°hkeit' Listenwahlvorschläge für ein Land aufzustellen, wobei es dann möglich 
Kn       6 d'ese Listen miteinander zu verbinden. 

?6Ues Euand 19?8 die Hoffnun9- daß im Laufe der Jahre das Europäische Parlament ein 
'Ökejt k-rt°

Pawanlrecnt verabschieden würde, das für alle Länder innerhalb der EG Gül- 
?'6s; sieh' DaS Eur°PaPar,ament — die anwesenden Europaabgeordneten wissen 
^rdings 

hat)en ja dabei mitgewirkt — hat ein solches neues Gesetz verabschiedet. Al- 
?e^6ins

Su dieses Gesetz nie in Kraft getreten, weil der Ministerrat der Europäischen 
standCpaft da9egen ein Veto eingelegt hat. Genauer gesagt: Die Sache ist am Wi- 

Auf tn9'ands gescheitert. Wir haben also kein neues Europawahlrecht. 

, l*tut (je
erTl ^undesparteitag 1978 in Ludwigshafen haben wir ja bereits erwogen, das 

aben (jje 
CDu den neuen Erfordernissen des Europawahlgesetzes anzupassen. Wir 
unterlassen, weil wir gedacht haben, es komme im Laufe der nächsten Jahre 
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ein gemeinsames Europawahlrecht, das für alle Länder gilt. Wir hätten dann das - 
an das neue Wahlrecht anpassen können. jtag 
Nun ist es dazu nicht gekommen. Dieser Bundesparteitag aber ist der letzte " ^. 
vor der kommenden Europawahl, auf dem wir eine Statutenänderung vornehme ^ 
nen — auch deswegen, weil ja nach dem geltenden Wahlrecht schon jetzt mit 0 ^ 
Stellung der Europakandidaten begonnen werden kann. Wir müssen also nunm 
Statut angleichen. ^ar 
Wir haben in Ludwigshafen einen Beschluß zum Europawahlgesetz gefaßt. Aber ^ 
im wesentlichen ein organisatorischer Beschluß: daß nämlich, was die Durchfuhr ejl 

Europawahl anbelangt, die Bestimmungen des Statuts für die Bundestagswahl VL|-0|en- 
haben sollen. Wir müssen also die 1978 vertagten Satzungsänderungen jetzt nac 

Das Europawahlgesetz sieht an mehreren Stellen notwendige Entscheidungen gnt- 
Parteien und die sonstigen politischen Vereinigungen vor, so z. B. in § 8 Abs. 2 e. 
Scheidung, ob eine Bundesliste oder ein System von verbundenen Landesliste0' ^rti 
sehen werden soll. Weitere Bestimmungen finden sich in § 10 Abs. 4. Au ^c\\ 
schreibt § 10 Abs. 5 des Europawahlgesetzes ausdrücklich vor, daß die Parteien ^ 
ihre Satzungen das Nähere über die Wahl der Vertreter zur VertreterversammlunS' ung 
die Einberufung, über die Beschlußfähigkeit der Mitglieder der Vertreterversa ^ 
sowie das Verfahren für die Wahl der Bewerber regeln müssen. Dies alles ist in u jnj. 
Statut nicht enthalten, vor allem nicht für den Fall, daß die Christlich Demokratie (j. 
on eines Tages zu der Auffassung kommen sollte, man solle statt verbundener L 
sten eine gemeinsame Bundesliste aufstellen. yyeri 
Die jetzt vorgeschlagene Satzungsänderung beinhaltet infolgedessen — ich leg ^e$ 
auf diese Feststellung — nicht eine Festlegung in der Richtung, daß wir sag ' ^et 
muß gemacht werden, sondern es soll nur die satzungsrechtliche Möglichkeit <$• 
werden, nach unserem Statut so oder so zu entscheiden. Um diese Möglichke 
ben, müssen wir das Statut ändern. 

Der Antrag sieht im einzelnen folgendes vor: QQ\) 

In § 16 Abs. 1 und 2 wird klargestellt, daß grundsätzlich die Landesverbände o ^s. 
Deutschlands mit dem Gebiet der Länder der Bundesrepublik Deutschland de Q6- 

gleich sind. Wir brauchen im Statut eine Bestimmung, aus der hervorgeht, welc $ 
biet die Christlictvüemokratische Union erfaßt. Wir heben also die Vorschrift aui. ^ 
einzelnen Bundesländer und Landesverbände enumerativ aufzählt, und legen j^ti' 
die Bundesrepublik Deutschland und die Landesverbände der Christlich pe - v^'r 

sehen Union deckungsgleich sein können. Dies ist die Voraussetzung dafür, 
rechtlich die Möglichkeit haben, auch eine Bundesliste aufzustellen. A- 

Nun ist klar: Wir haben in zwei Ländern mehrere Landesverbände, nämlich ' $ 
rhein-Westfalen und in Niedersachsen. Infolgedessen müssen wir, weil ja Abs. stirfl' 
enumerativen Aufzählung der einzelnen Bundesländer wegfällt, eine zusätzliche ^lefl 
mung einführen, aus der hervorgeht, daß es auch in Zukunft in Nordrhein-W 
zwei und in Niedersachsen drei Landesverbände geben wird. jpd 
In der Ziffer 4 wird beantragt, die rechtliche Möglichkeit zu schaffen — nicht m ^p} 
nicht  weniger  —,  die  satzungsrechtlich  bisher nicht gegeben war,  daß 
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Wenn 
lands wie alle anderen politischen Parteien in der Bundesrepublik Deutschland, 

Fte9e|u'
e dies Plüsch für notwendig hält, eine Bundesliste aufstellt. Sie soll dann eine 

kratiScu9 haben für die Wahl der Bewerber und Ersatzbewerber der Christlich Demo- 
WirrTr 

en union für die Wahl zum Europäischen Parlament. 
ÜieSes

s^en infolgedessen auch das Organ bestimmen, das eine solche Wahl vornimmt. 
v6rtret 

r9an ist die Bundesvertreterversammlung. Die Zusammensetzung der Bundes- 
V im rversamnilung soll, soweit gesetzliche Bestimmungen dem nicht entgegenste- 
Ss j Wesentlichen der Zusammensetzung des Bundesparteitages entsprechen. 

Hwes[ne Selt,stverständlichkeit, daß durch diese Satzungsänderung die mit unserer 
D(jrc, erPartei, der CSt), getroffenen Vereinbarungen nicht berührt werden. 
der Bert r 5 des Antrages soll sichergestellt werden — dies war ein Wunsch, der bei 
aaß erst 'm Bundesvorstand sehr deutlich zum Ausdruck gebracht worden ist —, 
krbiejjjt6ns eine Majorisierung kleinerer Bundesländer durch größere Bundesländer un- 
^nneri ' daß at»er auf der anderen Seite auch die größeren Bundesländer sicher sein 
^sverh" die Zanl der Kandidaten für das Europaparlament aus den einzelnen Lan- 
r°Patya^

nden Jeweils der Zahl der Stimmen entspricht, die in der vorangegangenen Eu- 
9egeb    ln den betreffenden Bundesländern für die Christlich Demokratische Union ab- D*CWordensind 
der

 ein v 6S wird nier eine Regelung vorgeschlagen, daß nach d'Hondt die Bundeslän- 
VScn| 

0rschlagsrecht haben und daß die Bundesvertreterversammlung von diesem 
ben, cjaß

9srecht nur mit einer Zweidrittelmehrheit abweichen kann. Sie werden zuge- 
fe$tst6|| dles ejne rein oder fast rein theoretische Möglichkeit ist. Außerdem wollen wir 
tün9 ist n' Weil dies fur die Werbewirksamkeit einer solchen Liste von großer Bedeu- 
ten p|L~~ ' 
16 einerr|2ß ~~ das ist die weitere Regelung — einer etwaigen Bundesliste zunächst mit 
Ö'e a^ Bewerber aus jedem Bundesland besetzt werden, in dem die CDU kandidiert. 

s,en pß ~~" die ersten zehn Bewerber erscheinen auf einer solchen Liste —, daß die er- 

^mi 
-'« ando   "'*c,u«r aus jeaem öunaesiana Desei^i WBIUBM, IM uem uic OL-»VJ r\an 
Öer ß    ren Bewerber werden dann nach dem d'Hondtschen Verfahren verteilt. 

tr C&U .esvorstand glaubt, daß durch diese ausgewogene Regelung die Interessen al- 
rr^uiie 

sverbande angemessen berücksichtigt worden sind. Wir haben bei der 
jJ9t, w0 

riJj9 dieses Antrags auch die Erfahrung in den Landesverbänden berücksich- 
tig       d'e Aufstellung der Landesliste wegen der besonderen Bedeutung der vor- 

'ch d     
n Bez'rksverbände ein besonderes Verfahren notwendig macht. 

k*n Äri(j2USamrnenfassen: Der Bundesvorstand bittet daher den Bundesparteitag, die- 
^itgiied 

erungsanträgen, die eine satzungsändernde Mehrheit, also die Mehrheit der 
hrherl

r des Bundesparteitages erfordern, einen breiteren Rückhalt und eine große 
Uncjf(jr 

2u verschaffen. Auch die Antragskommission, in deren Namen ich spreche 
9 ausfleJCh diesen Antrag ausführlich begründet habe und die sich auch mit dem An- 

dfis Qimw       n befaßt hat, empfiehlt dem Bundesparteitag die Annahme beider Anträge 
u      Undesvorstands. 

e|mut Knu, 
^a h 8aQte nach einer kurzen Diskussion: 
S'nd aber' 

darnit das ganz klar ist: Hier will niemand irgend jemanden überfahren. Da 
^Cristen      ahrungen aus der Vorbereitung der letzten Europawahl. Die Wahlen im 

anr werden nicht leichter, sondern eher schwieriger. 
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Ich will noch einmal zusammenfassen, worum es mir politisch geht. Ich beken ^ 
als der Initiator dieses Antrages. Mir geht es darum, daß wir von Solidarität in "e , jje 
nicht nur reden, sondern daß wir, wenn es darum geht, daß sich die größeren ren. 
kleineren Verbände vernünftig gegenseitig unterstützen, Solidarität auch Pra"c re ge- 
Ich muß Ihnen sagen: Zu den unwürdigen Erlebnissen der vergangenen zehn J      ^r 
hört für mich die Erfahrung, daß ich bei der Kandidatenaufstellung vor vier Ja'1''    rUfli- 
nicht gerade mit dem Hut in der Hand, aber in einer ähnlichen Situation im Lan       ,e5- 
gelaufen bin und gesagt habe: Wir können doch unmöglich zulassen, daß die ^jja^ 
verbände Bremen, Hamburg und Saarland am Ende bei der Europawahl ohne ^ 
dastehen und wir dann sagen müssen: Wir sind nicht einmal fähig, auf der na 
Ebene die Region der Bundesrepublik abzudecken. ..**. 

Da habe ich tolle Argumente gehört. Da hieß es dann z. B.: Das ist doch nur ei «e- 
rer Kreisverband, dieser eine Landesverband. Und dann habe ich dieses und J 
hört.                                                                                                              . gjfii1 

Was hier vorgeschlagen wird, und was ich nachdrücklich unterstütze, hat sei ^ 
darin, daß wir dann zwei Möglichkeiten haben. Wenn Sie genau hinschauen, e ^.^r 
Sie, daß damit noch nicht entschieden ist, ob wir dieses Instrument nutzen ode ^ 
bisherigen Regelung bleiben — der erste Antrag zielt ja auf die bisherige Reg $• 
aber wir haben dann die Möglichkeit, es zu nutzen. Und jetzt mit Blick auf die ie ^ $ 
merkung zu den bayerischen Freunden: Wir tun mit diesem Antrag nur das, ^a-cy,\\$ 
Satzungen der FDP, der SPD und der CSU möglich ist: Wir ziehen eine Ent 
nach, die andere längst vor uns vollzogen haben. $ 

Zweitens: Ich bin elementar daran interessiert, daß, wenn wir eine solche Entsc ^ 
nach dem jetzt vorgeschlagenen Weg zu treffen hätten, die Landesverbände in ^n 
hren Einfluß behalten, und zwar — um das Wort aufzunehmen, das hier 9eSP   p 
wurde — einfach deswegen, um die Basisnähe auch der Kollegen im Europäisc ^ 
lament zu gewährleisten. Beiläufig sage ich: Ich wünschte, daß alle Kreisverbän efi! 
im Laufe des Jahres darum besorgt sind, daß die Kollegen im Europäischen P 
die notwendige Unterstützung bekommen. ^ 
Nicht nur bei der Kandidatenaufstellung, sondern im Alltag der Politik ist es Qa . $\v 
tig, daß wir wissen: Wir haben Abgeordnete in den Rathäusern, in den Kommü 

menten, in den Landtagen, im Bundestag und im Europäischen Parlament. ^ 

Ich habe allen Grund, bei dieser guten Gelegenheit zu sagen, daß die Kollegen. ^$ 
sitzen, vorzügliche Arbeit leisten   und daß es überhaupt keinen Grund gibt z partei 
Dort wird weniger oder weniger intensiv gearbeitet als in anderen Bereichen de        ^ 
Mit einem Wort: Wir wollen uns mit diesem Antrag die Alternative offenhalten,     jvin 
anderen Parteien bereits haben. Wir werden selbstverständlich ausgiebig und m 
der Partei darüber reden, was wir letztendlich tun werden. , gWir 

Aber eines ist doch sicher: Die Annahme dieses Antrages ermöglicht es aucn'    r{jD
e 

die bisherige Lösung praktizieren, und zwar besser, weil wir uns dann schnelle        e(\ 
einigen können, daß alle Landesverbände auch in Zukunft im Europäischen " 
vertreten sind. - 

Mit einem Wort: Ich bitte Sie sehr herzlich um Ihre Zustimmung zu diesem An 
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ÖFFENTLICHKEITSARBEIT 

Ionen zum 17. Juni 
l9S33°hJahren' am 17- Juni 

k Ost 2ben russische Panzer 
d*Uts Klin den Aufstand 
^HsrKr Arbeiter gegen das 
^gni ^^verachtende kom- 
9ewai2t

Sche Regime nieder- 

lf1 fcr R ls* der 1V
lndesrepublik  Deutschland 

arbejts« .• Juni seit jenen Tagen ein 
N für 6r Gedenktag. Stellvertre- 
ter k    alle Deutschen in Ost und 
ne Warknunen wir das Andenken an je- 
rw ^halten  *«- ~- -• ^-' -^ 

D srn 
n;?iefü^ 
°kratie 

die mit dem Ziel de- 
en,   Rechte  zu  errei- 

uns in einer freiheitlichen 
%T^ hab 

Clio.."     e selbstverständlich sind. 
Verbänd

e"?e Aufgabe, an der sich alle 
6s *U be

e-beteil'gen sollten. Dabei gilt 
Jnsta|t 

rucksichtigen, daß Abendver- 
i s in rji en wegen des Wochenen- 

• JUnj v Sem Jahr möglichst für den 
vorbereitet werden. 

k°n MatP
Aktl0nen stehen eine Reihe 

;ei$VerKlallen zur Verfügung, die Ihr 
Sbp-J*nd  bereithält.   Sollten   Sie 
°ine 

^ ^osrTi, die Wandzeitung  sowie 
!Cnen \,?

ekt der Ost- und Mitteldeut- 

qe 
%er[ ^lnaiJs Exemplare benötigen, 

s'e die 

Oe.w   Reinigung bei'der CDÜ-Bun- 5* 6ltsarhlaftsstelle,   Abt.   Öffentlich- 
Konrad-Adenauer-Haus, 

5300 Bonn 1, anfordern. Die Zeitung 
„CDU extra" können Sie über das IS- 
Versandzentrum, Postfach 1328,4804 
Versmold, bestellen (Mindestbestell- 
menge 250 Exemplare, Preis pro Min- 
destabnahme 17,50 DM, Bestell-Nr. 
2432). Die Flugblattvorlage wird Ihrem 
Kreisverband zur eigenen Produktion 
direkt zugehen. 

Wandzeitung 
Die Wandzeitung zum 17. Juni sollte 
in jedem vorhandenen Schaukasten 
und an sonstigen geeigneten Stellen 
aushängen. Sie kann zum Beispiel 
auch plakatiert werden. 

Prospekt 17. Juni 1953 
Die Ost- und Mitteldeutsche Vereini- 
gung hat einen Prospekt herausgege- 
ben, der die Ereignisse des Frühsom- 
mers 1953 chronologisch zusammen- 
faßt. 

CDU extra 
„Aufwärts mit Deutschland" 
Die neueste Ausgabe unserer Zeitung. 
„CDU extra", die sich im Schwerpunkt 
mit der Regierungserklärung beschäf- 
tigt, erinnert in einem großen Artikel 
an den 30. Jahrestag des 17. Juni. 

Flugblatt 
Aus der Reihe „Zur Sache" wird den 
Kreisverbänden eine reproduktionsfä- 
hige Druckvorlage eines Flugblattes 
zugehen. 
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UNION BETRIEBS GMBH 
POSTFACH 24 49 
5300 BONN 1 

POSTVERTRIEBSSTÜCK 
Z 8398 C 
GEBÜHR BEZAHLT 

Informationsstand 
Errichten Sie an belebten Plätzen Ih- 
rer Gemeinde einen Canvassingstand, 
der gezielt auf den 17. Juni ausgerich- 
tet ist. Dies läßt sich zum Beispiel 
durch Stelltafeln mit Fotos, Zeitungs- 
artikeln, Plakaten, Auszügen aus dem 
CDU-Grundsatzprogramm oder der 
Regierungserklärung von Bundes- 
kanzler Helmut Kohl erreichen, aber 
auch durch die symbolische Nachbil- 
dung der Mauer. Der Stand soll nach- 
denklich stimmen und zur Diskussion 
anregen. 

Aktionsbeispiel 
Der CDU-Ortsverband Elversberg 
(Saarland) hat für den 17. Juni folgen- 
de Aktion vorbereitet, die wir beispiel- 
haft an dieser Stelle veröffentlichen: 
Am 16. Juni wird von 14 bis 18 Uhr im 
Ortszentrum ein Info-Stand aufge- 
stellt. Er wird wie folgt gestaltet: 

ind, die 
1. Errichten   einer   Bretterwaf'^t 
auf zwei Seiten als Mauer a^ntüi 
wird,  darauf  Stacheldraht (ev 

gemalt). 
2. Anheften einiger Spruc 
Bedeutung dieses Tages 

hbänder t* 

2Pa 
«ete 

3. Über die Mauer hinweg: c >-^ß 
hängen als Symbol dafür, daß     ^ 
nach drüben die menschliche 
bindungen wachhalten. ^fi 

4. Spendenkasse und AnnaJ^  n 
iP 

Sachspenden für Paketsenduny 
die DDR. sf 
5. Telegrammflugblatt der Bun 
schäftsstelle. urd

e 

Bereits in der zweiten Maihälfte y 
in einem Mitgliederbrief zu Ge ^$\e 
Sachspenden aufgerufen; ein ^r 
benötigter Güter war beigefüg1, eine 
Woche vor dem 17. Juni Wir ^ 
Presseveröffentlichung auf de .ei- 
und die Spendenmöglichkeit 

sen. 
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